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Die Tagung wurde durchgeführt in Zusammenarbeit mit dem

Zentrum für Verwaltungsforschung



Österreichische Bezirkshauptleutekonferenz
Qualitätsstandards für BürgerInnen und Wirtschaft

Heidrun Silhavy
Staatssekretärin für Regionalpolitik und Verwaltungsreform

Nicht selten werde ich damit konfrontiert, dass das Thema Verwaltungsreform als unendliche Ge-
schichte empfunden wird. Eine stete Änderung der Verwaltung als Serviceorganisation ergibt sich je-
doch als logische Konsequenz einer Gesellschaft, die eine dynamische Entwicklung nimmt. Oftmals 
wird aber der Begriff Verwaltungsreform nur auf Änderungen in Verfahrensprozessen und -methoden 
zwecks damit verbundener Einsparungen reduziert.

Die Verwaltung ist ein Dienstleistungsunternehmen und muss als solches die Zufriedenheit der 
Kunden und Kundinnen mit dem Service, dem Leistungsangebot aber auch dem Vollzug als ober-
sten Maßstab haben. Aus diesem Grund ist die Herausforderung für eine prozessorientierte Ver-
waltungsreform, zwischen wachsender Leistungsqualität für Bürgerlnnen und Wirtschaft und einem 
einzuhaltenden Budget die Balance zu halten. Qualitätssicherung, Qualitätsstandards und Qualitäts-
management sind dafür unverzichtbar und mir daher ein besonderes Anliegen. Hiefür ist der Aus-
tausch, die Aussprache zwischen den Akteurlnnen, wie z. B. zwischen den Bezirkshauptleuten, eine 
wichtige Voraussetzung. Dieser Austausch unter dem Motto „voneinander Lernen“ und das dadurch 
mögliche Nutzen von Best Practice Beispielen, standen auch bei der Bezirkshauptleutekonferenz in 
Graz im November 2007 im Mittelpunkt.

E-Government ist ein wesentlicher Hebel für Verwaltungsinnovation, erleichtert u.a. die Straf-
fung und Beschleunigung von Prozessen und deren Standardisierung, verbessert den Zugang zu 
lnformationen und ihrer Verteilung, sichert Transparenz und ermöglicht die breite Einbindung Betrof-
fener. E-Government leistet damit einen wichtigen Beitrag zur verstärkten Bürgerlnnenorientierung 
der Verwaltung und zur Qualitätsverbesserung. Daher habe ich einen Schwerpunkt für 2008 auf die 
Schaffung einer E-Charta für Bürgerinnen und Bürger gerichtet. Neben dem laufenden Projekt „Ver-
waltungskosten senken für Unternehmen“ ist es mir besonders wichtig eine Verwaltungsentlastung 
für Bürgerinnen und Bürger voranzutreiben.

Dazu bedarf es einer weiteren Verbreitung der E-Government Angebote. Selbstverständlich ist 
dabei auch die optimale Umsetzung der Barrierefreiheit auf den Webseiten ein bedeutendes Quali-
tätsmerkmal.

Ich möchte an dieser Stelle nochmals auf das Regierungsprogramm verweisen: „Effizienz, Kundln-
nenorientierung und hohes Tempo unter Wahrung der Rechtssicherheit sind die wichtigsten Kriterien 
einer modernen Verwaltung. Jede Behörde hat Standards für Erledigungen festzulegen, wobei die 
Raschheit und die Reduktion der Verfahrensdauer sowie die Qualität der Leistungserbringung durch 
die Anwendung von Qualitätsnormen wichtige Kriterien sind.“

Es muss uns in der Verwaltung bewusst sein, dass unsere KundInnen die Verwaltung insge-
samt als Dienstleistungsunternehmen wahrnehmen unabhängig davon, ob die Leistungen von einer 



Bundes-, Landes- oder Bezirksverwaltungsbehörde erbracht werden. Wenig Verständnis herrscht 
daher seitens der Bürgerlnnen für Kompetenzstreitigkeiten, unterschiedliche Vollzugspraxen je nach 
Behörde oder Bundesland oder unklare Erwartungen zu Verfahrensdauer und Ergebnissen.

Qualitätsstandards sind zu verstehen als gewünschte Ergebnisse für Verwaltungsleistungen, sie 
sind ein Richtwert dafür, was mit guter Qualität gemeint ist. Sie dienen intern als Orientierung für die 
MitarbeiterInnen und extern als Information für die KundInnen, was sie von der Verwaltung erwarten 
können. Wenn man bedenkt, dass 70 % der Tätigkeiten von Bezirkshauptmannschaften den Voll-
zug von Bundesrecht umfassen, wird deutlich, dass einheitliche Qualitätsstandards in ganz Öster-
reich durchaus Sinn machen. Einheitliche Qualitätsstandards können Klarheit über zu erwartende 
Leistungen schaffen und sie enthalten Innovationspotential für diejenigen, die den Standard noch 
nicht erreichen. Aus einer kleinen von mir in Auftrag gegebenen Umfrage in den Ländern hat sich 
ergeben, dass einheitliche Qualitätsstandards beim Vollzug von Bundesrecht grundsätzlich begrüßt 
werden.

Als Organisationsverantwortliche für ihre Bezirksverwaltungsbehörden wird es Aufgabe der Län-
der sein, Rahmen und Standards vorzugeben, die den Vollzug von Landes- aber auch von Bundes-
recht im Land vereinheitlichen und laufend weiterentwickeln. Der Austausch und das Vorantreiben 
gemeinsamer Vorhaben sind auf Verwaltungsebene der Länder durch die Landesamtsdirektorenkon-
ferenz institutionalisiert. Dieses Gremium wäre daher gut geeignet, gemeinsame Qualitätsinitiativen 
zu setzen und den länderübergreifenden Austausch zu fördern. Als zuständige Staatssekretärin bin 
ich gerne bereit Impulse zu setzen, wie es etwa auch durch die heutige Bezirkshauptleutekonferenz 
geschieht, Initiativen zu fördern und Entwicklungen zu ermöglichen. 

Die gute Leistungsqualität soll primär den Bürgerlnnen und der Wirtschaft dienen aber auch den 
Mftarbeiterlnnen Anerkennung, ein positives Image und dadurch mehr Motivation bringen. Ich hoffe, 
dass die 3. österreichweite Bezirkshauptleutekonferenz 2007 in Graz einen Impuls in diese Richtung 
geben konnte. 

Heidrun Silhavy
Staatssekretärin für Regionalpolitik 

und Verwaltungsreform



Landeshauptmann Mag. Franz Voves

Es freut mich besonders, dass sich die 3. österreichweite Bezirkshauptleutekonferenz am 20. und 
21. November 2007 in Graz des Themas „Qualitätsstandards für BürgerInnen und Wirtschaft“ ange-
nommen hat.

Es bedurfte vor über 150 Jahren einer Revolution als Initialzündung für weit reichende Reformen in 
der österreichischen Verwaltung und Gesellschaft. Wir haben das Jahr 1848 im Geschichtsunterricht 
als das Jahr der Bauernbefreiung kennen gelernt und in diesem Zusammenhang erfahren, dass 
1849 die freie politische Gemeinde als kleinster Baustein des Staates geschaffen wurde. 

Durch den Wegfall der Grundherrschaft mussten viele Aufgaben, die von dieser bisher im Auftrag 
des Staates erfüllt worden sind, auf bestehende oder neu zu schaffende Verwaltungseinrichtungen 
übertragen werden. Die grundlegende Neuorganisation der staatlichen Verwaltung war somit fällig 
geworden. An die Stelle der aus theresianischer Zeit stammenden „Bezirksobrigkeiten“ traten mit 1. 
Februar 1850 sodann die neu geschaffenen Bezirksgerichte und Bezirkshauptmannschaften, de-
nen die Steuerämter angeschlossen waren. Das war die „erste Gründung“ der Bezirkshauptmann-
schaften. Die „zweite Gründung“ erfolgte durch das Staatsgrundgesetz samt neuer Verfassung. 

Militärische Niederlagen, vor allem die von Königgrätz 1866, waren schließlich der Anstoß für einen 
neuerlichen, diesmal nachhaltigen Umbau der Verwaltung, wonach die Bezirkshauptmannschaften 
am 31. August 1868 ihre Tätigkeit aufzunehmen hatten. 

Dem gesellschaftlichen Wandel entsprechend haben sich die Bezirkshauptmannschaften über die 
Jahre mit ihren behördlichen Dienstleistungen an die Bedürfnisse der Bevölkerung angepasst und 
so zentrale Anlaufstellen geschaffen. BHs sind die Landesbehörden, die am „nächsten an den Bür-
gerInnen“ sind und daher wesentlich das Image der Landesverwaltung prägen. Das bedeutet aber 
auch in Zukunft eine Herausforderung in Bezug auf die Qualität im Sinne einer modernen und lei-
stungsfähigen Verwaltung.

Rechtssicherheit und Sicherheit im Allgemeinen bilden die Basis für wirtschaftlichen Erfolg und eine 
friedliche Weiterentwicklung der gesellschaftlichen Werte. Das ist etwas, was in unserem Land viel-
leicht zur Selbstverständlichkeit geworden ist und als Landeshauptmann möchte ich all jenen mei-
nen besonderen Dank aussprechen, die diese für unser Gemeinwesen in der Steiermark so wichtige 
Voraussetzung gewährleisten und weiterentwickeln. 

Diese Weiterentwicklung bedarf innovativer Projekte, Kooperationen, des regen Meinungsaustauschs 
und gegenseitiger Unterstützung. Dabei ist nicht von der Hand zu weisen, dass sich die meisten BHs 



österreichweit mit derselben Problematik konfrontiert sehen – seien es die steigende Anforderungen 
und Erwartungshaltungen der Bürgerinnen und Bürger oder der Budgetdruck durch die wachsenden 
Aufgabenstellungen. Unser oberstes Ziel muss es sein – auch bei Budgetrestriktionen – eine einheit-
liche gute Qualität von Verwaltungsleistungen in ganz Österreich bieten zu können! 

Neben einer Verwaltungsqualitätsoffensive des Bundes, bei der die Bezirkshauptmannschaften 
einen wesentlichen Beitrag leisten, zählen vor allem der Erfahrungsaustausch unter den Ländern 
sowie gute Kooperationen zwischen den Landesdienststellen und den Bezirkshauptmannschaften, 
aber auch zwischen den BHs untereinander und das Lernen voneinander.

Die Herausforderungen der Zukunft erfordern eine konsequente Auseinandersetzung mit dem The-
ma Qualitätsmanagement. Qualität muss dabei sowohl nach innen gegenüber den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern als auch nach außen gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern eine Selbstver-
ständlichkeit sein. 

Die steirische Landesverwaltung – insbesondere die steirischen Bezirkshauptmannschaften – ha-
ben sich schon seit langem dieser Thematik gewidmet und stellen sich der Verantwortung, indem 
sie konsequent Projekte und Vorhaben umsetzen. Dabei steht die enge Vernetzung zwischen den 
Landesdienststellen und den BHs im Vordergrund, um der Aufgabe des Landes gerecht werden zu 
können und durch landesweite offensive Modernisierungs- und Qualitätsstrategien die Bemühungen 
der BHs um Leistungsqualität in einen Rahmen zu betten, zu fördern und auch anzuerkennen. 

Das Ermuntern zu einem Austausch auch über Ländergrenzen hinweg, die Offenheit gegenüber 
neuen Methoden und gemeinsamen Qualitätsstandards könnten Teile einer solchen Strategie sein, 
um von den Erfahrungen unserer Kolleginnen und Kollegen zu lernen, etwaige Fehler zu vermeiden 
und so eine stetige Weiterentwicklung zu gewährleisten.

Als zuständiger Gemeindereferent ist es mir auch ein Anliegen, das Programm „Regionext“ zu er-
wähnen, womit in der Steiermark auf die gesellschaftlichen, demografischen und wirtschaftlichen 
Veränderungen eingegangen wird, die Regionen gestärkt und fit für die Zukunft gemacht werden.

Wir dürfen in einer Zeit der Globalisierung und eines immer größer werdenden Europas nicht aus 
den Augen verlieren, dass es notwendig ist, sich den internationalen Standards anzupassen. Wir 
müssen weiterhin danach trachten, zu den Besten zu gehören. Denn es werden immer höhere An-
sprüche seitens der Gesellschaft an unsere Verwaltung gestellt. 

So sehe ich die Bezirkshauptleutekonferenz als fruchtbringenden Meinungsaustausch, um der Be-
völkerung, als unseren Kundinnen und Kunden, das Außergewöhnliche bieten zu können. Ich be-
danke mich an dieser Stelle herzlich bei allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern; deren verschie-
dene Vorträge, Erfahrungswerte und Ideen stellen die Basis für eine erfolgreiche und bürgernahe 
Verwaltung der Zukunft da.

Mag. Franz Voves
Landeshauptmann der Steiermark
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Qualitätsstandards für BürgerInnen und die Wirtschaft

Hofrat Dr. Gerhard Ofner
Landesamtsdirektor des Landes Steiermark

Sehr geehrte Frau Staatssekretärin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen!

Ich darf meiner Freude darüber Ausdruck ver-
leihen, dass die 3. Gesamtösterreichische Be-
zirkshauptleutekonferenz auf Initiative von Frau 
Staatssekretärin Heidrun Silhavy in Graz statt-
finden kann und heiße Sie nochmals ganz herz-
lich willkommen.

Das erstinstanzliche Verwaltungshandeln 
unmittelbar an den BürgerInnen wird in der 
Republik Österreich – wenn man von den Ge-
meinden, die ebenfalls eine überaus wichtige 
Rolle im Verwaltungsgeschehen spielen – ab-
sieht, von 84 Bezirkshauptmannschaften und 
15 Städten mit eigenem Statut bestimmt. Die 
Dienstleistungen dieser Behörden werden von 
rund 8 Millionen Menschen in Anspruch genom-
men. Im sicherheitsbehördlichen Bereich sind 
für die in Österreich lebenden Menschen 84 Be-
zirkshauptmannschaften, 14 Bundespolizeidi-
rektionen und 2 Städte tätig. Das heißt, dass ca. 
2/3 der in Österreich lebenden Menschen von 
den Bezirkshauptmannschaften, das verblei-
bende Drittel von den Bundespolizeidirektionen 
und von den Städten Waidhofen an der Ybbs 
und Krems sicherheitsbehördlich zu betreuen 
sind. Ca. 1200 bundesrechtliche Normen und 
im Schnitt ca. 200 Landesgesetze fallen in den 
Vollzugsauftrag dieser Behörden. 

Diese reich gegliederte Organisations- und 
Rechtslandschaft hat Vorteile, sie hat aber auch 
Nachteile, z.B. den, dass es auch heute noch 

zu regional unterschiedlichen Vollzugspraktiken 
kommt.

Die Welt wird immer kleiner. Innerhalb von 
Stunden können wir unseren Standort über 
Kontinente hinweg verlegen, wir fahren Informa-
tionen in „Echtzeit“ ein, egal wo sich die Quel-
le auf diesem Planeten befindet. Und natürlich 
empfinden wir im Lichte dieser Entwicklungen 
auch den kleinen österreichischen Raum als 
noch kleiner. Man vergleicht Leistungen, Kosten 
und Preise über die Bundesländer hinweg und 
selbstverständlich werden auch Leistungen und 
Verhaltensweisen von Behörden weit über de-
ren örtliche Zuständigkeitsgebiete hinaus ver-
glichen, diskutiert, kritisiert und publiziert. Kein 
Mensch versteht es, wenn die Bezirkshaupt-
mannschaft A für ein Verfahren Unterlagen ein-
fordert, die von der BH B nicht verlangt werden, 
wenn verschiedene Verhandlungsmuster prak-
tiziert oder im Strafverfahren unterschiedliche 
Strafsätze für gleichartiges deliktisches Ver-
halten angewendet werden. Dabei spreche ich 
natürlich nicht von Unterschieden, die sich un-
ter Einhaltung der Verfahrensgesetze ergeben 
müssen.

Wir alle wissen um diese Schwächen und 
viele von uns bemühen sich seit Jahren – im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten – um Behebung 
oder Minderung der nachteiligen Konsequenzen 
dieser Erscheinungen. So ist es sehr zu begrü-
ßen, dass sich das Bundeskanzleramt dieses 
Themas annimmt. Ich bin überzeugt, nicht zen-
tralistische Gleichschaltung ist das Ziel, sondern 
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die Förderung einer sensiblen Annäherung an 
die gemeinsame Erarbeitung von Mindeststan-
dards für die Tätigkeit der von uns geleiteten Be-
hörde. Wir wissen – und das weiß auch die Frau 
Staatssekretärin, dass der Föderalismus in Ös-
terreich Tiefgang hat und die Bewegungen des 
Bundes in diesem Bereich sehr aufmerksam be-
obachtet werden. Damit will ich keinesfalls sa-
gen, dass eine rechtsstaatlich notwendige und 
sinnvolle Befassung mit diesem Thema als Irri-
tation angesehen werden könnte. 

Bevor ich mich aber in den Tiefen dieser 
Überlegungen endgültig verliere oder auf´s 
Glatteis begebe, möchte ich dazu übergehen, 
meinem Auftrag zu folgen und einige Beispiele 
von Verwaltungsentwicklung in der Steiermark 
vorzustellen. Dies im Wissen, dass Kolleginnen 
und Kollegen auch in anderen Bundesländern 
beispielhafte Aktivitäten in diesem Bereich ge-
setzt haben und setzen.

Schon in den 90er Jahren wurde in den Be-
zirkshauptmannschaften der Steiermark die 
Notwendigkeit erkannt, das „Bürgerservice“ – 
damals sagte man noch „die Bürgerfreundlich-
keit“ – zu verbessern und zu erweitern und ein 
Grüppchen innovativer und mutiger Burschen 
(ich nehme Gender Mainstreaming sehr ernst, 
aber es war wirklich keine Frau dabei) leiteten 
nach eingehenden Studien im In – und Ausland 
die Einrichtung des ersten „Bürgeramtes“ in einer 
steirischen Bezirkshauptmannschaft – es war in 
Fürstenfeld – in die Wege. Der Verantwortliche 
für diesen epochalen Schritt ist unter uns, es 
handelt sich um Willi Plauder, damals Leiter der 
Organisationsabteilung des Amtes der Stmk. 
Landesregierung – heute aufgestiegen und mit 
den Weihen des Bezirkshauptmannes von Feld-
bach versehen. Wenn ich schon dieses Ereignis 
anspreche, dann möchte ich auch sagen, dass 
er es nicht leicht hatte. Es gab renitente Wider-
ständler, die behaupteten, sie bräuchten kein 
Bürgeramt, ihre ganze Behörde sei ein solches. 
Dieser Widerständler von damals ist ebenfalls 
unter uns. Es handelt sich um jenen Menschen, 
der gerade zu ihnen spricht. Ich habe Willi  
Plauder aber dafür – sozusagen als Wieder-

gutmachung – gebeten, im Zuge dieser Veran-
staltung zum Thema Bürgeramt zu referieren. 
Vielleicht kann er heute die letzten Fragmente 
eines eventuell noch im Untergrund hausenden 
Zweifels ein für alle Mal mit Stumpf und Stiel 
ausrotten.

Aber nun zurück zum gebotenen Ernst. Die 
Eröffnung des ersten Bürgeramtes brachte Ei-
niges in Bewegung. Bürgerfreundlichkeit hieß 
die Devise und ich möchte doch noch mit einem 
kleinen Augenzwinkern darauf verweisen, dass 
es damals schon ein paar Vorwitzige gab, die 
– trotz des ausgegebenen strengen Verbotes 
– nicht mehr von den „Parteien“, sondern von 
„Kunden“ sprachen. Heute ist das Verwenden 
dieser Terminologie auch in der Steiermark 
straflos.

Willi Plauder blieb aktiv. Anfang des neuen 
Jahrtausends initiierte er ein Benchmarking-
Projekt mit den BH´s zum Thema Kundenori-
entierung. Das Projekt wurde gemeinsam mit 
Herrn Markus Hödl (Diplomand) abgewickelt 
und ich möchte aus seinem Projektbericht einige 
Passagen zitieren:

„Im Zuge des Projektes wurden Organisati-
onsanalysen im Bereich Kundenorientierung, 
basierend auf folgenden Kriterien durchgeführt:
■ Konzeption und Umsetzung von Bürgerser-

vicestellen;
■ Kundenfrequenzvergleich dieser Bürgerser-

vicestellen mit den anderen, internen Abtei-
lungen;

■ umfassendes Beschwerdemanagement;
■ Verfahrens- und Prozessoptimierung;
■ Messung der Kundenzufriedenheit.

Die Kundenorientierung der Bezirkshauptmann-
schaften wurde dabei anhand des Makro-, 
Meso-, Mikroebenen-Modells analysiert und be-
urteilt.

Dieses Modell der Makro-, Meso- und Mikro-
ebene zeigt, dass Kundenorientierung nur im 
Rahmen eines strategischen Verwaltungsmo-
dernisierungskonzeptes funktionieren kann.

Insbesondere die Nachhaltigkeit der Maß-
nahmen wird bei Einzelaktivitäten bzw. Insellö-
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sungen (bspw. lediglich eine Bürgerservicestelle 
installieren) nicht gewährleistet werden. Bürger- 
oder Kundenorientierung ist somit ein breites 
Feld, das einer Strukturierung und Gliederung 
nach Hauptbereichen bedarf. 

Die Hauptbereiche sind folgende:

■ Aufstellung und Veröffentlichung von  
Leistungsstandards (Leistungsstandards sind 
ein Maßstab für jenes Niveau, auf dem ein 
Arbeitsergebnis mit bestimmten, festgelegten 
Qualitätsmerkmalen erbracht werden soll). 

■ Einbeziehung von BürgerInnen und Kun-
dInnen in Entscheidungen (z.B. Leitbildent-
wicklung, Leistungskataloge, Infrastruktur-
projekte, etc.), auch als Bürgerbeteiligung 
bezeichnet;

Die Definitionen von „Makro-, Meso- und Mikro-
ebene“ habe ich vorbereitet, aber ich glaube, 
dass sie es mir nachsehen, wenn ich diese nicht 
vortrage und auch nicht weiter auf Details die-
ser Untersuchung eingehen. Faktum ist, dass 
sich die Bezirkshauptleute des Landes Steier-
mark damals schon der nicht unerheblichen He-
rausforderung eines Benchmarking gestellt und 
damit gezeigt haben, dass die Zeichen der Zeit 
verstanden wurden. 

Als weiteres, beispielgebendes Projekt darf 
ich das im Jahr 1993 bei den steirischen Bezirks-
hauptmannschaften eingeführte „Verfahrensma-
nagement“ nennen. In diesem Zusammenhang 
ist insbesondere auf das „Verfahrenscontrolling“ 
hinzuweisen, mit dem erstmals ein gesamter 
Verfahrensbereich, nämlich das „Anlagenver-
fahren“ mit Zielvorgaben (80% der Verfahren 
sind innerhalb von 3 Monaten abzuschließen) 
verknüpft, ein Controlling etabliert und für die 
Führungspersonen so eine Steuerungsmög-
lichkeit geschaffen wurde. Abweichungen sind 
in diesem System unter Darlegung der Gründe 
auszuweisen. Ein Controlling wurde erst durch 
die Entwicklung eines entsprechenden IT-Tools 
ermöglicht. Die diesbezüglichen Bemühungen 
der Steiermark wurden auch international aner-
kannt und mit Verleihung des 

■ Qualitätspreises der Steirischen Industriel-
lenvereinigung

■ des Speyerer Qualitätspreises und 
■ des Amtsmanagerpreises
ausgezeichnet.

Ein weiteres Beispiel für erfolgreiches Verwal-
tungsmanagement – insbesondere aber auch 
für die Umsetzung des New Public Mangement-
Ansatzes – ist das Kontraktmananagement im 
steirischen Straßenerhaltungsdienst (STED): Im 
Zuge der Einführung des Kontraktmanagements 
für den Straßenerhaltungsdienst wurde auch 
ein Qualitätsmanagement-System eingeführt: 
Aufbauend auf den Kontrakt mit Leistungsver-
einbarungen zwischen Politik und Verwaltung 
wurden betriebswirtschaftliche Systeme wie 
Kostenrechnung, insbesondere aber auch ein, 
auf ISO-Zertifizierung abgestelltes, Qualitäts-
management eingeführt.

Ein „gegenseitiges“ Audit-System, bei dem 
sich KollegInnen der verschiedenen Straßen-
meistereien gegenseitig überprüfen und streng 
kontrollieren, führt zur Erarbeitung interner Ver-
besserungs- und Lösungsvorschlägen bei Pro-
blemstellungen. Das heißt, Qualität wird nicht 
„von oben“ oder „von außen“ übergestülpt, son-
dern intern erarbeitet. Das führt zu verstärkter 
Motivation und positivem Konkurrenzdenken mit 
dem Resultat eines effizienteren Mitteleinsatzes 
und mehr Effektivität der für die Bevölkerung er-
brachten Leistungen.

Auch die Politik nahm sich des Themas 
„Qualitätsmanagement“ an. In der Dienstanwei-
sung des Landeshauptmannes über die Rege-
lung der Geschäftsführung in den Bezirkshaupt-
mannschaften finden sich dazu unter anderem 
folgende Bestimmungen:

„Der Bezirkshauptmann trägt die Verantwortung 
für die Einführung und Einhaltung von Quali-
tätsmanagementprinzipien im Sinne rascher 
und effizienter Erledigungen. Dazu gehören das 
Prinzip „ein Ansprechpartner“ nach außen sowie 
ständige Verbesserungsprozesse unter Zuhilfe-
nahme von Instrumenten wie z.B. Kosten- und 
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Leistungsrechnung, Kennzahlensysteme, Pro-
zessmanagement und Controlling.

Die Aufgabe und die Methode der Aufga-
benerfüllung sind laufend auf ihre Sinnhaftigkeit 
zu hinterfragen. Insbesondere ist zu prüfen, ob 
bisherige Arbeitsmethoden durch den Einsatz 
moderner Technologien ersetzt werden können. 
Der Landesamtsdirektor ist über Erkenntnisse, 
die dabei gewonnen werden, zu informieren.“

Mit dem Hinweis auf diese Richtlinie will ich auf-
zeigen, dass auch der Landeshauptmann die 
Einführung von geeigneten Instrumenten zur 
Verbesserung der Qualität unserer Verwaltungs-
leistungen massiv unterstützt und einfordert. 

Ein weiteres, auf die Erstellung von Quali-
tätsstandarts für die steirische Landesverwal-
tung ausgerichtetes, Projekt ist gerade erst be-
endet worden. Mit nicht unerheblichem Aufwand 
wurde ein einheitlicher und flächendeckender 
Leistungskatalog erstellt und die Produkte der 
steirischen Landesverwaltung transparent und 
umfassend dargestellt. Der Leistungskatalog 
mit ca. 3000 definierten Leistungen und Teillei-
stungen stellt die Basis für teilweise bereits in 
Angriff genommene weitere Projekte, wie z.B. 
die „Einmalkostenrechnung“ und das eben-
falls bereits gestartete Projekt „Aufgabenkritik“ 
dar. Die Ergebnisse dieser Projekte sollen als 
Grundlage für eine Neuorientierung der stei-
rischen Landesverwaltung brauchbar sein. 

Zu guter Letzt möchte ich noch ein zum The-
ma passendes Projekt anführen. Es handelt 
sich um die Einführung von Controlling bei der 
Gewährung von Förderungen. Es dürfte kaum 
jemandem entgangen sein, dass sich die Stei-
ermark vor nicht allzu langer Zeit mit einem Ver-
dachtsfall von Förderungsmissbrauch in größe-
rem Umfang herumschlagen musste. Dadurch 
sah sich der Landeshauptmann der Steiermark 
veranlasst, die Landesamtsdirektion mit der 
Entwicklung und Einführung eines Controlling-
systems im Förderungswesen zu beauftragen. 
Dazu darf ich Ihnen die Ausgangslage darlegen:
Das Fördervolumen beträgt durchschnittlich  

€ 1,5 Milliarden per anno. Es werden zwischen 
65.000 und 200.000 Förderfälle pro Jahr ab-
gewickelt. Es gibt laut Geschäftseinteilung ca. 
70 fördernde Stellen und keine zentralen Infor-
mationen zu Förderungen, keine ausreichende 
Kommunikation oder Abstimmung zwischen 
den Förderstellen. Weiters fehlt ein organisier-
tes Berichtswesen innerhalb und zwischen den 
Förderstellen und es gibt keine einheitlichen 
Standards und kein einheitliches EDV-System 
zur Förderabwicklung.

Zentralen Fragen wie etwa welche 
Förderung(en) hat eine natürliche/juristische 
Person (von welcher Förderstelle) bekommen? 
oder die Frage nach der Anzahl und dem Volu-
men der Förderfälle konnten vor dem Start des 
Projektes „Fördercontrolling“ von der überwie-
genden Mehrzahl der Förderstellen nicht ohne 
enormen Erhebungs- und Zeitaufwand beant-
wortet werden.

Ziele des Projektes „Fördercontrolling“ wa-
ren u.a. die Vermeidung von nicht beabsicht-
igten Mehrfachförderungen (Fördermissbrauch) 
und die Steigerung der Qualität der Abwicklung 
von Förderungen.

In einer 1. Phase von Jänner bis Juni 2007 
wurde nach Entwicklung einer entsprechenden 
Methodik, einer IT-Lösung und der Erstellung 
von „Förderrichtlinien“ (Mindeststandards für 
die Abwicklung von Förderangelegenheiten) 
die technische Umsetzbarkeit (Verknüpfung der 
Kontaktdaten mehrerer Förderstellen) in einem 
halbjährigen Probebetrieb mit 7 Förderstellen 
erfolgreich getestet.

In der Phase 2 erfolgt nun zwischen Juli 2007 
und August 2009 der Roll out mit der organisa-
torischen und rechtlichen Umsetzung bis zur 
Flächendeckung. Dies bedeutet u.a. die Einrich-
tung einer Stelle für das zentrale Förderungs-
controlling, der Aufbau des rechtlichen Supports 
und der IT-Unterstützung und die Planung und 
Durchführung von Schulungsmaßnahmen für 
MitarbeiterInnen in den Förderstellen und Füh-
rungskräfte.
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Mit der Umsetzung des Berichtswesen und 
der Qualitätssicherung soll u.a. der sukzessive 
Aufbau einer Gesamtübersicht über sämtliche 
Förderungen erreicht werden.

Der Personalaufwand beträgt einmalig bis 
August 2009 6,5 Personenjahre (5,5 aus beste-
henden Ressourcen abdeckbar).

Für den laufenden Betrieb sind ab Septem-
ber 2009 ständig je 0,5 Dienstposten zusätzlich 
erforderlich.

Die Kosten für die Einführung des IT- 
Systems betrugen ca. € 190.000,- (zentral) und 
ca. € 129.000,- (für die Einbindung der einzel-
nen Förderstellen, von diesen zu tragen).

Die Kosten für den laufenden Betrieb der IT 
betragen max. € 75.000,- jährlich für die War-
tung.

Ich bin sehr stolz auf dieses Projekt. Die ver-
antwortlichen Kollegen und Kolleginnen – und 
es wirken dabei neben der Landesamtsdirekti-
on fast alle Abteilungen und sehr viele Fachab-
teilungen mit, haben schon bis dato großartige 
Leistungen erbracht. Ein Förderungscontrolling – 
Modell dieser Dimension ist meines Wissens bis 
jetzt in keinem anderen Bundesland im Einsatz.

Mit der Darstellung dieses letzten Beispiels 
möchte ich schließen und danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit.

© Werbebilder Furgler

Hofrat Dr. Gerhard Ofner, Landesamtsdirektor des Landes Steiermark war 
im Zuge seiner 18 jährigen Laufbahn bei der Bundespolizei und Kriminalpo-
lizei zwischen 1973 und 1977 als Angehöriger der „UN-Civilian Police“ in der 
Funktion eines Verbindungsoffiziers und Leiters einer kriminalpolizeilichen 
Ermittlungsgruppe während der kriegerischen Ereignisse in Zypern tätig. Nach 
dem Studium der Rechtswissenschaften trat er 1984 in den Landesdienst ein 
und war von 1987 bis 2006 Bezirkshauptmann von Mürzzuschlag. Seit Jänner 
2007 ist er Landesamtsdirektor.
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Qualitätsstandards und Service-Charters als neuer 
Modernisierungsansatz

Dr. Helfried Bauer
KDZ-Zentrum für Verwaltungsforschung

In diesem Beitrag sollen einige Elemente des 
Qualitätsmanagements für öffentliche Verwal-
tungen erläutert und kommentiert werden. Ins-
besondere gilt es, inhaltliche Klärungen1 und 
Begründungen für den Nutzen von Qualitäts-
standards und von Service-Charters vorzuneh-
men.

Qualität – ein vielschichtiger Begriff 
Qualität ist in der postindustriellen Gesellschaft 
ein häufig gebrauchtes Schlagwort geworden, 
das in den unterschiedlichsten Zusammenhän-
gen verwendet wird. Wenngleich die intendierte 
Bedeutung weit variiert, lässt sich feststellen, 
dass Qualität
■ eine Menge von Eigenschaften repräsentiert, 

die einem Produkt, einer Dienstleistung oder 
einem Verfahren zu eigen oder beigegeben 
ist;

■ heute nicht die bloße Konformität mit tech-
nischen oder wirtschaftlichen Spezifikati-
onen bedeutet, sondern die im Anspruch viel 
weiter gehende Erfüllung der Anforderungen 
der NutzerInnen;

■ einer der Maßstäbe ist, mit den KundInnen 
ihre Kaufentscheidungen treffen; 

■ ein Faktor ist, der in intensiver Wechselwir-
kung mit der Wettbewerbssituation und Lei-
stungsfähigkeit eines Anbieters steht.

Dies gilt in ähnlicher Weise auch im öffentlichen 
Sektor. Klarerweise geht es nicht nur um Kauf-

entscheidungen, sondern auch um Wahlent-
scheidungen. Darüber hinaus bedeutet aber 
Qualität im öffentlichen Sektor, dass zwischen 
den Aufträgen der Gesetzgeber, den – manch-
mal sehr divergierenden – Erwartungen von 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen oder sta-
keholdern sowie unter Bedachtnahme auf die 
Strategien von Politik und Verwaltung sowie auf 
die vorhandenen Ressourcen ein Ausgleich ge-
sucht werden muss. 

Die in den letzten zwanzig Jahren von den 
meisten OECD-Ländern durchgeführten Politik- 
und Verwaltungsreformen haben die Qualität 
der öffentlichen Leistungen verbessert. Viele 
Verwaltungen wurden transparenter, bürger-
freundlicher und effizienter, die Leistungen wer-
den mehr und mehr an den Notwendigkeiten 
einzelner Zielgruppen ausgerichtet. Jedoch 
ist damit das Ende der Reformbemühungen in 
den fortgeschrittenen Staaten nicht erreicht. Im 
Gegenteil – die BürgerInnen legen immer mehr 
Wert auf hohe Qualität zu möglichst niedrigen 
Kosten, auf Wahlmöglichkeiten und sie wol-
len auch verstärkt in Entscheidungen einbe-
zogen werden. Ebenso sollen im Bereich der 
Verwaltungen die Verantwortlichkeiten für die 
Leistungserbringung besser als heute geregelt 
werden, was in der folgenden Feststellung der 
OECD betont wird: 
“The public expects more openness, better qua-
lity service delivery and solutions to more com-
plex problems, but without losing any of their 
existing social entitlements. The major challen-

1 Bereits im AVG aus dem Jahr 1950 sind wichtige Quali-
tätsmerkmale (Standards) für den Umgang von Behörden 
mit den „Parteien“ enthalten; aus der heutigen Sicht rei-
chen sie nicht mehr aus und sind ergänzungsbedürftig.
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ge for 21st century governments is to find new 
gains that will enable them to meet these de-
mands while remaining within tight expenditure 
limits.” 2

Damit wird verlangt, dass neue Politikansät-
ze erforderlich sind, um diesen Anforderungen 
möglichst gut zu entsprechen. Es sind dies vor 
allem umfassendes Qualitätsmanagement und 
Festlegen mehrdimensionaler Standards, wel-
che auf Grundlage von Forschungsergebnissen 
der letzten Jahre über die verschiedenen As-
pekte von Qualität wie z.B. die Unterscheidung 
in Struktur-, Prozess- und Wirkungsqualität ent-
wickelt und auch für den öffentlichen Sektor be-
deutsam geworden sind. 3

Zur Definition von Qualität im öffentlichen 
Bereich
Qualität ist keine eindeutige physikalische oder 
technische Größe, sie ist also nicht direkt mess-
bar. Messbar ist dagegen der Grad der Erfül-
lung von Einzelanforderungen, von bestimmten 
Merkmalen oder Kriterien. Dabei kommt es auch 
auf die jeweiligen Problemlagen und auf die Er-
wartungen an, die aus Sicht der BürgerInnen, 
der VertreterInnen der Wirtschaft und anderer 
Interessensgruppen sowie aus Sicht von Politik 
und Verwaltung bestehen. 

Aus gesellschaftlicher Sicht bedeutet Quali-
tät der Leistungen der öffentlichen Verwaltung 
vor allem folgende Anforderungen zu erfüllen: 
Dienstleistungen werden aus einer Hand im 
Sinn des One-stop-shop-Prinzips angeboten,
■ Wahlmöglichkeiten werden geboten,
■ die Leistungen sind kostengünstig, sicher 

und zweckmäßig konzipiert, wobei sowohl 
die volkswirtschaftlichen Nutzen-Kosten-
Verhältnisse als auch die betriebswirtschaft-
lichen Verhältnisse maßgeblich sein können,

■ ein vernünftiger Ausgleich divergierender 
Anforderungen erfolgt, eventuell unter Betei-
ligung der BürgerInnen/NutzerInnen.

Aus Sicht von individuellen Bürgern und Bürge-
rinnen spielen auch subjektive Kriterien bei der 

Beurteilung der Qualität eine Rolle. Solche Kri-
terien sind u.a.
■ Verständlichkeit,
■ Glaubwürdigkeit,
■ Verlässlichkeit,
■ Sicherheit,
■ Eingehen auf die Bedürfnisse der Kun-

dInnen,
■ Zugang,
■ Einbeziehen der äußeren Gegebenheiten 

(tangibles),
■ Höflichkeit,
■ Inhaltliche Kompetenz.

Für die Politik können noch andere Merkmale 
von Qualität wichtig sein, wie z.B.
■ Sicherheit (Leben und Gesundheit für alle 

Beteiligten),
■ nachhaltige Wirksamkeit, 
■ Vorhandensein positiver externer Effekte,
■ Beachtung der Normen im sozialen Um-

gang,
■ Wahrung demokratischer Prinzipien sowie
■ Erfüllung der gesetzten Standards. 

Wegen dieser vielfältigen Anforderungen ist kei-
ne einheitliche Definition von Qualität im öffent-
lichen Bereich möglich. Im Folgenden werden 
jedoch zwei wichtige Ansätze wiedergegeben, 
aus denen die grundsätzliche Bedeutung und 
die mögliche Reichweite klar hervorgehen:

Nach dem Common Assessment Frame-
work der EU (CAF 2006) bedeutet Qualität im 
öffentlichen Sektor „die Maximierung des Wer-
tes von Produkten und Dienstleistungen für die 
LeistungsempfängerInnen und alle Interessens-
gruppen innerhalb eines politischen und finanzi-
ellen Rahmens.“

Die Definition von Qualität öffentlicher 
Leistungen von Prof. Colin Talbot (Machester 
Business School) ist viel weiter gezogen: Quali-
tät setzt er mit „public value“ gleich, in dem Sinn 
dass “public services are not merely addressing 
‘market failure’ but have a more positive role 
in creating value….through issues like equity, 
equality, probity, and building social capital – 

2 OECD Policy Brief: Public Sector Modernisation – the 
way forward; November 2005, p.1

3 Broekmate, Loes; Dahrendorf, Katharina; Dunker, Klaus: 
Qualitätsmanagement in der öffentlichen Verwaltung; 1. 
Auflage; München, Berlin 2001
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which the private sector not only does not but 
cannot provide.” 4

Dimensionen der Qualität
Drei Hauptdimensionen von Qualität, nämlich 
Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität wer-
den üblicherweise unterschieden. Sie sollen zu-
nächst kurz charakterisiert werden.

Die Strukturqualität 
Darunter sind nach Broekmate/Dahrendorf/
Dunke (2001, S. 38ff) die Rahmenbedingungen 
gemeint sowie die Strukturen, die eine Organi-
sation zur Verfügung hat, um gute Qualität her-
stellen zu können. So müssen beispielsweise 
die Führungskräfte und die MitarbeiterInnen 
ausreichend qualifiziert sein, um ihre Aufgaben 
erledigen zu können. Es bedarf aber auch not-
wendiger Ressourcen, wie z.B. ausreichende 
Zahl an MitarbeiterInnen, zweckmäßige Büros, 
Wartezonen u.ä., aber auch ausgereifte Kom-
munikationstechniken, etc. Ein anderes Element 
von Strukturqualität ist das Vorhandensein klarer 
Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten.

Die Prozessqualität
Sie bezieht sich auf die Anforderungen der Lei-
stungsempfängerInnen an den Prozess der 
Leistungserstellung. So erwarten diese bei-
spielsweise bei Anfragen, möglichst rasch eine 
Antwort zu erhalten, oder bei behördlichen 
Leistungen möglichst alles an einer Stelle er-
ledigen zu können; man möchte auch Verfah-
renssicherheit, Eingehen auf die individuellen 
Problemlagen bei Erteilen von Auskünften und 
Beratungen, „Fairness des Verfahrens“ im Sinn 
eines Interessensausgleiches und/oder des An-
hörens aller Betroffenen. Manchmal ist die Pro-
zessqualität wichtiger als die Ergebnisqualität, 
z.B. in der Altenpflege. 

Besonders in der öffentlichen Verwaltung 
kommt es nicht nur auf die Qualität der Leistungen 
(Produkt, Dienstleistung) an, sondern auch auf 
die Dimensionen der Prozessqualität und letzt-
lich der Wirkungen an: Was wurde durch die 
Leistungserbringung an Problemlösungen für 

Einzelne, für Teilbereiche oder die gesamte Ge-
sellschaft bewirkt, z.B. Erhöhung der Verkehrs-
sicherheit, höhere Lebensqualität oder längere 
Lebenserwartung bei guter Gesundheit, besse-
re Information für KonsumentInnen.

Die Ergebnis- und Wirkungsqualität
Unter Ergebnisqualität versteht man die Eigen-
schaften und Merkmale der zu erbringenden 
Leistung, wobei es insbesondere darauf an-
kommt, ob die Leistung den Anforderungen der 
KundInnen entspricht. Ein Ausweis z.B. muss 
fälschungssicher sein, ein Bescheid muss ein-
deutig, verständlich und lesbar sein, öffentliche 
Schulen müssen die international verfolgten 
Bildungsziele erreichen. Zu den Kriterien der 
Ergebnisqualität gehören auch die bereits „klas-
sischen“ Qualitätsanforderungen wie Rechtmä-
ßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit. 
Ergebnisse des Verwaltungshandelns sollen 
nach heutigem Verständnis auch längerfristig 
positive, d.s. nachhaltige soziale, ebenso öko-
logische Wirkungen hervorrufen und weiters zur 
Lebensqualität beitragen. Im Leistungsbereich 
„Förderung von Kindern (0-3 Jahre)“ kommt es 
beispielsweise darauf an, dass 
■ die Kinder bedarfsgerecht betreut und in ihrer 

Entwicklung gefördert (Sprache, Bewegung, 
Ernährung, soziale Entwicklung) werden und 
dass

■ die Vereinbarkeit von Beruf und Kindererzie-
hung gesichert ist, womit ein Teilaspekt von 
Lebensqualität für die Eltern und Kinder be-
rührt wird. 

Andere Wirkungskategorien sind z.B. Einhal-
ten der Rechtsvorschriften, Verkehrssicherheit, 
nachhaltige Reduzierung der Arbeitslosigkeit, 
Sichern der Wettbewerbsfähigkeit von Standor-
ten, Regionen, von Schulen und Universitäten. 

4 Talbot, Colin: “Public Management”, in: Ferlie, Erwin; 
Lynn, Laurence E., Pollitt, Christopher (Hrsg.): The Ox-
ford Handbook of Public Management (Oxford, 2005) S. 
491-517
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Qualitätsstandards – Definition und Be-
gründungen
Während die Qualität durch Kriterien (Merkmale) 
festgestellt (gemessen) werden kann, sind Qua-
litätsstandards eine Vorgabe, eine Norm, die im 
Vorhinein bestimmte zu erreichende oder einzu-
haltende Ausprägungen, Ergebnisse u.dgl. zu 
einzelnen Kriterien vorschreibt. Der Standard 
gibt an, welches Ziel man für erreichbar hält und 
auch erreichen will bzw. welches Ziel vorgege-
ben wird. Standards sind meist nicht absolut, 
sondern orientieren sich an den Ressourcen, 
an den Standards in anderen Wirtschaftsbe-
reichen, in anderen Ländern. Standards sind 
somit veränderbar. Standards müssen kommu-
niziert werden, sonst können sie ihre Wirkung 
nicht entfalten.

Das Zusammenspiel von Kriterien und Stan-
dards erlaubt klare Feststellungen, ob eine kon-
krete Leistung, ein Prozess oder andere Qua-
litätsaspekte den Vorgaben für die einzelnen 
Kriterien entsprechen. Das Festlegen von Krite-
rien und von Standards sowie die Überprüfung 
der Einhaltung der Standards ist der wichtigste 
Teil des Qualitätsmanagement.

Interne und externe Standards
Standards werden manchmal lediglich im Innen-
verhältnis einer Organisationseinheit verwendet; 
besondere Bedeutung kommt Standards jedoch 
im Verhältnis zu den LeistungsempfängerInnen, 
also nach Außen zu.
Interne Standards bilden klare Vorgaben für die 
Erstellung von Leistungen, die nur im Innenver-
hältnis maßgeblich sind. Beispiele hiefür sind 
etwa:
■ Festlegen optimierter und vereinheitlichter 

Prozesse bei einzelnen Dienstleistungen; 
■ Vorschriften zur Transparenz, so z.B. bezüg-

lich der Prozesszusammenhänge;
■ Einbeziehen von LeistungsempfängerInnen 

und anderer stakeholders in den internen 
Leistungserstellungsprozess;

■ Vorgabe von Stückkosten, von Leistungs-
mengen pro MitarbeiterIn;

■ Vorgabe von Ausrüstungsstandards (Ausge-

stalten von „front offices“, von Wartezonen, 
Einsatz von lap-tops im Außendienst) und 
von Ausbildungsstandards (z.B. bildungsmä-
ßige Anforderungen an Stelleninhaber);

■ Klärungen im Innenverhältnis bzw. interne 
Vorschriften bezüglich der Vorrangigkeit bei 
Zielkonflikten, bezüglich der Informations-
flüsse von und an eine Stelle oder bezüglich 
der Zuständigkeiten im Umgang mit Medien-
vertreterInnen.

■ Mögliche künftige (interne) Standards für 
Wissensmanagement (nach CAF 2006, Krit. 
4.4):
■ Vorschreiben eines Systems zur Verwal-

tung, zum Erhalt und zur Bewertung des 
Organisationswissens.

■ Sicherstellen, dass extern und intern ver-
fügbare, einschlägige Informationen ge-
wonnen, effektiv verarbeitet und genützt 
werden.

■ Gewährleisten, dass alle Beschäftigten 
Zugang zu dem Wissen haben, das für 
die Erledigung ihrer Aufgaben und die Er-
reichung ihrer Ziele relevant ist.

Externe Service Standards werden nach Au-
ßen kommuniziert und bilden ein Versprechen 
an die Allgemeinheit, insbesondere an die vor-
gesehenen LeistungsempfängerInnen. Hierfür 
werden solche Standards meist gemeinsam 
mit diesen und anderen Interessensgruppen er-
arbeitet. Manchmal nehmen die Standards die 
Form von Garantien an; den BürgerInnen wird 
damit garantiert, dass die veröffentlichten Stan-
dards außer in Fällen höherer Gewalt zu 100 
Prozent erbracht bzw. eingehalten werden. In 
einigen Fällen wird bei Nichteinhalten von Stan-
dards Entschädigung geboten.5

Durch die öffentliche Bekanntgabe von Ser-
vice Standards wissen die öffentlichen Bedien-
steten was von ihnen erwartet wird; ebenso 
wissen sie, dass auch die BürgerInnen die Stan-
dards kennen. 

5 Darüber hinaus sind wichtige rechtliche Rahmenbedin-
gungen von Qualitätsstandards zu bewerten und dabei 
insbesondere Aspekte des Schadenersatzrechts und 

etwaige Haftungsfragen für die MitarbeiterInnen der öf-
fentlichen Verwaltungen sowie die Behörden zu klären.
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Ein- oder mehrdimensionale Standards?
Standards bilden also operationale Festle-
gungen erwünschter Ergebnisse für Produkte 
und Dienstleistungen6. Die in der Praxis verwen-
deten Standards (siehe Übersicht 1) betreffen 
beispielsweise inhaltliche Qualitätserfordernisse 
(festgelegte Verfahren und Ergebnisse), Kriterien 
wie die Zuverlässigkeit und die Sicherheit von 
Produkten, Bearbeitungszeiten, Art und Ausmaß 

der Bürgerberatung. In der Theorie wird gefor-
dert, verschiedene Ergebnisdimensionen zu be-
rücksichtigen bzw. zu regeln (z.B. bezüglich der 
Effektivität, der Nachhaltigkeit, der Effizienz, des 
Komforts, der Hygiene); die heutige Praxis zeigt 
zwar diesbezügliche Bemühungen, oft werden 
jedoch nur Standards für einzelne Dimensionen, 
so vor allem für Wartezeiten, Erledigungszeiten, 
von Produktinformationen, festgelegt. 

Übersicht 1: Beispiele für Standards von Bezirksverwaltungsbehörden

Burgenland Oberösterreich Tirol Wiener Bezirksverwaltungen
Dokumente Reisepass – 24 h 

Service am Flughafen 
Innsbruck

Soforterledigung eines Anliegens ist 
Regelfall

Telefondienste Bürgerservice wäh-
rend der optimierten 
Öffnungs zeiten;
„Hotline“ in BH Eisen-
stadt Umgebung für 
allgemeine Auskünfte 
in sämtlichen Materien-
bereichen

Rasches Abheben 
(keine Rückleitung des 
Anrufs an die Vermitt-
lung);
klare Bezeichnung 
der Organisation und 
Grußformel;
Namen des/r 
Gesprächs partnerIn er-
fragen und mit Namen 
ansprechen

Bürgerservice über 
call-center von 7.30 bis 
16.30 Uhr;
garantierter Rückruf;
50 % der AnruferInnen 
sollen bereits beim 
Erstanruf zufriedenge-
stellt werden

Erleichterter
Zugang zur 
Behörde

Anlagensprechtage auf 
den BHen

„mobile BH“ – BH 
Innsbruck ist auf der 
jährlichen Messe 
vertreten

Verständlich-
keit von 
Texten

Trainings für bessere 
Verständlichkeit von 
Texten

Erfassen der 
Bürgeranliegen

Anwenden eines spezi-
fischen Erfassungs- und 
Auswertungssystem 
für Beschwerden in BH 
Eisenstadt Umgebung

Anwenden einer 
spezifi schen Auswer-
tungssoftware (ebms 
des KDZ)

Regelmäßige KundInnenbefragungen

Prozess-
optimierung

Für die einzelnen Pro-
dukte wurden auf Basis 
optimierter Abläufe 
in gleicher Qualität 
defi niert;
einheitliche Erledigungs-
dauer wird garantiert

Optimierungswork-
shops für einzelne Pro-
dukte (v.a. Ausarbeiten 
von Muster-Prozessen, 
Senken von Stückkos-
ten);
organisiertes
Benchmarking;
Evaluierung der 
Umsetzung

Bei einzelnen Verfahren sind Standard-
zeiten (bei vollständigen Unterlagen) 
festgelegt

Qualitäts-
management

Anwendung des CAF in 
BH Eisenstadt Umge-
bung

Verpflichtende Anwendung des CAF 

Quelle: nach Umfrage des BKA von Oktober 2007 und eigene Erhebungen

6 Siehe hiezu John Ovretveit, in: Handbook of Public  
Management, S. 544
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Im Regierungsprogramm der gegenwärtigen ös-
terreichischen Bundesregierung vom 09. Jänner 
2007 werden mehrere Qualitätsnormen (= Stan-
dards) verlangt. Dort heißt es: 
„Effizienz, KundInnenorientierung und hohes 
Tempo bei Wahrung der Rechtssicherheit sind 
die wichtigsten Kriterien einer modernen Ver-
waltung. Jede Behörde hat Standards für Er-
ledigungen festzulegen, wobei die Raschheit 
und die Reduktion der Verfahrensdauer sowie 
die Qualität der Leistungserbringung durch die 
Anwendung von Qualitätsnormen wichtige Kri-
terien sind.“

Einer Gliederung von Colin Talbot folgend sollten 
nach Außen gerichtete Qualitätsstandards vor-
allem folgende Dimensionen berücksichtigen.

Übersicht 2: Dimensionen und Kriterien für Ser-
vice Standards

Dimension Beschreibung der Standards (Kriterien)

Kundenorientierung Dezentralität/Zentralität der Leistungserbrin-
gung;
One-Stop-Shops mit front-offi ces;
Flexibilität (an Erfordernisse der Leistungsbezie-
herInnen angepasste Öffnungszeiten)

Effizienz und Effektivität die geplanten Outputs und Outcomes werden 
mit den geringsten Inputs produziert

Accountability und 
Transparency

Ausreichende Informationen bezüglich der Pro-
zesse der Leistungserbringung, der Vorausset-
zungen zum Empfang der Leistungen;
die Sicherheit der Verfahren wird belegt;
Normen für die Öffentlichkeitsbeteiligung und für 
Beschwerden liegen vor

Public Value Normen der Gerechtigkeit, der Gleichheit, der 
Gleichbehandlung, der Redlichkeit

Stand der Technik Standards knüpfen an wissenschaftliche Er-
kenntnissen, am Stand der Technik an

Der Nutzen von Standards liegt somit nicht nur 
in einheitlichen Qualitätsversprechen über ad-
ministrative Grenzen hinweg und in mehr Pla-
nungssicherheit für die EmpfängerInnen der 
Leistungen, sondern auch in Qualitätsverbesse-
rungen, wofür verschiedene Dimensionen maß-
geblich sein können, wie z.B. 

■ Optimierung der Arbeitsprozesse für einheit-
liche und rasche Erledigungen,

■ Einflussnahme auf gewünschte Wirkungen,
■ leichter Zugang zu und Bemühen um umfas-

sende Informationen.
Indirekt erstreckt sich der Nutzen von Standards 
auch auf die Steigerung der Mitarbeitermotiva-
tion, wenn die Standards eingehalten werden, 
sowie letztlich in Imageverbesserungen der öf-
fentlichen Verwaltungen.

Die Politik der Festlegung von Standards 
erhält derzeit durch die Dienstleistungsricht-
linie der EU zusätzliche Impulse, da durch die 
Forderung nach einem Zugang zu den öffent-
lichen Leistungen von einander abweichende 
Leistungen, Voraussetzungen und Verfahren 
hinderlich sind.7

Von Standards zu Public Service Charters
Innerhalb der Europäischen Union gewinnt die 
Idee von Service Charters (Bürger Charters) 
für die Empfänger von Leistungen und für die 
BürgerInnen im Allgemeinen – ausgehend von 
einigen anglo-amerikanischen Staaten – zuneh-
mend an Terrain. Der Grundgedanke von Service 
Charters liegt darin, ein Instrument zu schaffen 
bzw. einzusetzen, das die grundlegenden Rech-
te und Verpflichtungen der Leistungsempfän-
gerInnen sowie die diversen Dimensionen der 
Qualitätsstandards zusammengefasst zeigt und 
das entsprechend kommuniziert wird.

Service Charters sind somit öffentliche Ver-
sprechen, d.h. freiwillig auferlegte Verpflich-
tungen (die jedoch meist keine einklagbaren 
Rechte erzeugen), welche die Standards, die  
LeistungsempfängerInnen erwarten können, 
detailliert und umfassend darstellt. Ein weiterer 
Aspekt von Service Charters ist die Möglichkeit 
der Interaktion zwischen Leistungsempfänge-
rInnen und den öffentlichen ProduzentInnen der 
Leistungen bezüglich Produkt- und Prozessver-
besserungen, ebenso auch über Beschwerden. 8

7 Siehe hiefür Stefan Buchinger; Alois Michner; Christian 
Müller: Dienstleistungsrichtlinie. Verlag Österreich Wien 
2007

8 Siehe Elke Löffler; Salvador Parrado; Tomás. Zmeskal: 
Improving Customer Orientation through Service Char-
ters. OECD/Ministry of the Interiorof the Czech Repu-
blic/Governance International 2007, p.15 ff.
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Übersicht 3: Principles included in Public Ser-
vice Charters

ommunication

uality

ontinuity of Service

Security of Supply

Social, ultural and Environmental Acceptability

Affordable Prices

E ual Access

omplaints and Suggestions

Quelle: http://europa.eu/scadplus/glossary/public und eige-
ne Ergänzungen

Der Nutzen solcher Bürger Charters liegt im 
■ verbesserten Zugang zu den öffentlichen 

Dienstleistungen,
■ im Hinweis auf die entsprechenden Rechts-

quellen und Informationsmaterialien,
■ in der Förderung der Qualität der gebotenen 

Leistungen, da den BürgerInnen nicht nur 
gesagt wird, was sie von der jeweiligen Be-
hörde oder sonstigen Organisationseinheit 
erwarten und verlangen können, sondern 
auch

■ wie sie sich, falls die Standards nicht einge-
halten werden, beschweren können; weiters 
im

■ Messen der Leistungen und allfälliger ver-
sprochener Wirkungen sowie Überwachen 
der Einhaltung der Standards.

Der folgende Auszug aus einer E-Government Bürger-
Charter der holländischen Gemeinde Overheid zeigt vor 
allem die Standards der Kommunikation der BürgerInnen 
mit der öffentlichen Verwaltung.
1. Die Wahl des Kommunikationsweges – Als BürgerIn 

kann ich selbst wählen, auf welchem Weg ich mit der 
Verwaltung kommunizieren möchte. Die Verwaltung 
gewährleistet die Erbringung von Dienstleistungen 
auf unterschiedlichen Wegen (multi channel), das 
heißt alle Kommunikationskanäle sind verfügbar: Per-
sönlicher Kontakt am Kundenschalter, Brief, Telefon,  
e-Mail, Internet. 

 2. Transparenter öffentlicher Sektor – Als BürgerIn weiß 
ich, wo ich offizielle Informationen erhalten und öffent-
liche Dienstleistungen beantragen kann. Die Verwal-
tung garantiert Dienstleistungen aus einer Hand und 
agiert als eine Einheit mit klaren Kontaktstellen zu den 
Bürgern ohne missverständliche Informationshinweise 
(ohne falsche Türen). 

3. Überblick über Rechte und Pflichten – Als BürgerIn weiß 
ich, auf welche Leistungen ich unter welchen Bedin-
gungen Anspruch habe. Die Verwaltung stellt sicher, 
dass meine Rechte und Pflichten jederzeit transparent 
sind.

4. Personalisierte Information – Als BürgerIn habe ich An-
spruch auf vollständige, aktuelle und widerspruchfreie 
Informationen. Die Verwaltung bietet geeignete Infor-
mationen, die auf meine Bedürfnisse zugeschnitten 
sind.

5. Komfortable Dienstleistungen – Als BürgerIn kann ich 
entscheiden, persönliche Daten einmal anzugeben 
und in einer auf mich abgestimmten Weise bedient zu 

werden. Die Verwaltung macht deutlich, welche Unter-
lagen sie über mich aufbewahrt und verwendet meine 
Daten nicht ohne mein Einverständnis. 

6. Nachvollziehbare und in sich schlüssige Verfahren – Als 
BürgerIn kann ich leicht erfahren, wie die Verwaltung 
arbeitet und ich kann Abläufe kontrollieren. Die Verwal-
tung informiert mich bei Verfahren, an denen ich betei-
ligt bin, über den aktuellen Stand und Ablauf (tracking 
and tracing).

7. Vertrauen und Sicherheit – Als BürgerIn gehe ich davon 
aus, dass die Verwaltung elektronisch kompetent ist. 
Die Verwaltung garantiert ein sicheres Identitätsma-
nagement und eine sichere Archivierung elektronischer 
Dokumente.

8. Entgegenkommende Verwaltung – Als BürgerIn kann 
ich Verbesserungsvorschläge und Beschwerden ein-
reichen. Die Verwaltung kommt für Fehler auf und 
nutzt Feedback-Informationen, um ihre Produkte und 
Verfahren zu verbessern. 

9. Rechenschaft und Leistungsvergleich – Als BürgerIn 
bin ich in der Lage, die Leistungen und die Leistungs-
fähigkeit der Verwaltung mit anderen Institutionen zu 
vergleichen, zu prüfen und zu bewerten. Die Verwal-
tung stellt aktiv Informationen zur Bewertung ihrer 
Leistungen zur Verfügung. 

10. Einbindung und Bürgerverantwortung – Als BürgerIn 
bin ich eingeladen, an der Entscheidungsfindung teil-
zunehmen und meine Interessen zu vertreten. Die 
Verwaltung fördert die politische Stärkung und die Ein-
flussmöglichkeiten der BürgerInnen und stellt sicher, 
dass die notwendigen Informationen und Instrumente 
verfügbar sind. 

Quelle für weitere Informationen: www.burger.overheid.nl
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Am Beispiel des Australischen Umweltministeriums 
können aktuelle Service Standards für folgende 
Dimensionen und Kriterien festgestellt werden: 

Our service standards 
We will:
■ provide you with the most accurate, up to date 

information available to us 
■ answer you as fully and precisely as possible  
■ be respectful and sensitive to your needs and 

respond in a culturally sensitive way 
■ answer phone calls promptly during normal of-

fice hours and identify ourselves 
■ reply to correspondence within 20 days of re-

ceipt or, if we can’t answer within that time, send 
you an acknowledgment and let you know when 
you can expect a reply 

■ respond promptly to requests for publications, 
reference material, fact sheets or other printed 
information.

When developing environmental policy we will, 
wherever possible: 
■ consult widely to make sure that the views of 

industry and environmental organisations, in-
terested members of the community, and other 
government agencies are properly considered 

■ provide reasonable time for comment on policy 
proposals.

When we are carrying out our legislative responsi-
bilities, we will: 
■ administer provisions lawfully, fairly and objec-

tively
■ give you up to date and accurate information 

about the relevant legislation to clarify your, and 
our, obligations.

 We will assess our performance through: 
■ the responses of the public and key stakehol-

ders to our information strategies, education 
strategies and products 

■ surveys of key clients and users of our products 
and services 

■ monitoring and evaluating our services against 
our standards. 

Quelle: http://www.environment.gov.au/about/publications/pubs/charter.pdf

Schlussbemerkung

So Manches was hier zu Qualitätsstandards und 
Service-Charters gesagt wurde, gehört auch in 
österreichischen öffentlichen Verwaltungen und 
öffentlicher Unternehmungen längst zum Stan-
dard. Trotzdem kann es im Rahmen der weiteren 
Modernisierungsbemühungen hilfreich sein, eine 
gewisse Systematik und Mehrdimensionalität in 
die diesbezüglichen Bemühungen zu bringen. 

Weiters sollten sich die Gebietskörperschaften 
über die wichtigsten nach Außen gerichteten 
Standards verständigen und absprechen. Dies 
dient allen BürgerInnen und nicht zuletzt der ge-
samten Gesellschaft, da dies neben einer gewis-
sen Einheitlichkeit der Leistungserfüllung auch 
zu partnerschaftlichen Bindungen zwischen der 
öffentlichen Verwaltung, den BürgerInnen und 
den MitarbeiterInnen verhelfen würde.

Honorarprofessor Dr. Helfried Bauer ist Leiter des KDZ – Zentrum für Ver-
waltungsforschung und war Lehrbeauftragter an Universitäten/Fachhoch-
schulen. Seine Forschungs- und Arbeitsschwerpunkte sind öffentliche Finan-
zen, Politik- und Verwaltungsmodernisierung und gesundheitsökonomische  
Fragen.
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Netzwerke und Kooperationen

Hofrat Mag. Dr. Gerold Kaltenbrunner
Leiter der Gruppe Verwaltungsentwicklung im Präsidium 
des Landes Oberösterreich

Wendet man sich dem Thema Netzwerke und 
Kooperationen in einer öffentlichen Verwaltung 
zu, so sind auch hier folgende Fragen im Vorhi-
nein zu beantworten:
■ Warum soll man kooperieren?
■ Welche Kooperationsbarrieren gibt es?
■ Mit wem soll man kooperieren? – Anforde-

rungen an einen Kooperationspartner
■ In welcher Form soll die Kooperation erfol-

gen?

Warum soll man kooperieren?
Einer der Punkte ist auf jeden Fall, dass es auch 
in einer öffentlichen Verwaltung darum geht, die 
Effizienz der Produkterstellung zu steigern um 
dadurch die Kosten zu senken. Es ist jedoch 
hier eine wichtige Ergänzung notwendig und 
zwar, dass es unter dem Blickwinkel der Wir-
kungsorientierten Verwaltungsführung (WOV 
2015) nicht nur darum geht effizient zu sein, 
sondern mit seinen Produkten die Wirksamkeit 
für Kundinnen und Kunden generell (Outcome), 
aber auch für die speziell Betroffenen (Impact) 
zu steigern.

Ein weiterer Aspekt ist, dass durch eine Ko-
operation die Möglichkeit der Qualitätssteige-
rung bei der Produkterstellung erreicht bzw. er-
möglicht werden kann und dies wiederum den 
Kundinnen und Kunden zu Gute kommt. Da-
durch kann unter anderem sichergestellt wer-
den, dass sich eine öffentliche Verwaltung in 
diesem Bereich weiterentwickelt und auch neue 

Methoden kennenlernt, die schon angewendet 
werden (z.B. TQM , CAF etc. in der oö. Landes-
verwaltung).

Wenn im Zusammenhang mit einer Koopera-
tion von verschiedenen Verwaltungen Synergien 
genutzt werden können, erhöht dies auf jeden 
Fall die Bereitschaft eine solche einzugehen. 
Ein Beispiel dazu ist der Austausch von Spezial-
sachverständigen zwischen den Bundesländern 
Salzburg und Oberösterreich. 

Ebenso ist das Thema der Nutzung von Grö-
ßenvorteilen durch Kooperationen ein wichtiger 
Aspekt. Durch das gemeinsame Auftreten von 
Verwaltungen auf dem Markt können bessere 
Preise erzielt werden, was wiederum den Kun-
dinnen und Kunden zu Gute kommt, da dadurch 
die eingesparten Mittel für andere Produkte, die 
direkt Wirkungen bei den Kundinnen und Kun-
den erzeugen, eingesetzt werden können. 
Ein weiterer Punkt ist, dass durch Kooperati-
onen ein vergrößertes bzw. kombiniertes Dienst-
leistungsangebot besteht und dies die Anzahl 
der Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner 
für die Kundinnen und Kunden vermindert.

Wenn man jetzt die Punkte betrachtet, die für 
eine Kooperation sprechen, ist die Frage zu 
stellen „Welche Kooperationsbarrieren gibt es in 
einer öffentlichen Verwaltung?“

Einer der Gründe in der Vergangenheit war, 
dass wenig Wille vorhanden war eine Koopera-
tion einzugehen. Dieser geringe Wille ging so-
wohl von der Verwaltung als auch von der Politik 
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aus. Jetzt ist zu erkennen, dass sich die Ansicht 
auf beiden Seiten geändert hat und sehr stark 
versucht wird, Kooperationen zwischen den ein-
zelnen Bundesländern zu forcieren.

Ein weiterer Punkt ist, dass verschiedene 
Werte bzw. verschiedene Steuerungsmodelle ei-
ner Verwaltung scheinbar nicht zusammen pas-
sen und dadurch eine gewisse Hemmschwelle 
vorherrscht.

Ebenso ist der Punkt nicht zu vernachläs-
sigen, dass verschiedene politische Machtver-
hältnisse in den einzelnen Bundesländern eine 
Kooperation erschweren bzw. verhindern. Aus 
der Vergangenheit kann beobachtet werden, 
dass Kooperationen, die einmal gestartet wor-
den sind, nach einem politischen Machtwechsel 
plötzlich wieder „sanft entschlafen“.

Ein ganz wichtiger Punkt ist aus meiner 
Sicht, dass noch immer ein zu geringer Informa-
tionsstand über die Möglichkeiten bzw. Formen 
einer Kooperation bekannt sind, was wiederum 
zu einer eher ablehnenden Haltung der Verant-
wortlichen zu diesem Thema führt.

Ein anderes Faktum, welches eine Koopera-
tion verhindert ist, dass man sich wechselseitig 
die Schuld gibt, keine Kooperationsbereitschaft 
zu signalisieren und dadurch auch keine Mög-
lichkeit gesehen wird, eine solche ins Leben zu 
rufen.

Nachdem einige Punkte aufgezeigt worden sind, 
die eine Kooperation verhindern können, möch-
te ich mich jedoch trotzdem der Frage zuwen-
den: „Mit wem kann kooperiert werden?“
■ Einerseits zwischen den Bezirkshauptmann-

schaften eines Bundeslandes, andererseits 
zwischen den Bezirkshauptmannschaften 
verschiedener Bundesländer.

■ Ebenso besteht die Möglichkeit, dass ver-
schiedene Magistrate eines Bundeslandes 
untereinander kooperieren oder das ver-
schiedene Magistrate verschiedener Bun-
desländer miteinander kooperieren.

■ Wie in den beiden vorhergehenden Fragen 
schon mehrmals erwähnt, zwischen ver-
schiedenen Bundesländern (Verwaltungen) 

Österreichs untereinander (z.B. Austausch 
von Spezialsachverständigen, Zusammenar-
beit bei Landesausstellungen, Winterdienst 
etc.).

■ Eine weitere Form ist die Kooperation zwi-
schen einer Landesverwaltung und NPO‘s 
(z.B. Kammern, ....).

Anforderungen an einen Kooperations-
partner:
Bei der Auswahl der Kooperationspartner soll 
darauf geachtet werden, ob die grundlegenden 
Wertehaltungen und Normen übereinstimmen 
(kulturelle), die strategischen Zielsetzungen der 
Kooperationspartner kompatibel sind und ob die 
operativen Prozesse zeitlich und technisch zuei-
nander passen. 

Form der Kooperation:
Der nächste Schritt, der im Anschluss an die 
Findung eines Kooperationspartners zu klären 
ist, ist jener, in welcher Form die Kooperation 
erfolgen könnte; einerseits in Form eines „Netz-
werkes“, andererseits in Form einer „strate-
gischen Allianz“. 

Die Form eines „Netzwerkes“ ist zu wählen, 
wenn die Kooperation in und/oder zwischen re-
lativ autonomen, gleichwohl in einem Netz von 
Beziehungen eingebundenen Organisationen 
(oder Organisationseinheiten) stattfinden soll 
(z. B. Landesverwaltungen, Bezirkshauptmann-
schaften, Magistrate etc.).

Die Form einer „strategischen Allianz“ ist zu 
wählen, wenn in der Kooperation spezifische 
Stärken kombiniert werden sollen, wenn die Ko-
operation von rechtlich und im Kern wirtschaft-
lich selbstständigen Organisationen durchge-
führt werden kann und diese Kooperation zum 
Aufbau von Potentialen zur Zielerreichung not-
wendig ist.
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Welche formalen Rahmenbedingungen 
sollen/müssen vorliegen?
Damit eine Kooperation optimal gestartet bzw. 
gelebt werden kann, ist es notwendig, formale 
Rahmenbedingungen zu vereinbaren und diese 
auch zu dokumentieren. In einer solchen Ver-
einbarung sollten folgende Punkte vorgesehen 
sein:
■ Bezeichnung der konkreten Kooperation 

(Projekt)
■ Punkte über den Austausch von Personal 

und von Sachmitteln

■ Um welche Form der Kooperation es sich 
handelt (Netzwerk oder strategische Allianz)

■ In welcher Form diese Kooperation institutio-
nalisiert ist (z.B. Länderarbeitskreise, ARGE, 
etc.)

■ Ein klares Statement über die fortdauernde 
Unabhängigkeit der involvierten Organisati-
onen

Erfolgsfaktoren für eine Kooperation:
Um eine wirkungsvolle Kooperation durchführen 
zu können, hat sich in der Praxis gezeigt, dass 
nachstehende Erfolgsfaktoren beachtet werden 
sollen/müssen:

Einer der elementarsten Punkte ist jener, 
dass zwischen den Kooperationspartnern eine 
ausgeprägte Vertrauenskultur vorliegen muss, 
da sonst die Energie nicht auf die gemeinsamen 
Aktivitäten gelenkt werden kann, sondern ein 
großer Teil der eingesetzten Energie in Absi-
cherungsmechanismen verschwendet werden 
würde.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Auswahl 
der Kooperationspartner, damit sichergestellt 
werden kann, dass einerseits der wirkliche Wille 
zu einer Kooperation vorhanden ist und ande-
rerseits auch wirklich Synergien genutzt werden 
können, um eine optimale Wirkung zu erzeu-
gen.

seits im Management Unternehmenskonzept 
WOV 2015 erfolgt und anderseits in den jewei-
ligen Strategien der Direktionen.

Ebenso wichtig ist, dass die Kooperationen 
in einer normativ konzeptionellen Ebene bzw. 
strategischen Ebene verankert sind. Bei der oö. 
Landesverwaltung ist diese Verankerung einer-

Ein weiterer wichtiger Faktor ist, dass zwischen 
den Kooperationspartnern klare und verbind-
liche Spielregeln festgelegt werden.

Ein letzter wichtiger Punkt ist, dass es ein 
klares Schnittstellenmanagement gibt. Dadurch 
soll sichergestellt werden, dass jeder der Koo-
perationspartner weiß, für welche Aufgabe und 
bis wohin er verantwortlich ist. Durch diese kla-
ren Festlegungen werden die Kooperationspro-
zesse optimiert.

Bezugsrahmen für unternehmens- und lebensbereichsbezogene Steuerung

No
rm

ati
v k

on
ze

pti
on

ell
e 

Eb
en

e (
12

 Ja
hr

e)
Op

er
ati

ve
 

Eb
en

e (
1 J

ah
r)

Op
er

ati
ve

 
Eb

en
e (

1 J
ah

r)

Jahres-
Steuerungs-

prozess

Jahres-
Steuerungs-

prozess

Regierungs-
programm

Strategie-
prozess für

Querschnitts-
direktionen

Lebensbe-
reichsbezogener

Strategie-
prozess

Lebensbe-
reichsbezogener 

Strategie-
prozess

Strategie-
prozess für

Fach-
direktionen

Lebensbe-
reichsbezogener

Strategie-
prozess

Lebensbe-
reichsbezogener 

Strategie-
prozess

Strategie-
prozess für

Fach-
direktionen

Sach-
politische
Konzepte

Management-
Unternehmens-

konzept
(WOV 2015)

Inhalt

1. Abgleich zwischen den Lebensbereichen

2. Abgleich zwischen der  politischen Führung

1. 2.
Inhalt

1. Abgleich zwischen den Lebensbereichen

2. Abgleich zwischen der  politischen Führung

1. 2.

Vorgaben für

Meilensteine

Vorgaben für

M
eilensteine

Vorgaben für

Meilensteine

Vorgaben für

M
eilensteine

igetartS
sc

he
 

Eb
en

e 
(6

 Ja
hr

e)

InhaltInhalt

InhaltInhalt

Inhalt
Rück-

koppelung

Inhalt
Rück-

koppelung

Inhalt
Inhalt

Inhalt
Inhalt

Inhaltliche AnkoppelungInhaltliche Ankoppelung

Inhalt
Inhalt

Unternehmens-
Leitbild

Lebensbereichs-
Leitbilder

Fachbereichs-
Leitbilder

Abteilungs-
Leitbilder

Unternehmens-
Leitbild

Lebensbereichs-
Leitbilder

Fachbereichs-
Leitbilder

Abteilungs-
Leitbilder

Unternehmens-
Leitbild

Lebensbereichs-
Leitbilder

Fachbereichs-
Leitbilder

Abteilungs-
Leitbilder

Praxisbeispiel aus der oö. Landesver-
waltung – „Optimierungsworkshops“:
Im Management- und Unternehmenskonzept 
WOV 2015 ist der Grundsatz der lernenden Ver-
waltung verankert. Aus diesem Grund sind die 
einzelnen Organisationen bemüht sich stetig 
weiter zu entwickeln. Eine Form für die lernende 
Verwaltung ist die Durchführung von Optimie-
rungsworkshops zwischen den 15 oö. Bezirks-
hauptmannschaften. Bei diesen werden speziell 
ausgewählte Prozesse bearbeitet.
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Die Auswahl der Prozesse erfolgt durch Analyse Wie man aus diesem einen Beispiel erkennen 
der Jahresbenchmarking Unterlagen (Kosten- kann, ist die Möglichkeit, miteinander kooperie-
rechnungsreports) der 15 Bezirkshauptmann- ren zu können, ein ganz wesentlicher Erfolgs-
schaften nach folgenden Kriterien: faktor um eine Organisation stetig weiterentwi-
■ Buchungsverhalten ckeln zu können. Es ist jedoch darauf zu achten, 
■ Kostenhöhe (Verhältnis Kosten-Wirkung) dass der Horizont für eine mögliche Kooperation 
■ Kostenstreuung sehr weit angelegt sein sollte.
■ Kundenschnittstelle (z.B. Kundenfeedback, 

Nachfrageentwicklung, Beschwerdeentwick-
lung)

■ Anpassungsbedarf (z.B. Organisation, Kom-
petenzen, Gesetze, akute Anlassfälle, mar-
kante Kennzahlen / Indikatoren / Wirkungen)
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Moderierter Erfahrungsaustausch,
Vergleiche und Beschlüsse der 
Experten; insbes. zu ausgewählten 
Arbeitsabläufen

Bericht und 
Beschluss in 
der Bezirks-
hauptleute-
konferenz

Umsetzung 
durch
Experten aller 
Bezirks-
hauptmann-
schaften

Prüfung der 
Erfolge und
nächster
Erfahrungs-
austausch zu
passendem
Zeitpunkt

Arbeit für uns 
und unsere Kunden
leichter, 
besser,
wirksamer,
vergleichbarer,.......

Modell „Optimierungsworkshop“ der oö. Bezirkshauptmannschaften

Auswahl von 
Produkten 
anhand von 
Kennzahlen
durch Bezirks-
hauptleute

Mag. Dr. Gerold Kaltenbrunner, Leiter der Gruppe Verwaltungsentwicklung 
im Präsidium des Landes OÖ, ist Jurist und als Lektor an der FH für Ver-
waltungsmanagement in Linz mit den Themen Public Management, Verwal-
tungsmanagement und Allgemeines Verwaltungsrecht tätig.
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Standards im Bereich „Sicherheit“ und Sicherheitsstrategien der 
Bezirkshauptmannschaften

Bezirkshauptmann Hofrat Dr. Klaus Aigner
Bezirkshauptmannschaft Hallein

Fünf Bezirkshauptmannschaften aus den 
Bundesländern Burgenland, Oberösterreich, 
Kärnten und Salzburg, nämlich die Bezirkshaupt-
mannschaften Eisenstadt-Umgebung, Hallein,  
Hermagor, Rohrbach und Zell am See, haben 
sich in einem gemeinsamen Projekt („BHplus 
Projekt“) unter anderem das Ziel gesteckt, in 
ausgewählten oder übergeordneten Bereichen 
der Verwaltung Qualitätsstandards für die Erfül-
lung der gesetzlich übertragenen Aufgaben zu 
entwickeln und festzulegen. Dazu zählen un-
ter anderem auch die Bereiche Jugendschutz, 
Großschadensereignisse, Ethik in der Verwal-
tung und Kriminalität.

Der letztgenannte Bereich wird in der Öffent-
lichkeit keineswegs selbstverständlich zu den 
Aufgaben einer Bezirksverwaltungsbehörde 
gezählt, ergibt sich jedoch aus der Aufgaben-
stellung der Bezirksverwaltungsbehörde als Si-
cherheitsbehörde, die verpflichtet ist, mit den ihr 
auch zu diesem (Lebens- und) Vollzugsbereich 
unterstellten Organen des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes
■ gerichtlich strafbaren Handlungen vorzubeu-

gen, also Gefahrenabwehr sicherzustellen 
(Sicherheitspolizei) und

■ gerichtlich strafbare Handlungen aufzuklären 
und zu verfolgen (Kriminalpolizei).

Die im Rahmen des BHplus Projektes einge-
setzte Arbeitsgruppe „Kriminalität“ hat unter 
dem Gesichtspunkt „Qualitätsstandard“ für si-
cherheits- und kriminalpolizeiliche Aufgaben die 

Entwicklung und verbindliche Umsetzung regi-
onaler (sicherheits-) und kriminalpolizeilicher 
Strategien für notwendig erachtet. 

Auf dieser Basis war daher für die fünf Be-
zirkshauptmannschaften zu prüfen, ob 
■ die Entwicklung regionaler kriminalpolizei-

licher Strategien durch gegebene bundes- 
und landesweite Strategien der übergeord-
neten Sicherheitsbehörden nicht ohnehin 
obsolet wären und

■ wenn diese Frage zu verneinen ist – welche 
Standards für eine regionale kriminalpolizei-
liche Strategie entwickelt und festgelegt wer-
den können.

Die Antwort auf die erste Frage war bald gefun-
den: Bundes- und landesweite Strategien sind 
von übergeordneter Bedeutung und haben jene 
(kriminalpolizeilichen) Schwerpunkte zum Ge-
genstand, die sich aus der europäischen und 
gesamtösterreichischen Kriminalitätsentwick-
lung – auch im Vergleich der Bundesländer 
untereinander – ergeben. Regionale Schwer-
punkte zu setzen ergibt sich aber geradezu 
zwingend aus den unterschiedlichen Gegeben-
heiten in den Bezirken, aus der jeweils anders 
gelagerten Bevölkerungs- und Infrastruktur, oft 
völlig unterschiedlicher Lebens- und Arbeitsräu-
me: zum Beispiel Schwerpunkt Fremdenverkehr 
in den einen Regionen, Schwerpunkt Industrie 
und Gewerbe in anderen etc.

Die Notwendigkeit der Erstellung regionaler 
kriminalpolizeilicher Strategien erscheint somit 
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nicht nur begründbar, sie läuft auch den Inten-
tionen des Bundesministeriums für Inneres als 
Oberste Sicherheitsbehörde nicht entgegen, 
wie das Bundeskriminalamt im Jahr 2006 selbst 
ausführte:

„Seit dem Jahr 2004 erstellt das Bundeskriminal-
amt gemeinsam mit den für die Kriminalpolizei 
Verantwortlichen der Sicherheitsbehörden und 
des Wachkörpers Bundespolizei in den Bun-
desländern lokale Strategievereinbarungen.“ –
Wenn gleich damit die auf der Ebene des jewei-
ligen Bundeslandes erarbeitete Strategie ge-
meint ist, so wird, wie die weiteren Ausführungen 
in den „Kriminalpolizeilichen Strategievereinba-
rungen zwischen den Sicherheitsbehörden /- 
dienststellen und dem Bundeskriminalamt“ be-
legen, durchaus die Erstellung regionaler – also 
unterhalb der Landesebene angesiedelter – kri-
minalpolizeilicher Strategien begrüßt, wie auch 
die nachstehende Folie beweist:

9 Bundesländer
(SID, LPK, BPDs, BHs)

Bezirke/Statutarstädte
(BH/BPD; BPK/SPK)

Strategievereinbarung
Eigenverantwortung
lokales Wissen
„Vereinbarung“

lokale Strategiepläne

BM.I
. BK

nationale und
internationale Strategie

interne Strategie .BK

Dem widerspricht auch der stellvertretende Lan-
despolizeikommandant von Salzburg, Brigadier 
Dr. Franz Ruf, in seinem parallelen Vortrag zu 
diesem Thema bei der Bezirkshauptleutekonfe-
renz in Graz nicht, wenn er betont, dass bei der 
Erstellung und Umsetzung solcher Strategien 
auf die Ressourcen der Polizei Bedacht genom-
men werden müsse.

Damit war also die Frage geklärt, ob regio-
nale kriminalpolizeiliche Strategien eine wün-
schenswerte und zweckmäßige Ergänzung, ja 
Bereicherung der sicherheitsbehördlichen Auf-
gabenerfüllung darstellten. Daraus ergibt sich 
allerdings bereits der erste Schritt zu einem 

Qualitätsstandard, nämlich die verbindliche Im-
plementierung einer solchen Strategie in den 
Bezirken.

Die Arbeitsgruppe hatte somit die weitere 
Frage zu klären, ob für die Erstellung der regi-
onalen Strategie – und allenfalls deren Umsetz-
ung – (Qualitäts-)Standards entwickelt werden 
können. In diesem Zusammenhang stellt sich 
automatisch die grundsätzliche Frage: wer ist 
für die Erstellung und Umsetzung einer derar-
tigen Strategie verantwortlich? Auch sie ist leicht 
zu beantworten, gibt sie doch das BM.I durch 
das Bundeskriminalamt in der „Kriminalpolizei-
lichen Strategievereinbarung 2006“ vor:

„Die dem Bundeskriminalamt fachlich für die Um-
setzung der Strategie Verantwortlichen sind die
■ Sicherheitsdirektoren im Zusammenwirken 

mit den 
■ Leitern der Sicherheitsbehörden I. Instanz, 

den
■ Landespolizeikommandanten und den 
■ Leitern der Landeskriminalämter. 
Auf regionaler Ebene sind die Bezirks- und 
Stadtpolizeikommanden verantwortlich. Von 
den Verantwortlichen sind notwendige repres-
sive und/oder präventive Maßnahmen zu defi-
nieren und umzusetzen. Die von den einzelnen 
Sicherheitsbehörden/-dienststellen eingeleiteten 
Maßnahmen sind …..“

Die am Projekt beteiligten Bezirkshauptmann-
schaften sehen folgende Qualitätsstandards 
in diesem Bereich der sicherheitsbehördlichen 
Aufgabenstellung als anzustreben an:

Standard des Prozesses zur Strategieerstel-
lung
■ Die Initiative zur Erstellung einer regionalen 

kriminalpolizeilichen Strategie geht von der 
Sicherheitsbehörde aus;

■ der Teilnehmerkreis ist genau umrissen:  
neben den VertreterInnen der Bezirkshaupt-
mannschaft als Sicherheitsbehörde gestal-
ten der Bezirkspolizeikommandant und sein  
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Kriminalreferent, alle Kommandanten der 
Polizeiinspektionen des Bezirkes und Expert-
Innen (KriminalbeamtInnen, BeamtInnen des 
LKA/Analyse etc.) die Strategie;

■ der Inhalt der Strategie wird unter Bedacht-
nahme auf lokale/regionale Gegebenheiten 
bzw. Besonderheiten und die Erfahrungen 
der polizeilichen Führungskräfte des Bezirks 
gemeinsam entwickelt bzw. festgelegt;

Standard des Inhalts einer kriminalpolizei-
lichen Strategie
■ Der Festlegung der erforderlich erschei-

nenden Maßnahmen geht eine Analyse durch 
ExpertInnen voran. Die Analyse basiert so-
wohl auf den Daten der Kriminalstatistik als 
auch des Sicherheitsmonitors;

■ Auf der Basis dieser Erkenntnisse wird eine 
Zielvorgabe für den von der Strategie um-
fassten – und ebenfalls explizit festgelegten 
– Zeitraum bestimmt;

■ Die für die Umsetzung der Strategie bzw. 
Zielerreichung als zweckmäßig und notwen-
dig angesehenen Maßnahmen werden – un-
ter Berücksichtigung der Ressourcensteue-
rung – festgelegt;

■ Erfolgsindikatoren werden genannt und nach 
Ablauf des für die Umsetzung der Strate-
gie vorgesehenen Zeitraums schließen sich 
Controlling- und (allenfalls vorher) Evaluie-
rungsmaßnahmen an.

■ Die Festlegung der Verantwortlichkeiten er-
gibt sich grundsätzlich aus den Organisati-
onsbestimmungen der Sicherheitsbehörde 
und der Bundespolizei, jedoch scheint eine 
Erwähnung im Strategiepapier sinnvoll.

Wirkungsziele
Mit der Implementierung von regionalen krimi-
nalpolizeilichen Strategien in den Bezirken er-
warten sich die am Projekt beteiligten Bezirks-
hauptmannschaften folgende Wirkungen:
■ Steigerung der Sicherheit im Bezirk
■ Hebung des Sicherheitsgefühls der Bevölke-

rung
■ Intensivierung der Zusammenarbeit zwi-

schen Wachkörper und Sicherheitsbehörde
■ Steigerung der Akzeptanz für strategische 

Maßnahmen bei allen PolizeibeamtInnen des 
Bezirks, da diese nicht „von oben“ verordnet 
sondern gemeinsam festgelegt wurden.

Hofrat Dr. Klaus Aigner ist Jurist und seit dem Jahr 2000 Bezirkshauptmann 
von Hallein. Begonnen hat er seine berufliche Laufbahn bei der Bundes-
gendarmerie, war Leiter der Fremdenpolizei der Bezirkshauptmannschaft 
Salzburg-Umgebung und wurde nach Beendigung des Studiums Leiter des 
Referates für Eisenbahn-, Luftfahrt- und Schifffahrtswesen beim Amt der Salz-
burger Landesregierung.
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Zusammenfassung – Workshop I: 
Standards im Bereich „Sicherheit“ und Sicherheitsstrategien der 
Bezirkshauptmannschaften

Dr. Helfried Bauer
KDZ-Zentrum für Verwaltungsforschung

Die Arbeitsgruppe (Workshop 1) hat sich mit 
einem Teilbereich der Sicherheitsfrage in den 
politischen Bezirken beschäftigt, nämlich mit re-
gionalen kriminalpolizeilichen Strategien.

Seit einigen Jahren arbeitet man an einer 
verbesserten Zusammenarbeit zwischen dem 
BMI, dem Wachkörper und den Sicherheitsbe-
hörden, wozu auch die Leiter der Sicherheitsbe-
hörden der 1. Instanz zählen.

Im Rahmen des „BH Plus Projektes“ wur-
den diesbezügliche Vorschläge erarbeitet die 
Bezirkshauptmann HR Dr. Aigner vorgestellt 
hat:
■ Die Erstellung einer jährlichen regionalen kri-

minalpolizeilichen Strategie mit einer nach-
gängigen Wirkungskontrolle und zwar

■ in möglichst einvernehmlicher Weise in 
einem festgelegten Teilnehmerkreis und

■ mit Festlegung von Indikatoren und Verant-
wortlichkeiten.

Der Stv. Landespolizeikommandant des 
Landes Salzburg Dr. Ruf betonte, dass ne-
ben den fachlichen Inhalten auch die knappen 
Ressourcen zu berücksichtigen sind, da durch 
die sicherheitspolizeiliche Grundversorgung, 
für Schulungen und Trainings bis zu 75 Prozent 
der Kapazitäten „verplant“ sind. Er hat weiters 
berichtet, dass beim Bundeskriminalamt und 
unter Einbindung von WissenschafterInnen In-
strumente zur Wirkungsüberprüfung entwickelt 
werden.

Die rege Diskussion erbrachte folgende 
Standpunkte und Erkenntnisse:
■ In mehreren Bundesländern werden solche 

und ähnliche Kooperationen bereits prakti-
ziert oder aufgebaut.

■ Allerdings sind sie weit von einem Standard 
entfernt, da verschiedene Formen der Ab-
stimmungsgepflogenheiten innerhalb der 
politischen Bezirke gegeben sind, z. B. mo-
natliche Lagebesprechungen, fallbezogene 
Anforderungen von zusätzlichem Personal 
bei bestimmten Ereignissen, Erörterung neu-
er Gegebenheiten – neue Lage an den öster-
reichischen SO-Grenzen mit der Verlagerung 
der Schengengrenzen.

■ Auch die Inhalte solcher „regionaler „Stra-
tegien“ (oder bloßer „Koordinierungs-
gespräche“) sind unterschiedlich; sie reichen 
von verstärkter Bekämpfung von Vandalis-
mus, über Fahrraddiebstähle und Serien-
Einbrüche bis zu verstärkter Prävention (z.B. 
bezüglich Gewalt in der Familie).

■ Die Vorstellung, dass die knappen Ressour-
cen die Inhalte der regionalen Strategie prä-
gen könnten, wurde mehrheitlich zurückge-
wiesen;

■ Erfolge, d.h. Wirkungen lassen sich in der 
Regel feststellen, wenngleich Evaluierungen 
unterschiedlich angelegt sind und kommuni-
ziert werden.
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Ziemlich einvernehmlich wurde festgestellt, dass 
jedoch nicht das Ergebnis jedes Abstimmungs-
gespräches als „Strategie“ gelten kann. Viel-
mehr sollten Standards für Sicherheitsstrategien 
auf der Ebene von Bezirkshauptmannschaften 
im Sinne des Vortrages von BH Dr. Aigner – 
eventuell ergänzend formuliert – grundsätzlich 
übernommen und so dann überall praktiziert 
werden.
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Beitrag von E-Government zu gemeinsamen 
Qualitätsstandards in der Verwaltung

Ing. Roland Ledinger
Leiter des Bereiches IKT-Strategie des Bundes im Bundeskanzleramt

Ausgangsposition in Bezug auf Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie 
in der Verwaltung

einen Computer, in Unternehmen sind es sogar 
über 98 %. Auf dieses Potential muss sich die 
Verwaltung entsprechend einstellen und durch 

Die Rahmenbedingungen und Methoden der Maßnahmen auch adäquat reagieren. 
Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie in der Verwaltung haben sich in den letzten 
Jahren rapide verändert. Bedenkt man, dass 
Papyrus ca. 4.000 v.Chr. erstmals der Basisträ-
ger für Informationen war, hat es in der Folge 
immerhin über 4.000 Jahre gedauert – nämlich 
bis 105 n.Chr. – bis das Papier erfunden wurde. 
Mit Gutenbergs Buchdruck 1450 n.Chr. wurde 
erstmals die Massenverarbeitung von Informa-
tionen ermöglicht. Zeitdimensionen, die in den 
letzten 50 Jahren unvorstellbar sind. So ist die 
Festplatte zur digitalen Speicherung von Infor-
mationen knapp 50 Jahre alt, die CD nicht ein-
mal 20 Jahre und das World wide Web knapp 
über 15 Jahre jung. Diese Technologien und 
deren Fortschritt haben auch die Rahmenbe-
dingungen in der Verwaltung wesentlich geän-
dert. Online-Informationen, elektronische For-
mulare und vollkommen elektronische Services 
sind heute sowohl in der Wirtschaft als auch in 
der Verwaltung notwendige Kommunikations-
plattformen. Die KundInnen der Verwaltung, 
sprich Bürgerinnen und Bürger sowie Unterneh-
merinnen und Unternehmer, sind heute mit In-
ternettechnologie und elektronischen Verfahren 
vertraut und erwarten auch von der Verwaltung 
entsprechende Services. Dabei handelt es sich 
schon lange nicht mehr um eine Minderheit, so 
haben in Österreich rund 66 % der Haushalte 

Unternehmen und Haushalte mit Computer 2001-2006
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Anforderungen an eine moderne Verwal-
tung in Bezug auf elektronische Services
Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, 
bedarf es eines neuen Serviceangebotes mit 
neuer Qualität und Methodik. Es müssen daher 
Services der Verwaltung unter Zugrundelegung 
durchgängiger elektronischer Abwicklung ange-
boten werden. Dazu werden folgende Elemente 
benötigt:
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■ ein zentrales Zugangsportal für Informati-
onen und Transaktionen

■ eine durchgängige elektronische Abwicklung 
der Verfahren innerhalb der Verwaltung 

■ elektronische Zustellung von Dokumenten

Ein zentrales Portal für Informationen und Trans-
aktionen muss aufgrund der fehlenden organisa-
torischen Barrieren im Internet, unabhängig von 
der behördlichen Kompetenz, als Zugangstor 
für Bürgerinnen und Bürger sowie Unterneh-
merinnen und Unternehmer fungieren. In Ös-
terreich stellt diesen Zugangspunkt (single point 
of contact) HELP.gv dar. Es ist aber genau so 
essentiell, kommunale und regionale Angebote 
von E-Government auf den Gemeinde-, Städte- 
sowie Landes-Homepages, zu finden. Durch die 
Vernetzung im Internet ist der Einstiegspunkt für 
ein Service und der Betrieb des Services nicht 
unbedingt ident. Wichtig ist, dass das Angebot an 
Services einfach und schnell zugängig ist, deren 
Positionierung im Betrieb ist somit irrelevant. 

Neben dem Angebot an Services auf einem 
Portal ist die notwendige Unterstützung mit 
elektronischen Mitteln innerhalb der Verwaltung 
ein wesentlicher Bestandteil einer Modernisie-
rung. Dies ist zur Umsetzung durchgängiger 
Prozesse unumgänglich und kann in Form von 
elektronischen Workflowsystemen, wie elektro-
nische Aktensysteme, oder von entsprechenden 
Fachanwendungen, wie Finanzonline und ande-
ren implementiert werden. Auch die Verwaltung 
muss intern medienbruchfrei vollkommen elek-
tronisch arbeiten können. 

Am Ende eines Verwaltungsprozesses liegt 
meist ein Dokument als Ergebnis vor, welches 
dann der Antragstellerin bzw. dem Antragsteller 
meist nachweislich zugestellt wird. Um dazu die 
elektronische Kommunikationsschiene abzubil-
den, erfolgt dies durch ein elektronisches Zustell-
service. Die alternative E-Mail ermöglicht zwar 
auf einfache Art und Weise eine elektronische 
Kommunikation, kann aber den Anforderungen 
einer nachweislichen, gesicherten Zustellung im 
Sinne eines rechtsgültigen Bescheides nicht ge-
recht werden. Das elektronische Zustellservice 
entspricht dem Postkasten, wo alle Poststücke 
aller Verwaltungsstellen zugestellt werden. Ziel 
muss es daher sein, dass sich alle Verwaltungs-
stellen des elektronischen Zustellservices be-
dienen und so der Bürgerin und dem Bürger ein 
entsprechendes elektronisches Pendant zur re-
alen Welt zur Verfügung stellen.

In all diesen Prozessen geht es darum, durch-
gängig elektronische Möglichkeiten anzubieten, 
beginnend von der Antragstellung, über die 
Bezahlung, Identifikation und digitale Signatur, 
bis hin zum elektronischen Bescheid, der auch 
entsprechend digital signiert wird. Österreich 
kann in diesem Bezug auf eine Reihe von Best 
Practices zurückgreifen, die diese Ansprüche, 
einer vollkommen elektronischen Abwicklung, 
entsprechend unterstützen bzw. abbilden. Ne-
ben HELP.gv, Finanzonline, dem elektronischen 
Rechtsverkehr, dem Rechtsinformationssystem, 
dem Gesetzwerdungsprozess, dem elektro-
nischen Akt, dem zentralen Melderegister usw. 
gibt es unzählige weitere Beispiele an elektro-
nischen Services. 
Österreich hat auf Basis einer konsequenten 
IKT-Strategie und der umgesetzten Best Practi-
ces im Bereich E-Government eine internationa-
le Vorreiterrolle. Im regelmässig stattfindenden 
Benchmarking der Europäischen Kommission 
wird der Fortschritt in den einzelnen Mitglieds-
staaten periodisch verglichen und eine entspre-
chende Reihung durchgeführt. In dieser Rei-
hung liegt Österreich, in Bezug auf elektronische 
Dienstleistungen der Verwaltung, zum zweiten 
Mal an erster Stelle . 
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Der Beitrag von E-Government zu Quali-
tätsstandards
Zieht man nun die generelle Definition von E-
Government heran und betrachtet den Ansatz 
von durchgängigen elektronischen Services, 
so kann man folgende Definition ableiten:

Unter E-Government versteht man den Ein-
satz von Informations- und Kommunikations-
technologie, mit dem Ziel, die Qualität und 
Effizienz der öffentlichen Verwaltung zu stär-
ken und zu verbessern. Dabei soll die Kom-
munikation für die Bürgerin, den Bürger und 
die Wirtschaft wesentlich erleichtert, die Ko-
sten für die Unternehmer und Behörden ent-
sprechend gesenkt und gleichzeitig die inter-
nen Abläufe merkbar beschleunigt werden. 

Durch E-Government kann somit die Quali-
tät und Transparenz des öffentlichen Dienstes 
zum Nutzen aller wesentlich erhöht werden. 
Österreich gilt in vielen Bereichen der Online-
verwaltung weltweit als Vorzeigemodell. Durch 
die Einbindung aller Gebietskörperschaften, so-
wohl auf Bundes-, Landes-, Stadt- und Gemein-
deebene, als auch der Wirtschaft, konnten hier 
entsprechend positive Fortschritte im Bereich 
E-Government getätigt werden. 
Dies schlägt sich auch im Regierungsprogramm 
entsprechend nieder und zeigt die Prioritätsset-
zung auf dem Themenfeld E-Government. Un-

ter dem Kapitel Staats- und Verwaltungsreform 
finden sich folgende Punkte, die entsprechende 
Rahmenbedingungen für die Verwaltung dar-
stellen:
■ Effizienz, Kundenorientierung und hohes 

Tempo bei der Wahrung der Rechtssicher-
heit

■ Standards für Erledigungen in den Behörden 
(Raschheit, Reduktion der Verfahrensdauer 
und Qualität der Leistungserbringung)

■ One-Stop-Shop als Grundprinzip (ist in fast 
allen Bereichen vorgesehen und kommt ca. 
10 mal im Regierungsprogramm konkret 
vor)

■ Gemeinden sind wichtige Partner in der Um-
setzung, da sie direkt die KundInnen servi -
cieren

■ die Bürgerin und der Bürger sollen bei den 
Gemeinden Zugang zu jeder Form von E-
Government auf Bundes-, Landes- und Ge-
meindeebene haben

■ die Fortschritte dieser Umsetzung sind in der 
gemeinsamen Plattform Digitales Österreich 
zu monitoren, im Sinne von Flächendeckung 
und Durchgängigkeit von elektronischen Ver-
fahren.

Die Bundesregierung setzt bei Ihrer Prioritätsset-
zung intensiv auf den Einsatz von elektronischen 
Services und eine homogene E-Government-
Umsetzung. Die Punkte des Regierungspro-
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gramms stellen somit die Grundlage für eine 
kooperative E-Government-Strategie dar. Elek-
tronische Services verändern die Verwaltung 
nachhaltig, da Internet keine Verwaltungsgren-
zen und Ebenen kennt. Prozesse laufen durch 
das One-Stop-Prinzip organisationsunabhängig, 
benötigen aber eine entsprechend koordinierte 
Prozesssteuerung. Auch bereits die Bereitstel-
lung von Formularen im Internet verändern die 
Backoffice-Abläufe nachhaltig. Daher ist E-Go-
vernment ein Organisationsentwicklungsprojekt 
und kein technisches Projekt. 

Aus diesem Grund wurde in Österreich die 
E-Government-Strategie in Kooperation mit den 
einzelnen Verwaltungsebenen entwickelt und 
entsprechend umgesetzt. Im Gegensatz zu an-
deren Entwicklungen wurde hier frühzeitig der 
Strategieentwicklungsprozess auf eine breite 
Basis zwischen Bund, Ländern, Städten, Ge-
meinden und der Wirtschaft gestellt, daher kann 
man in Österreich von mehreren Ebenen der 
Qualitätssicherung und Standardisierung auf 
diesem Sektor sprechen. Man unterscheidet da-
bei drei Bereiche: 
■ die Kooperation und Zusammenarbeit zwi-

schen den Verwaltungsebenen institutionell,
■ die organisatorische und prozessorientierte 

Abwicklung und
■ die technische Umsetzung.

Diese drei Bereiche werden konsequent in der 
E-Government-Umsetzung berücksichtigt. Die 
allgemeine E-Government-Strategie orientiert 
sich dabei an folgenden Eckpunkten:
■ E-Government Standardisierung & Module
■ Etablierung von E-Government in allen Be-

reichen
■ E-Inclusion
■ Interoperabilität
■ Akzeptanz durch 
 Vereinfachung
 24h Behördenkontaktmöglichkeit
 Einheitlichkeit
■ Sicherheit

■ kostengünstig durch
 PPP (Public Private Partnership) 
 Nutzung offener Standards
 Zusammenarbeit in der Verwaltung

Diese strategischen Elemente stellen die Ba-
sis der kooperativen Zusammenarbeit in der 
Plattform Digitales Österreich dar. Die Plattform 
Digitales Österreich ist jenes Gremium, das pe-
riodisch die E-Government-Entwicklungen beur-
teilt, Standards und Empfehlungen für Umset-
zungen entscheidet und Weiterentwicklungen 
priorisiert. In der Plattform Digitales Österreich 
sind die entsprechenden Stakeholder von Bund, 
Ländern, Städten, Gemeinden, der Wirtschaft, 
dem Hauptverband und den freien Berufen ver-
treten. Dieses Gremium stellt somit die institu-
tionelle Qualitätssicherung der Umsetzung von 
E-Government dar. Die Plattform bedient sich 
entsprechender Arbeitsgruppen, die an den not-
wendigen Definitionen und Ausarbeitungen auf 
fachlicher Ebene arbeiten. Diese Arbeitsgruppen 
erzielen durch gemeinsame Ausarbeitung tech-
nische und organisatorische Spezifikationen, de-
finieren vernetzte Verfahrensabläufe und stellen 
damit die Basis für die gemeinsame Umsetzung 
dar. Die Einbindung aller Betroffenen ist essen-
tiell, um eine möglichst breite und einheitliche 
Umsetzung sicherzustellen. 
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Des Weiteren wurde für die technische Umset-
zung ein Referenzmodell entwickelt, das die 
wesentlichen Elemente der vollkommen elek-
tronischen Abwicklung abdeckt. Die einzelnen 
Module sollen sicherstellen, dass hier eine ent-
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sprechend einheitliche Spezifikation für die Um-
setzung zugrunde gelegt wird. Auf Basis des Re-
ferenzmodells wird der gesamte durchgängige 
Ablauf, von der Antragstellung bis zur Zustellung, 
betrachtet und entsprechenden Normierungen 
unterzogen. So zum Beispiel gibt es im Rah-
men der Antragstellung einheitliche Formulare 
durch einen, gemeinsam in den Arbeitsgruppen, 
abgestimmten Styleguide. Es gibt einheitlichen 
Zugang für alle BürgerInnen durch einheitliche 
Standardmodule, genauso wie einheitliche 
Standards für elektronische Bezahlung. Ziel 
der Standardisierung ist es, dass sich elektro-
nische Services für die Bürgerin und den Bürger 
unabhängig von der Verwaltungsstelle einheit-
lich präsentieren. Diese Standards setzen sich 
dann auch in der Kommunikation zwischen den 
Verwaltungseinheiten z.B. durch Portalverbund-
Protokoll, sowie einheitliche Integration von Fa-
chanwendungen, fort. Letztlich werden auch die 
entsprechenden Standards für elektronische Zu-
stellung abgedeckt, um so sicherzustellen, dass 
für die Bürgerin und den Bürger nur ein elek-
tronischer Zustellservice notwendig ist und nicht 
mehrere unterschiedliche elektronische Postka-
sten der unterschiedlichen Verwaltungsstellen. 
Die gemeinsamen Standards und Spezifikati-
onen stellen somit die Basis für gemeinsame 
Umsetzungen dar. So konnte erreicht werden, 
dass durch die gemeinsamen Definitionen auch 
gemeinsame Basismodule angeboten werden, 
die im Rahmen von technischen Umsetzungen 
in die individuellen Lösungen integriert werden 
können. Diese Basismodule können, auf Grund 
einer Open Source Lizenz, frei von allen Verwal-
tungsstellen, aber auch der Privatwirtschaft, ge-
nutzt werden. Damit können z.B. für den Bereich 
Identifikation, digitale Signatur, Signaturprüfung 
und Zustellservice einheitliche Lösungen an-
gewandt werden, die auch entsprechend ein-
heitliche Qualitätsstandards sowohl gegenüber 
Bürgerinnen und Bürger als auch innerhalb der 
Verwaltung setzen. Auf dieser Basis schafft E-
Government einheitliche Standards der Präsen-
tation und Serviceleistung. Durchgängige elek-
tronische Abläufe sichern als Sekundär-Effekt 

entsprechendes Material für Kennzahlen, das 
für den Vergleich und das Qualitätscontrolling 
wichtige Grundlagen darstellt.
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Zusammenfassung
Durchgängige elektronische Abläufe sind die 
Basis für Qualitätsstandards in der Verwaltung. 
Die Standardisierung im Bereich E-Government 
unterstützt dies auf der Ebene der Zusammen-
arbeit zwischen den Verwaltungen, sowie der 
technischen als auch organisatorischen Umset-
zung.

Der Einsatz von IKT liefert das Material für 
Kennzahlensysteme, die wiederum als Basis für 
Benchmarks und Servicelevels dienen. 
Weiters besteht durch Umsetzung elektro-
nischer Verfahren die Möglichkeit für One-Stop-
Verfahren und damit eine neue Qualität der Ser-
viceerbringung.

Dies erhöht für Bürgerinnen und Bürger die 
Service-Qualität und führt durch elektronische 
Prozesse, auch innerhalb der Verwaltung, zu 
wesentlichen Vereinfachungen und Kostenein-
sparungen.

Ing. Roland Ledinger ist Leiter des Bereiches IKT-Strategie des Bundes 
im BKA; Vorsitzender des Lenkungsausschusses ELAKimBund sowie Ge-
schäftsführer der Plattform Digitales Österreich
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Mit E-Government zu gemeinsamen Qualitätsstandards

Mag. Martin Haidvogl
Magistratsdirektor Stadt Graz

DI Friedrich Steinbrucker
Abteilungsvorstand Informationsmanagement Stadt Graz

Wer sich mit der heutigen Realität von E-
Government und seinen möglichen Ent-
wicklungen beschäftigt, kommt beina-
he zwangsläufig zu dem Schluss, dass 
E-Government das Potential hat, das Verwal-
tungsverständnis und die Verwaltungswirklich-
keit grundlegend zu verändern. Egal welche Lö-
sungsstrategien und Leitlinien zu E-Government 
herangezogen werden, es gibt wohl kaum einen 
Bereich der Verwaltung, der nicht entscheidend 
von dieser Entwicklung bereits betroffen ist oder 
in naher Zukunft sein wird. 

E-Government erfordert neue Strategien, die 
sich konsequent an Kooperation und Vernetzung 
zu orientieren haben, es verlangt neue Arbeits- 
und Organisations formen, es wird Mitarbeite-
rInnen von Routinen entlasten, ihnen aber zu-
gleich die Möglichkeit zu einer besseren Expertise 
bieten, es erfordert aber auch ein Umdenken im 
technologischen Bereich im Sinne einer Nutzung 
von Spezialanwendungen hin zu einer Prozess-
orientierung und einer serviceorientierten Archi-
tektur. Nicht zuletzt bietet E-Government auch 
der Politik die Möglichkeit, den BürgerInnen und 
Bürgern gegenüber in einer neuen Gestalt aufzu-
treten und für diese neue Rechte zu etablieren. 
E-Government darf dabei aber selbstverständlich 
nie als isolierter Teil der Verwaltung verstanden 
werden, sozusagen als neue Verwaltung ne-
ben der „alten“. Die moderne Informations- und 
Kommunikationstechnologie (IKT) ist vielmehr 
Ermöglicher und oftmals auch Treiber einer Mo-
dernisierung der gesamten Verwaltung. 

E-Government ermöglicht 
■ verbessertes BürgerInnenservice
■ verstärkte Zusammenarbeit in Leistungs-

netzwerken
■ Umverteilung bzw. Reduktion von Ressour-

cen
■ verbesserte Effizienz, Effektivität und gene-

relle Qualität von Dienstleistungen
■ erhöhte Transparenz und bessere Kontrolle 
■ bessere Entscheidungsvorbereitung und
■ höher qualifizierte Bedienstete.

E-Government Qualitätsstandards
Unter dem Aspekt von Qualitätsstandards bie-
tet E-Government nicht nur die Möglichkeit zur 
Etablierung gemeinsamer Qualitätsstandards, 
sondern auch die zum Angebot von neuen Qua-
litätsstandards.

Gemeinsame Qualitätsstandards sind solche, 
die den BürgerInnen von allen Verwaltungen in 
gleicher Form angeboten werden. Die heutige 
Realität, dass BürgerInnen je nach Standort 
oder Wohnsitz Verwaltungsleistungen in unter-
schiedlicher Verfahrens- und Ergebnisqualität 
angeboten bekommen, ist in Zukunft für viele 
Bereiche der Verwaltung nicht mehr akzeptabel. 
Erste Schritte wurden ja bereits durch Formu-
lierung einheitlicher Formularstandards gesetzt. 
Auch die Verwendung von bundeseinheitlichen 
Basisdiensten, wie für die elektronische Signa-
tur, E-Payment und die Amtssignatur sind wich-
tige Grundlagen für Entwicklung gemeinsamer 
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Qualitätsstandards. In manchen Fällen wird 
aber zusätzlich noch eine Anpassung der Pro-
dukte und der dafür bestehenden Rechtsgrund-
lagen notwendig sein. Jedenfalls aber bedarf es 
vermehrt effizienter Leistungsnetzwerke. Da-
bei müssen Verwaltungen ehrlich gewillt sein, 
Strukturanalogien zwischen den unterschied-
lichen Verwaltungsleistungen herauszuarbeiten 
und auf dieser Basis einheitliche Zugänge und 
Abläufe zu schaffen. 

Die BürgerInnen im Mittelpunkt
Neue Qualitätsstandards können durch die 
Verknüpfung von bisher getrennten Verwal-
tungsabläufen und Routinen in Form von One-
Stop-Verfahren und vereinzelt vielleicht sogar 
No-Stop-Verfahren geschaffen werden. Darüber 
hinaus zeigen die Niederlande heute schon, 
dass mit der Forcierung von E-Government auch 
der Auftrag verbunden sein sollte, die Rechte 
der BürgerInnen und Bürger in diesem Kontext 
neu zu definieren:

Die Niederlande haben mit einer e-Bürger-
Charta die BürgerInnen deutlich in den Mittel-
punkt der Verwaltungsmodernisierung gestellt 
und in 10 Punkten Ansprüche der BürgerInnen 
niedergeschrieben, die heute zwar sicher noch 
nicht vollständig verwirklicht werden können, 
aber als Zielvorstellung auch in Österreich dis-
kutiert werden sollten. 

Letztendlich geht es darum, durch E-Govern-

Letztendlich geht es darum, durch E-Gover-
mentprodukte keinen Zwang zur Anwendung 
von elektronischen Medien auszuüben und 
überdies die vorhandenen technischen Möglich-
keiten dafür einzusetzen, Vertrauen in die Ver-
waltungsarbeit durch gesicherte Informationen 
und nachvollziehbare Verfahren herzustellen. 
Überdies soll natürlich das Service für die Kun-
dInnen ausgebaut werden. 

Klar ist, dass mit zusätzlichen Services oft 
auch datenschutzrechtliche Fragen angespro-
chen sind, die keineswegs einfach „im Kunden-
interesse“ beantwortet werden können. Darüber 
hinaus stellen sich aber selbstverständlich auch 
technische Fragen. 

Technische Zielsetzungen 
Prozesse und Dienste gemeinsam zu nutzen 
bildet den Schlüssel zu effizientem und effek-
tivem E-Government. Ein in der Breite wirk-
sames E-Government setzt die kostengünstige, 
schnelle und investitionssichere Entwicklung 
von entsprechenden Anwendungen voraus. Das 
Aufsetzen isolierter Projekte, um Fachanwen-
dungen für E-Government tauglich zu machen, 
widerspricht diesem Ansatz. Insbesondere des-
wegen, weil dadurch keine Wiederverwendbar-
keit von Prozessen und Software gegeben ist. 
Die Realisierung einer universellen Plattform, 
über die alle Verfahren einheitlich abgewickelt 
werden können, ist daher eine Basiszielsetzung 
in der Umsetzung von E-Government. Die An-
forderungen an ein solches System ergeben 
sich nicht aus den Vorgaben eines einzelnen 
Verfahrens, sondern aus den Funktionalitäten, 
die zur Abwicklung elektronischer Verfahren ge-
nerell benötigt werden. 

Grazer E-Government Plattform
Die Grazer E-Government Plattform entspricht 
diesen Zielsetzungen. Sie ist ein generisches 
Framework nach dem Prinzip „develop once – 
use many times“, deren Architektur im Sinne der 
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Investitionssicherheit auf einfach austauschbare 
Komponenten ausgerichtet ist. 

Sie enthält alle erforderlichen E-Government-
Basismodule und -Basisdienste, wie Signaturen, 
Formularverwaltung, E-Payment, E-Zustellung, 
Backoffice-Adapter, usw. und entspricht allen 
Standards und Empfehlungen der Plattform ´Di-
gitales Österreich`.

Prozessintegration
Vorgefertigte Bausteine und Standard-Prozess-
Definitionen, die die Strukturanalogien zwischen 
den einzelnen Verwaltungsleistungen abbilden, 
vereinfachen das Modellieren der E-Govern-
ment Verfahren. Um ein E-Government-Verfah-
ren auf der Grazer E-Government Plattform zu 
implementieren, sind nur wenige Schritte nötig. 
Es wird das entsprechende Online-Formular 
entwickelt und über Konfigurationsparameter 
die zugehörige Prozessdefinition und das Ba-
ckendsystem zugeordnet. Die eingesetzte Busi-
ness Process Engine bewirkt eine engere Inte-
gration der tatsächlichen Geschäftsprozesse in 
die Plattform und damit eine Beschleunigung 
und Qualitätsverbesserung der Verfahren. 
Häufige, wiederkehrende Aufgaben, wie Regi-
sterabfragen, werden prozessbasierend auto-
matisiert abgearbeitet. Durch die Verlagerung 
dieser Aktivitäten aus dem ursprünglichen Ge-
schäftsprozess in die Plattform wird der Origi-
nalprozess verkürzt. Prozessbausteine können 
nun mit beliebigen Informationssystemen der 

Fachabteilungen kombiniert werden. Dies öffnet 
den Weg in Richtung eines One-Stop-Shops im 
Government-Bereich.

E-Commerce vs. E-Government
Zur Umsetzung dieses One-Stop-Shops sind 
Lösungen zu finden, insbesondere für die As-
pekte, die E-Government von klassischem E-
Commerce unterscheiden. 

Eine entscheidende Herausforderung stellt da-
bei die Heterogenität der Produktpalette dar. 
Betrachtet man erfolgreiche E-Commerce Lö-
sungen, so zeigt sich, dass zwar je nach Bran-
che unterschiedlich komplexe Produkte ange-
boten werden, die Komplexität dieser Produkte 
innerhalb eines Web-Shops jedoch annähernd 
gleich ist. Als Komplexität wird die Menge der 
zur Spezifikation eines Produktes notwendigen 
Daten bezeichnet, sie spiegelt sich somit in der 
Regel im Auswahldialog wider. Nimmt man nun 
die Leistungen und Produkte im kommunalen 
Bereich her, so findet man eine breite Palette 
vom sehr einfachen bis zum hoch komplexen 
Produkt. Bei der Betrachtung von Verwaltungs-
leistungen kommt neben der Produktkomplexität 
noch ein weiteres charakterisierendes Element 
zur Anwendung, da in der Regel zusätzliche in 
Materiengesetzen geregelte Anspruchsvoraus-
setzungen zu erfüllen sind. Die Eingabe der 
dafür erforderlichen Verfahrensdaten wird über 
das klassische Antragsformular abgebildet. Der 
Anteil von Verfahrensdaten ist im klassischen 
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E-Commerce gering, im E-Government ist die 
Verteilung wiederum heterogen, in der Regel ist 
der Anteil hoch.

Produktkatalog 
Die Heterogenität der Produktkomplexität ver-
bunden mit dem hohen Verfahrensdatenan-
teil stellen die größte Herausforderung für die 
durchgängige Anwendung des E-Shop Paradig-
mas im Bereich E-Government dar. Bereits für 
die Abbildung des Produktkatalogs muss eine 
Lösung gefunden werden, die in der Lage ist, 
unterschiedlichste Produkte mit unterschied-
lichen Eigenschaften darzustellen. Die E-Go-
vernment Plattform der Stadt Graz verwendet 
dazu den sogenannten BMEcat Produktkatalog. 
Dabei handelt es sich um ein XML-Schema, das 
unter anderem in der Automobilindustrie einge-
setzt wird. Es ist in der Lage, unterschiedlichste 
Produktkonfigurationen und Preisberechnungs-
schematas darzustellen. 

Produktattribute
Ein Produkt bzw. eine Verwaltungsleistung wird 
durch vier Klassen von Attributen beschrieben, 
den Auswahl-, den Beschreibungs-, den Ver-
fügbarkeits- und den E-Government-Attributen. 
Über die Auswahlattribute definiert sich durch 
schrittweise Verfeinerung die konkrete zu er-
bringende Leistung. Zum Beispiel ist für die Ge-
nehmigung zum Dauerparken in der Kurzpark-
zone die konkrete Zone auszuwählen und die 

Straßenart und der Zeitraum anzugeben. Die 
Beschreibungsattribute sind Informationen zur 
Leistung. Die Verfügbarkeitsattribute beschrei-
ben eventuell erforderliche Verfügbarkeitsprü-
fungen, zum Beispiel bei Sportkursen mit be-
schränkter Teilnehmerzahl.

Die E-Government-Attribute beschreiben 
die erforderlichen Daten, Restriktionen und 
Prozesse zur Prüfung der Anspruchsvorausset-
zungen. Bei der oben angeführten Parkgeneh-
migung beispielsweise die Antragsteller- und 
Adressdaten mit der Restriktion des Hauptwohn-
sitzes in Graz und dem zugehörigen Prozess der 
ZMR-Abfrage. Weiters die Kennzeichen-Daten 
mit dem Prozess der KZR-Abfrage und den Re-
striktionen der Zulassung auf den Antragsteller 
und der Kraftfahrzeugkategorie PKW.

E-Government Shop
Die Auswahl des Produktes durch die BürgerIn 
erfolgt durch einen „Query by Example“-Dialog 
auf Basis der BMEcat Definition. Dieser Dialog 
wird dynamisch anhand der existierenden XML-
Beschreibung generiert und ist somit für alle 
erdenklichen Produkte ohne Änderungen ver-
wendbar.

Nach erfolgter Auswahl des Produktes wird 
nach der Aktion „in den Warenkorb legen“ die 
Eingabe der Verfahrensdaten verlangt. Dazu 
wird ein E-Government Formular auf Basis der 
E-Government-Attribute dynamisch generiert, 
die klassische Formularserver-Funktion ist so-
mit obsolet. 

Nach Erfassung des Formulars werden mit 
der Aktion „Bestellung abschicken“ die den At-
tributen zugeordneten Prozesse zur Durchfüh-
rung der Validierungen, Restriktionsprüfungen, 
Registerabfragen, des Bezahlens, ... gestartet.
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Durch dieses Vorgehen können zukünftig alle 
Leistungen unabhängig davon, ob es sich um 
klassische Produkte aus dem Bereich der Pri-
vatwirtschaftsverwaltung oder um hoheitliche 
Verwaltungsleistungen handelt, ohne Einschrän-
kung über die gleiche elektronische Plattform 
angeboten werden.

Durch die durchgängig dynamische Generie-
rung der Verfahren und Leistungen auf Basis der 
Attribute, entsteht ein Höchstmaß an Wieder-
verwendbarkeit und somit auch an allgemein-
gültiger und investitionssicherer E-Government 
Entwicklung.

Conclusio
Es wäre sicher verfehlt, heute schon zu behaup-
ten, die optimale Lösung für das qualitativ hoch-
wertigste und kosteneffizienteste E-Government 
zu kennen. Die bereits existierenden Lösungen 
und Ideen für neue und gemeinsame Quali-
tätsstandards zeigen aber klar die Richtung 
auf, in die es gehen muss: einerseits muss mit 
den neuen technischen Möglichkeiten auch der 
(Grund-) Anspruch der BürgerInnen gegenüber 
der Verwaltung neu durchdacht und definiert 
werden, andererseits werden die komplexen 
Anforderungen an E-Government in einer aus 
Kostensicht vertretbaren Weise nur durch Ko-
operationsmodelle auf der Grundlage gemein-
samer Basisdienste und „Bausteinlösungen“ 
erfüllbar sein.

Da schon bisher das Verwaltungs(verfahrens)
recht und die Verwaltungsorganisation sehr 
rasch auf neue IT-getriebene Entwicklungen re-
agiert hat und sich daraus stets ein sehr frucht-
bringendes Wechselspiel ergeben hat, darf man 
aber durchaus gespannt sein, was die Zukunft 
auf diesem Sektor noch Neues bringt.

Mag. Martin Haidvogl, Magistratsdirektor der Stadt Graz, ist Jurist und war 
von 1999 bis 2001 Mitarbeiter im Kernteam des Reformprojekts 2000+.

DI Friedrich Steinbucker ist Leiter der Abteilung für Informationsmanagement 
in der Magistratsdirektion der Stadt Graz und befasst sich mit der Bereit-
stellung und dem Betreiben anforderungsgerechter Informationssysteme zur 
Sicherung des operativen Verwaltungsbetriebes bis zur Umsetzung von E-
Government
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Die Diskussionen im Workshop lassen sich in 
drei Thesen zusammenfassen:

E-Government ist Verwaltungsmoderni-
sierung
E-Government ist ein treibender Faktor der Ver-
waltungsmodernisierung. In der Realität ist zu 
beobachten, dass oftmals Technik und Software 
in den Vordergrund gerückt werden. Dies bedeu-
tet, dass sich die Organisationen den neuesten 
technischen Vorgaben und Softwarelösungen 
anpassen (müssen). Es kommt vor, dass ohne 
die Hinterfragung von konkreten Bedarfen, Ver-
besserungspotentialen und Prozessen einer Or-
ganisation neue E-Governmentanwendungen 
gekauft und implementiert werden. Dies ist der 
falsche Weg, da erfolgreiches E-Government 
immer mit der Optimierung von Geschäftspro-
zessen beginnt. 

Ist der Zusammenhang von Geschäftspro-
zessoptimierung und E-Government erkannt, 
zeigt sich auch das große Potential von E-Go-
vernment bei der Definition und Einführung von 
Qualitätsstandards. Diese beschränken sich 
demnach nicht nur auf technische Standards 
sondern auch auf (Qualitäts-)Standards, wel-
che sich aus der Betrachtung der Geschäftspro-
zesse ableiten lassen.

E-Government schafft Standards
E-Government schafft sowohl technische als 
auch Qualitätsstandards. Während die tech-
nische Standardisierung deutlich sichtbar ab-
läuft, bedarf es bei den Qualitätsstandards eines 
genaueren Hinsehens.

Die E-Government Diskussion ist zweifel-
los dominiert von technischen Standards. Dies 
zeigten auch die Diskussionen im Workshop, wo 
das Thema Bürgerkarte besonders viel Aufmerk-
samkeit auf sich zog. Bürgerkarte, Bezahlung, 
Zustellung, Online-Formulare, Portalverbund, 
Verzeichnisdienste, Kommunikationsarchitektur 
etc. stellen vor allem technische Standards dar, 
welche durch E-Government eingeführt wurden 
(und noch immer werden). Hervorzuheben ist 
hierbei, dass im Rahmen des E-Government mit 
der Plattform „Digitales Österreich“ ein Gremium 
von Bund, Ländern und Gemeinden geschaf-
fen wurde, welches die Standards erarbeitet. 
Auf der Website http://reference.e-government.
gv.at/ lassen sich diese nachlesen.

Workshopbericht: Qualitätsstandards im E-Government

Mag. Thomas Prorok
KDZ Zentrum für Verwaltungsforschung
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Das versteckte Potential von E-Government ist 
aber in den Qualitätsstandards zu suchen. Diese 
finden sich zahlreich, allerdings werden sie oft-
mals nicht erkannt oder als Konsequenz/Grund-
lage von E-Government gesehen. Dies beginnt 
bei zeitlichen Standards für die Erledigung von 
Verfahren, welche sich durch E-Government 
automatisiert messen lassen und deshalb auch 
konkret zur Anwendung kommen und reicht bis 
zu e-Citizencharters und neuen Formen von Ko-
operationen.

Weitere Potentiale für Qualitätsstandards 
bieten die erkennbaren zukünftigen Entwick-
lungen von E-Government. Diese hat Dave 
Broster, Leiter der E-Government-Unit der Euro-
päischen Kommission so formuliert: „E-Govern-
ment ist dead“. Gleichzeitig zeichnet sich aber 
folgendes ab: „transformational Government 
enabled by ICT is becoming mainstream“. Das 
heißt E-Government entwickelt sich zu „Public-
Sector-Transformation“, in der proaktive und au-
tomatisierte Services im Sinne eines No-Stop-
Governments eine umfassende Neuausrichtung 
der Prozesse der öffentlichen Verwaltung bewir-
ken. Dabei lassen sich vor allem zwei Zukunftst-
rends erkennen, welche für Qualitätsstandards 
von Interesse sind:

■ Online-Services werden zu „Citizen Centric 
Services“: Leistungs- und Qualitätsstandards 
werden vermehrt durch die Bürgerinnen und 
Bürger und die Wirtschaft bestimmt.

■ „Information Sharing“ erweitert sich zu weit-
reichenden „Shared Services“: Kooperati-
onen in Leistungsnetzwerken bestimmen 
die zukünftige Organisation der öffentlichen 
Verwaltung.

Die Dienstleistungsrichtlinie lässt sich 
ohne E-Government und gemeinsamen 
Standards nicht umsetzen
Die Dienstleistungsrichtlinie (RL 2006/123/EG) 
legt unter dem Schlagwort „Verwaltungsver-
einfachung“ fest, dass die Mitgliedstaaten der 
EU „einheitliche Ansprechpartner“ so genannte 
„single points of contact“ einrichten müssen. Di-
ese single point of contacts sollen nach Umset-
zung der Richtlinie (Ende 2009) die Verfahren 
und Formalitäten für die Niederlassung und die 
Aufnahme einer Dienstleistungstätigkeit für alle 
BürgerInnen der EU durchführen können. Kon-
kret bedeutet dies, dass ein spanischer Friseur 
über diesen single point of contact sein Gewer-
be in Wien anmelden kann und die weiteren 
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Behördenwege von/oder mithilfe des contact 
points durchgeführt werden. Wesentlich ist, 
dass es aus Sicht des Antragsstellers nur eine 
zuständige Stelle gibt.

Dieses Vorhaben lässt sich nur mit ausge-
reiften E-Government-Anwendungen in Angriff 
nehmen. Selbst die Dienstleistungsrichtlinie 
nennt konkret die elektronische Verfahrensab-
wicklung, welche von der ersten Informations-
beschaffung, über die Antragstellung bis hin 
zur Zustellung der Erledigung zur Anwendung 
kommen soll. Neben der Selbstverständlich-
keit des Einsatzes von moderner Informations- 
und Kommunikationstechnologie zur Bewälti-
gung dieser Aufgabe bietet die Umsetzung der 
Dienstleistungsrichtlinie aber auch großes Po-

Mag. Thomas Prorok ist Projektleiter im KDZ – Zentrum für Verwaltungs-
forschung. Seine Arbeitsschwerpunkte sind internationale Kooperationen, 
Reformfragen von Städten und Städteverbänden in Südosteuropa und Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien in öffentlichen Verwaltungen.

tential für die Weiterentwicklung von (Qualitäts-)
Standards. So werden voraussichtlich die Koo-
perationen zwischen den Bundesländern unter-
einander und mit dem Bund durch die Richtlinie 
intensiviert werden müssen. Um eine einheit-
liche Abwicklung von Verfahren im Bereich des 
Gewerberechts zu garantieren, sind Standards 
zu entwickeln und zu vereinbaren. Dies be ginnt 
wiederum bei der einfachen Festlegung von 
Verfahrensdauer (Wie lange dauert die Aus-
folgung eines Gewerbescheins in Wien und in 
der Steiermark?). Notwendig werden aber auch 
Festlegungen über Art, Inhalt und Qualität von 
Verwaltungskooperationen oder Bürgerorientie-
rung und Partizipation sein. 
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Das Ende der Bürgerbüros?

Dr. Wilhelm Plauder
Bezirkshauptmann von Feldbach

Bürgerbüros als Qualitätsmerkmal
Mitte der 1990er Jahre wurden wir in  
Österreich auf so genannte „Bürgerämter“ in 
deutschen Kommunen aufmerksam. 

Die Ausgangslage war bei uns gleich wie im 
Ausland:
■ Unklare Zuständigkeiten 
■ Undurchschaubare Abläufe von Ver-

waltungshandlungen für die (Zwangs-)Ab-
nehmer der Leistungen 

■ Gesetzestexte (oft) unlesbar, Formulare 
(häufig) unausfüllbar, Fachsprache (zu oft) 
unverständlich (amtliches Kauderwelsch) 

■ Fachliche und soziale Kompetenz unter-
schiedlich

■ Binnensicht der Organisation, Leistungser-
bringungszeiten nicht auf Kundenbedürf-
nisse abgestellt

■ Steigender Koordinationsbedarf durch Funk-
tionszersplitterung

■ Progressiver Aufgabenzuwachs durch Ge-
setzesvermehrung

■ „Sensibilisierung“ der BürgerInnen durch 
Politik und Medien  –  schwindende Entschei-
dungsfreudigkeit bei Protesten durch Bürge-
rinnen und Bürger und/oder Medien

In manchen dieser Bereiche hat sich die un-
erfreuliche Situation eher verstärkt. Positiv zu 
vermerken ist, dass sich Behörden und deren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entscheidend 
angepasst und gewandelt haben. Die Behör-

den informieren zielgruppenorientiert im Inter-
net – help.gv.at ist ein besonderes Ruhmesblatt, 
aber auch viele sehr gute Homepages stehen 
zur Verfügung. Es gibt Öffnungszeiten auch 
am Nachmittag und am Abend, für bestimmte 
Leistungen wurde das Zuständigkeitsprinzip 
des Wohnsitzes aufgehoben (z.B. Reisepässe 
und Führerscheine). Der Trend zur Beliebigkeit 
nach dem Motto „es jedermann Recht machen 
zu wollen“ wurde durch Besinnung auf klas-
sische Stärken der staatlichen Verwaltung, das 
sind vor allem die Verpflichtung zum Legalitäts-
prinzip, das Bekenntnis zur Fachkompetenz und 
die strikte Unparteilichkeit gestoppt.

Wir scheuen die Begriffe „Kunde bzw. Kun-
din“ und Dienstleistung nicht mehr und fühlen 
uns den Menschen, die Ansprüche auf be-
stimmte Leistungen haben, verpflichtet.

Daher haben wir uns vor über 10 Jahren an 
den Kundenzonen der Banken ein Beispiel ge-
nommen. Inzwischen ist die paradoxe Situation 
eingetreten, dass Geldinstitute das Interesse am 
unmittelbaren Kundenkontakt verloren haben 
und ihre Kunden mit Automaten im Frontoffice 
allein lassen. Auch hier ist eine Trendumkehr zu 
beobachten, die Banken rudern zurück und es 
lassen sich nun wieder vermehrt Bedienstete im 
Kundenbereich sehen. 

Gemeinden, Bezirkshauptmannschaften, Fi-
nanzämter etc. haben Servicecenter, sehr oft 
Bürgerbüros und Bürgerämter genannt, entwi-
ckelt, in denen, und hier kann ich für die Be-
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zirkshauptmannschaften sprechen, bis zu 25 
Leistungen angeboten werden. Bis heute haben 
diese Einrichtungen jedoch immer noch das 
Image des Besonderen. Das ist für Dienststel-
len mit derartigen Einrichtungen und deren Kun-
dInnen sicherlich gut, letztlich für das Gesamtun-
ternehmen „Staatliche Verwaltung“ immer noch 
nicht ausreichend. Es sollte sich eigentlich um 
eine Selbstverständlichkeit handeln, über die es 
kaum zu reden oder zu schreiben gilt. 

Da es zu diesem Thema schon einiges an 
Literatur gibt, bediene ich mich im folgenden 
bei der Beschreibung von Bürgerämtern einiger 
Zitate, insbesondere aus der Diplomarbeit von 
Markus Hödl vom Jänner 2002 „Die kundeno-
rientierte Organisation der öffentlichen Verwal-
tung – dargestellt anhand praktischer Fallbei-
spiele“ (Fachhochschule Technikum Kärnten), 
die ausgehend von einem Praktikum in der da-
mals von mir geleiteten Organisationsabteilung 
des Amtes der Steiermärkischen Landesregie-
rung erarbeitet wurde:

Merkmale für richtige Bürgerservice-
stellen
im Sinne eines One-Stop-Shop–Prinzips sind:
■ Leistungen mit starker Nachfrage und relativ 

kurzem Kundenkontakt;
■ umfassende Informationsangebote für die 

BürgerInnen;
■ direkte und vollständige Erledigung be-

stimmter Aufgaben;
■ Entgegennahme bestimmter Anträge und 

Weiterleitung an die Fachabteilung;
■ breites Leistungsspektrum zur leichteren 

Kontaktaufnahme.

Diese One-Stop-Shop–Konzepte werden in ver-
schiedensten Formen umgesetzt. Bürgerservice-
stellen mit umfangreichen Leistungskatalogen 
(ganzheitliche Sachbearbeitung!), Informations-
stellen mit reiner Auskunfts- und Servicefunktion 
oder Antragsämter als Hilfestellung beim Ausfül-
len und Abgeben von Anträgen aller Art, vieles 
wird in der Praxis unter der Bezeichnung „One-

Stop-Shop“ subsumiert. Um von einer echten 
Bürgerservicestelle zu sprechen, sind folgende 
Erfolgskriterien zu beachten:
■ Das Konzept für eine Bürgerservicestelle ist 

unter Einbindung der MitarbeiterInnen, der 
KundInnen und auch der Führungskräfte aus 
Verwaltung und Politik zu entwerfen. Gege-
benenfalls ist auf die Hilfestellung einer ex-
ternen ExpertIn zurückzugreifen. 

■ Ein umfangreiches Leistungsspektrum, das 
über die reine Erteilung von Auskünften, die 
Ausfolgung von Formularen und Broschüren 
und die Entgegennahme von Posteingangs-
stücken hinausgeht, ist den KundInnen an-
zubieten.

■ Für eine ausreichende Personalausstattung 
und entsprechende Personalentwicklungs-
konzepte (bspw. Schulung im Umgang mit 
schwierigen KundInnen) ist zu sorgen.

■ Durch die räumliche Gestaltung der Bürger-
servicestellen in Form eines offenen Groß-
raumbüros muss auf erhöhte Diskretion und 
Kundenwünsche Rücksicht genommen wer-
den. Die technische Ausstattung hat moder-
ne Informations- und Kommunikationstech-
niken, unbare Zahlungsmöglichkeiten und 
ausreichende EDV-Arbeitsplätze sicherzu-
stellen.

■ Die Öffnungszeiten der Bürgerservicestel-
le sollten durch Kundenfrequenzzählungen 
und –befragungen festgestellt werden. Dem-
entsprechend ist auf einfache Merkbarkeit 
und möglichst umgehende Erreichbarkeit zu 
achten.

■ Die organisatorische Einbindung der Bürger-
servicestelle in das gesamte Amt ist zu ge-
währleisten (bspw. interne Kommunikation, 
Verfahrensabläufe, Information Frontoffice 
– Backoffice). „Eine Insellösung oder ein Amt 
im Amte ist zu vermeiden.“ (Hödl, a.a.O. S. 
64,65)

Das Letztere, nämlich die Warnung vor der In-
sellösung, kann man nur verstärken, denn die 
Erfahrung hat gezeigt, dass die ersten Bürger-
ämter in Bezirkshauptmannschaften die beson-



dere Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf sich 
gezogen haben und im Rest des Hauses der 
Eindruck entstand, nicht mehr „so bedeutend“ 
zu sein. Inzwischen wurde diese Kinderkrankheit 
ausgemerzt, Frontoffice und Backoffice werden 
von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern als 
gegenseitige Verstärkung gesehen. 

Produkte und es liegt daher nahe, die Leistungs-
erbringung aus Kundensicht umfassend zu prü-
fen, wobei natürlich auf die allseits und sattsam 
bekannte Tatsache hinzuweisen ist, dass der 
Kundenbegriff in der Verwaltung nur „eine Meta-
pher für die geforderte Öffnung der Verwaltung 
gegenüber den Anliegen der Bürgerinnen und 
Bürger ist.“ (Schedler/Pröller, a.a.O. S. 58 ff) 

Mitarbeiterorientierung
Die Mitarbeiterorientierung bei der Entwicklung 
von Bürgerservicestellen ist deswegen wichtig, 
weil damit auch eine wesentliche Vorausset-
zung, nämlich die Identifizierung mit dieser in 
jedem Haus neuen Art des Kundenkontaktes 
sichergestellt wird. Die Erfahrung zeigt auch, 
dass dort, wo BehördenleiterInnen die Tätigkeit 
in den Bürgerservicestellen intern ausgeschrie-
ben haben, sich immer mehr Bedienstete mel-
deten als benötigt wurden. Die Gründe liegen 
in einer besonderen Selbstständigkeit, in der 
Vergrößerung der Kompetenz des Einzelnen, 
in finanziellen Anreizen, in der Möglichkeit die 
Dienstzeit bis zu einem gewissen Ausmaß flexi-
bel zu gestalten und schließlich im Ansehen bei 
den KundInnen. 

Electronic Government
Eine wichtige Unterstützung ist das Electronic 
Government. Klaus Lenk1 warnt aber, und die 
Erfahrung zeigt zu Recht, vor „überzogenen 
Verheißungen informationstechnischer ‚Revo-
lutionen’, welche durch ihr Ausbleiben regel-
mäßig zu Enttäuschungen führten.“ Nunmehr 
scheint die Zeit gekommen, dass die Informati-
onstechnik tatsächlich zu einem wichtigen Pro-
duktionsfaktor bei der Erstellung administrativer 
Leistungen geworden ist. 

Das schon erwähnte Help.gv.at, die Home-
pages, die von den Finanzämtern gebotenen 
Möglichkeiten der Interaktion über Internet, Ein-
zellösungen wie Gewerbeanmeldungen online 
sind vor allem auch deswegen ermunternde 
Beispiele, weil sie nicht nur angeboten sondern 
immer mehr von den Adressaten der einzelnen 
Leistungen angenommen werden. Kundensegmentorientierte Organisation

Hödl weist aber auch darauf hin, dass es nahe 
liegt, anlässlich der Einrichtung eines Bürger-
amtes eine ganze Dienststelle auf die Notwen-
digkeit einer kundensegmentorientierten Orga-
nisation zu überprüfen. 

Ansätze für einen Neubau der Verwal-
tung
Diese Situation, Lenk hat dies schon 1999 ge-
schrieben, führt zu neuen Möglichkeiten und 
Chancen, auf längere Sicht einen „grundle-
genden Neubau der Verwaltung“ zu unterstüt-
zen. Lenk weist darauf hin, dass die Idee, das 
Publikumsgeschäft auszulagern nunmehr schon 
fast 50 Jahre alt ist2. Er führt richtigerweise aus, 
dass es den KundInnen der Verwaltung(en) 
egal ist, welche Zuständigkeiten gegeben sind, 
die Menschen wollen in ihrem Lebensumfeld 
möglichst unkompliziert die Leistungen von Ge-
meinden, Bezirksverwaltungsbehörden, Finan-
zämtern aber auch weit darüber hinaus (z.B. 

In Bezirkshauptmannschaften haben wir die 
Möglichkeit uns auf Kundengruppen wie Wirt-
schaftstreibende, ArbeitnehmerInnen, Unter-
nehmerInnen aus dem Bereich der Land- und 
Forstwirtschaft, Menschen in besonderen Le-
benssituationen (z.B. Kundinnen und Kunden 
der Sozialreferate und Jugendämter), Migran-
tinnen und Migranten einzustellen und in die-
sem Zusammenhang auch die Kooperation mit 
NGOs und Vereinen zu berücksichtigen. 

Der Leistungskatalog des Landes Steiermark 
für Bezirkshauptmannschaften enthält über 400 

1 Lenk/Traunmüller a.a.O. S. 123 ff. „Electronic Govern-
ment als Schlüssel zur Innovation der öffentlichen Ver-
waltung“

2 Lenk/Traunmüller a.a.O. S. 253 „Bürger, Demokratie und 
Verwaltung: neue Möglichkeiten und Entwicklungen“
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Krankenkassen) in Anspruch nehmen können. 
Voraussetzung ist ein Neudenken, es geht um 
Lockerung räumlicher Bindungen bzgl. der Fra-
ge des Standortes der Behördensitze und der 
Arbeitsplätze. Hier ist für alles Platz, von der 
Telearbeit im Backoffice bis zu Frontoffices in 
Einkaufszentren. Es gibt schon erfreuliche Bei-
spiele: Am Flughafen Graz werden während 
der gesamten Öffnungszeit des Flughafens 
Notpässe im Auftrag der Bezirkshauptmann-
schaft Graz-Umgebung von Flughafenbedien-
steten ausgestellt. Die Bezirkshauptmannschaft 
Innsbruck-Land hat auf der Innsbrucker Messe 
einen Reisepassbereich aufgebaut, es gibt von 
mehreren Bezirkshauptmannschaften schon er-
folgreiche Berichte über Reisepassaktionen für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Betrie-
ben in Kooperation mit den Betriebsräten. 

In großen Städten kommt es zu Konkurrenz-
situationen mit nicht erwünschtem Ergebnis. Die 
Tatsache, dass Reisepässe in einer Landes-
hauptstadt sowohl vom Magistrat als auch von 
den umliegenden Bezirkshauptmannschaften, 
zum Teil mit Sitz in der Landeshauptstadt bzw. 
der Umtausch von Führerscheinen sowohl bei 
der Bundespolizeidirektion als auch bei der 
Bezirkshauptmannschaft erfolgen kann, führt 
dazu, dass sich wie im normalen geschäftlichen 
Umfeld die Bürger dorthin wenden, wo dies kun-
denorientierter, dass heißt in der Regel schnel-
ler von Statten geht. Dies führt nicht zu einem 
Wettbewerb, nämlich dass sich die Anderen 
mehr bemühen. Im Gegensatz zur Wirtschaft 
bleibt dort aber alles beim Alten, während die 
anderen Dienststellen überlaufen werden und 
auch ins Schussfeld der Kritik kommen. 

In Ballungsräumen bieten sich Lösungen 
völlig unabhängig von den formalen Zustän-
digkeiten an. Massenwaren, wie Reisepässe 
und Führerscheine, sollten auch außerhalb der 
Amtsgebäude, wie z.B. auf Bahnhöfen oder in 
Einkaufszentren, angeboten werden. In Ein-
kaufszentren könnte durch Einbeziehung der 
dortigen Infrastruktur und Übertragung der Auf-
gaben an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus 
der Privatwirtschaft die gesamte Öffnungszeit 

von Montagmorgen bis Samstagabend genutzt 
werden.
Wenn sich aufgrund der Materien Lösungen 
in Amtsgebäuden und die Abwicklung der Ge-
schäfte durch öffentlich Bedienstete anbietet, 
könnte man in den Landeshauptstädten die 
Ämter der Landesregierung, die auch heu-
te noch in der Regel von den Kunden ge- und 
aufgesucht werden müssen, einbinden. Ein 
vernünftiges Konglomerat von Leistungen von 
Ämtern der Landesregierung, Magistraten, Be-
zirkshauptmannschaften und andere Behörden 
und Dienststellen könnte in den gemeinsamen 
Bürgerämtern mit unterschiedlichen Backoffices 
angeboten werden. Um dem Bedürfnis nach fall-
bezogener Information bis in den abendlichen 
Freizeitbereich gerecht werden zu können, 
sollten auch Call Center geschaffen werden, 
deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sich bei 
Informations- und Wissensdatenbanken bedie-
nen.

Schedler/Pröller geben unter der Bezeich-
nung „Gewährleistungsverwaltung“ einen theo-
retisch/praktischen Hinweis: 

„Die Gewährleistungsverwaltung kennzeich-
net sich durch eine Zweiteilung der Verwal-
tungsorganisation in einen Auftraggeber- und 
einen Auftragnehmerbereich. Der Auftraggeber-
bereich besteht aus der politisch-administrativen 
Führung sowie einer Vergabeabteilung. Diese 
gewährleistet, dass die politisch erwünschten 
Leistungen zu vereinbarten Standards bereit-
gestellt werden. Auftragnehmer können verwal-
tungsinterne oder verselbständigte Einheiten 
oder auch Dritte sein.“ 3

Für die Auftraggeber gilt es, wie bei der Lei-
stungserbringung, durch eigene Bedienstete 
nicht nur Qualitätsstandards für die Leistungs-
erbringung festzulegen, zu veröffentlichen und 
zu kontrollieren, sondern auch sicherzustellen, 
dass Bestimmungen des Datenschutzes einge-
halten werden. Letztlich wird auch bei derartigen 
Lösungen die Möglichkeit bestehen müssen, 
sensible Einzelfallsituationen im geschützten 
Raum einer klassischen Verwaltungsbehörde 
abzuwickeln.

3 a.a.O. S. 101 ff
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Bei der österreichweiten Bezirkshauptleute-
Konferenz im November 2007 in Graz hat sich 
in der Diskussion gezeigt, dass es in einigen 
Dienststellen bereits Überlegungen in diese 
Richtungen gegeben hat, so wurde in einem Fall 
die Auslagerung des Reisepassgeschäftes in 
ein Einkaufszentrum erwogen, wenn auch noch 
nicht realisiert, aber der Gedanke ist da. Die 
Call Center Idee basierend auf einer Wissens-
datenbank wird in der Bezirkshauptmannschaft 
Innsbruck-Land realisiert.

Welche Lehren können wir aus den Diskus-
sionen im November ziehen? Sicher nicht die, 
dass es ein einziges Modell für alle 84 öster-
reichischen Bezirkshauptmannschaften gibt. 
In vielen Bereichen können wir voneinander 
lernen. In jedem Haus sollte im besonderen 
Interesse der Lenkung der Kundenströme ein 
Servicecenter eingerichtet sein. In Bezirken mit 
90.000 Einwohnern aufwärts, vor allem wenn sie 
in unmittelbarer Nähe zu Landeshauptstädten 
stehen, könnte auch eine räumliche Trennung 
des Massengeschäftes von den vielfältigen ho-
heitlichen Aufgaben mit ihrem überschaubaren 
Parteienverkehr Sinn machen.

Wir als Verantwortliche für Behörden sollten 
uns daher mit dem Gedanken vertraut machen, 
dass es nicht notwendig ist, alle Leistungen in 
klassischen Amtsgebäuden zu erbringen. 
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Bürgerbüros in den Bezirksämtern in Wien

Dr. Dietmar Klose
Leiter des Magistratischen Bezirksamtes für den 15. Bezirk in Wien

Einleitung
Die Magistratischen Bezirksämter in Wien befin-
den sich in einem Reformprozess. Die seit dem 
Jahr 1892 bestehenden dezentralen Einrich-
tungen des Magistrates der Stadt Wien sind An-
laufstelle für die BürgerInnen der Stadt sowohl 
in Angelegenheiten der Gemeinde- als auch der 
Bezirksverwaltung. Zuletzt erfuhren die Bezirks-
ämter eine Aufwertung durch die Übertragung 
von Aufgaben von der Bundespolizeidirektion 
Wien auf den Magistrat der Stadt Wien. Den An-
fang machte im März 2002 das Meldewesen, im 
Jahr 2003 folgten das Pass- und das Fundwe-
sen nach. Da im Rahmen dieser Aufgaben prak-
tisch alle BürgerInnen der Stadt Wien betroffen 
sind, rücken die Bezirksämter nun noch mehr in 
das Blickfeld der Bevölkerung der Stadt.

Im Zuge der Erneuerung und Modernisierung 
der Wiener Stadtverwaltung in allen Bereichen 
erfolgte auch bei den Bezirksämtern ein Struk-
turwandel in Richtung mehr Kundenorientie-

rung und Bürgernähe. Die Bezirksämter rich-
ten für ihre KundInnen Bürgerservicestellen 
ein, in denen die meisten der Leistungen „un-
ter einem Dach“ angeboten und sofort erledigt 
werden, und bei denen auch die Öffnungszeiten 
wesentlich erweitert wurden. Diese Bürgerbü-
ros für den Kundenverkehr stellen neben dem  
E-Government-Angebot der Stadt Wien die 
zweite wichtige Kommunikationsschiene zu den 
BürgerInnen dar.

Im Jahre 2001 wurde das Magistratische Bezirk-
samt für den 15. Bezirk (MBA 15) als erstes der 
19 Bezirksämter umstrukturiert und ein „Front-
office“ eingerichtet (interner Arbeitstitel für das 
Bürgerbüro). Derzeit verfügen neun der 19 Be-
zirksämter1 über solche Servicezentren, und zwar 
die MBÄ 1/8, 3, 4/5, 9, 11, 15, 16, 22 und 23.

1 In den meisten Bezirken Wiens ist ein eigenes Bezirk-
samt eingerichtet, für die Bezirke 1/8, 4/5, 6/7 und 13/14 
gibt es ein gemeinsames Bezirksamt.
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Leistungsumfang
Die Leistungen des Bürgerbüros im MBA 15 
umfassen im wesentlichen folgende Angelegen-
heiten:
■ Melde-, Pass- und Fundservice
■ Gewerbeangelegenheiten
■ „Parkpickerl“ (Ausnahmegenehmigung ge-

mäß § 45 Abs. 4 StVO)
■ Verschiedene amtliche Bestätigungen und 

Urkunden (z.B. Staatsbürgerschaftsnach-
weise, etc.)

■ Information über Leistungen der Stadt Wien 
aber auch anderer Behörden

■ Projektsprechtag für Unternehmer/innen 
(Anlagenverfahren)

■ Kassa
■ Einreichstelle
■ Beratungstisch Steuern/Abgaben

Die Anzahl der KundInnen ist je nach Leistung 
verschieden, mengenmäßig stellen die Kun-
dInnen im Melde- und Passwesen den größten 
Anteil dar.2

Die KundInnen werden mittels eines Fre-
quenzzählers an jedem Arbeitsplatz erfasst. 
Im Hintergrund steht eine Access-Datenbank, 
wodurch jederzeit Auswertungen über die Kun-
denfrequenz und die zeitliche Lagerung des 
Kundenverkehrs möglich sind. Daneben kann 
der aktuelle Stand von jedem Arbeitsplatz aus 
verfolgt werden (gelbes Fenster).

Dieses System ist auch Bestandteil des internen 
Qualitätsmanagements, da auch die Dauer der 
Erledigung erfasst wird.

Qualitätsmanagement
Neben der Festlegung von allgemeinen Ser-
vicestandards3 wurden für alle Leistungen, 
die im Bürgerbüro angeboten werden, 
„Verfahrensanleitungen“4 verfasst, die Informa-
tionen über den Kreis der Leistungsempfänge-
rInnen, der Kosten der Leistung, der erforderlichen 
Unterlagen, der Verfahrensschritte und –  
was ein Novum darstellte – die Dauer der Erle-
digung durch das Bezirksamt betrifft. Dabei han-
delt es sich um eine Garantie für eine bestimmte 
Verfahrensdauer5. Die Einhaltung dieser Erledi-
gungszeiten wird durch den Qualitätszirkel des 
MBA 15 überwacht. Dabei handelt es sich um 
einen Kreis von fünf bis sechs MitarbeiterInnen 
aus verschiedenen Bereichen des Bezirksamtes, 
die sich regelmäßig über die Qualitätsverbesse-
rung austauschen und die auch das Gremium 
darstellen, das den CAF (Common Assessment 
Framework) durchführt.

Bisher wurde der CAF zweimal durchgeführt 
(2002 und 2005). Bei der letzten Bewertung 
„zeigte die Auswertung nach Kriterien, dass das 
Magistratische Bezirksamt für den 15. Bezirk 
eine bemerkenswert hohe und offensichtlich 
konsistente (zwischen Befähiger- und Ergebnis-
Kriterien) Bewertung erreicht hat und Verbesse-
rungspotenziale im Vergleich zur Bewertung im 
Jahr 2002 ausgeschöpft werden konnten.“6

Wartezeiten der KundInnen werden durch 
eine entsprechende Ausstattung des Bürger-
büros mit Arbeitsplätzen (je nach Frequenz) 
vermieden, das heißt, im überwiegenden Fall 
müssen die KundInnen nicht warten, bis sie an 
der Reihe sind. Aber selbst bei einem extremen 
„Massenansturm“, wie er zuletzt im September 
2007 bei der Verlängerung des „Parkpickerls“ 
(infolge eines Stichtages und trotz entspre-
chender Hinweise in den Medien) zu erleben 
war und täglich bis zu 300 KundInnen zusätzlich 
zu verzeichnen waren, gab es keine längeren 
Wartezeiten als eine Stunde.

2 Im Jahr 2006 wurden im Bürgerbüro des 15. Bezirkes 
17.699 Meldevorgänge verzeichnet sowie 4.525 Rei-
sepässe beantragt (bei einer Bevölkerung von 64.137 
Personen, von denen etwa 34 % nicht österreichische 
Staatsbürger/innen sind).

3 z.B. Die Soforterledigung eines Anliegens ist der Re-
gelfall, Wir gehen auf die Kund/innen zu, Ein Anliegen 
– höchstens ein Weg; diese Standards werden den Mit-

arbeiter/innen zu Beginn und laufend bei den Mitarbei-
tergesprächen vermittelt.

4 siehe Dokument am Ende dieses Artikels als Beispiel
5 Z.B. Gewerbeanmeldung innerhalb von 30 Minuten, 

Reisepassantrag 15 Minuten, An-, Ab- oder Ummeldung 
5 Minuten.

6 Quelle: Kurzkommentar des KDZ zur Selbstbewertung 
mit dem CAF des Magistratischen Bezirksamtes für den 
15. Bezirk in Wien



67

Begleitend werden auch sonstige qualitätssi-
chernde Maßnahmen ergriffen, wie regelmäßige 
Kunden-Befragungen, Vergleiche mit anderen 
ähnlichen Einrichtungen, Besuch von Schu-
lungen und Erfahrungsaustäuschen mit ande-
ren Kommunen.7

Bürgerbüro und E-Government
In der Diskussion um die Zukunft von Bürger-
servicestellen stoßen oft gegensätzliche Mei-
nungen aufeinander. Es besteht aber ein breiter 
Konsens darüber, dass trotz des Ausbaues des 
virtuellen Amtes eine persönliche Kommunikati-
onsschiene für die KundInnen in manchen Be-
reichen weiter erforderlich sein wird.

Die Stadt Wien ist bekanntlich eine Vorreite-
rin im Rahmen des E-Governments und wurde 
zuletzt mit dem 2. und 3. Platz beim ebiz E-Go-
vernment Award 2007 ausgezeichnet. An der 
positiven Bewertung Österreichs durch die Eu-
ropäische Kommission, was das E-Government-
Angebot betrifft, hat die Stadt Wien einen we-
sentlichen Anteil. Im ersten Quartal des Jahres 
2007 waren im Bereich der Stadt Wien bei fol-
genden Angeboten des virtuellen Amtes bereits 
deutliche Anteile an KundInnen zu verzeichnen, 
welche die Leistungen über das virtuelle Amt in 
Anspruch genommen hatten8:

Das virtuelle Amt

Gemeindewohnung-Anmeldung 35 %

Ausländergrunderwerb 27 %

Trauterminreservierung 27 %

Gewerbeangelegenheiten 26 %

Kindergartenanmeldung 17 %

■ Bürgerbüros und E-Government müssen und 
werden nebeneinander bestehen bleiben.

■ Ein sinnvolles Nutzen der Schnittstellen ist 
anzustreben.

■ Manche Leistungen werden stets das per-
sönliche Erscheinen vor der Behörde erfor-
dern (z.B. zur Feststellung der Übereinstim-
mung eines zu verwendenden Lichtbildes mit 
der antragstellenden Person).

■ Zu komplexe E-Government-Lösungen be-
dürfen oft der Nachbearbeitung im persön-
lichen Kundenkontakt (z.B. durch telefo-
nische oder persönliche Nachfragen).

Abschließend kann zu diesem Thema daher fol-
gendes Resumé gezogen werden:

Dr. Dietmar Klose, Leiter des Magistratischen Bezirksamtes für den  
15. Bezirk, wurde mit seinem Team für die Durchführung des Projektes 
„Front office beim MBA 15“ mit dem „Ökomanagerpreis 2001“ der Wirtschafts-
kammer Österreichs ausgezeichnet. Im Jahr 2002 erreichte das Projekt beim 
6. Speyerer Qualitätswettbewerb die Endrunde.

7 z.B. im Rahmen der regelmäßigen Seminare des KDZ 
über die Weiterentwicklung von Bürgerbüros.

8 Quelle: MA 14 – ADV
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Kurzbericht Workshop III – Das Ende der Bürgerbüros? – Bürger-
büro als Qualitätsmerkmal der Bezirkshauptmannschaften

Mag. Peter Biwald
KDZ-Zentrum für Verwaltungsforschung

Der Workshop widmete sich dem Status und 
der Zukunft der Bürgerbüros. BH Dr. Plauder 
(BH Feldbach) beschrieb das Bürgerbüro als 
Qualitätsmerkmal in den Bezirkshauptmann-
schaften. Qualität ist die Visitkarte der Verwal-
tung, die Bürgerbüros sind eine dieser Visitkar-
ten, da dort die Leistungen in der Regel einfach, 
schneller und besser erledigt werden. In den 
Bezirkshauptmannschaften sind die einzelnen 
Kundengruppen (z.B. Wirtschaft, MigrantInnen) 
strukturiert zu servicieren. In einem Bürger-
büro werden in der Regel 20 bis 25 verschie-
dene Leistungen angeboten. Für die Mitarbei-
terInnen bedeutet dies eine Vergrößerung der 
Kompetenzen sowie mehr Selbständigkeit. BH 
Dr. Plauder resumierte, dass die Bürgerbüros 
keinesfalls am Ende sind, sondern eine we-
sentliche Einrichtung eines jeden öffentlichen 
Dienstleisters bilden. Serviceleistungen mit 
hoher Frequenz sollten räumlich woanders an-
geboten werden, als die Leistungen der BH als 
Verwaltungspolizei. Ebenso künftig zu überle-
gen wäre, Leistungen der Landesregierung, des 
Magistrats und der BH Stadt X-Umgebung an 
einem Ort anzubieten. 

Dr. Klose (Magistratisches Bezirksamt Wien 
15) zeigte die Entwicklung und den Status in 
den Wiener Bezirksämtern und insbesondere 
die Rolle von Leistungs- und Qualitätsstandards 
in den sogenannten Front-Offices. Derzeit gibt 
es in 9 Bezirksämtern Bürgerbüros, wobei die 
Leistungspalette vom Melde-, Pass- und Fund-
service über Gewerbeservice bis zu Steuern 

1 Klaus Wirth, Bürgerservicestellen in den Bezirkshaupt-
mannschaften – Status und Entwicklungsperspektiven; 
Ergebnisse einer KDZ Befragung, November 2007

und Abgaben reicht. Fixer Bestandteil sind Ser-
vicestandards, sowie Erledigungszeiten für alle 
Leistungen im Bürgerbüro. 

Zusammenfassend zeigten die beiden Pra-
xisbeiträge, dass Bürgerbüros und E-Govern-
ment nebeneinander bestehen bleiben werden. 
Manche Leistungen erfordern stets das persön-
liche Erscheinen vor der Behörde, zu komplexe 
E-Government-Lösungen bedürfen oft der Nach-
bearbeitung im persönlichen Kundenkontakt. 

Bürgerbüros in den Bezirkshauptmann-
schaften – KDZ-Umfrage 
Eine aktuelle KDZ-Umfrage1 unterstreicht die 
Schlüsse der beiden Praktiker. Im 1. Quartal 
2007 haben 60 der 84 BHs an einer Umfrage 
teilgenommen. In 80 Prozent davon gibt es Bür-
gerbüros. Die Zufriedenheit der Bezirkshaupt-
mannschaften mit ihren Bürgerservicestellen ist 
ausgesprochen hoch. Fast 90 Prozent geben 
an, dass Ihre Erwartungen erfüllt oder sogar 
übertroffen wurden.

Auf die Frage, wie die Bezirkshauptmann-
schaften die Effekte ihrer Bürgerservicestellen 
einschätzen zeigt sich ein sehr differenziertes 
Bild, wobei den bestehenden Bürgerservice-
stellen insgesamt mehrheitlich positive Effekte 
zugesprochen werden:
■ Imageverbesserungen: Alle antwortenden 

Bezirkshauptmannschaften sind der Über-
zeugung, dass sich die Bürgerservicestelle 
positiv auf das Image ausgewirkt hat.
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■ Generelle Verbesserung der Zufriedenheit 
der BürgerInnen: Auch was die Zufrieden-
heit der BürgerInnen anbelangt, kommen die 
Bezirkshauptmannschaften, die eine Bürger-
servicestelle haben, zu einer positiven Ein-
schätzung. Nur in zwei Fällen wird konsta-
tiert, dass durch die Bürgerservicestelle die 
Zufriedenheit eher nicht zugenommen hat. 
An dieser Stelle sei jedoch darauf hinzuwei-
sen, dass Kundenbefragungen keinesfalls 
flächendeckend in den BHs durchgeführt 
werden. Eine Einschätzung der Kundenzu-
friedenheit lässt sich jedoch seriös nur durch 
Kundenbefragungen erfassen (wie sie der-
zeit bei der Evaluierung des Bürgerservice in 
steirischen BHs durchgeführt wird). 

■ Immerhin rund 60 Prozent geben an, dass 
sich durch die BSS das Serviceverständnis 
der Beschäftigten verbessert und die persön-
lichen Kontakte bündeln haben lassen. 

■ Die Entlastung der Fachabteilungen und die 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit werden 
zwar insgesamt auch mehrheitlich positiv be-
wertet; allerdings gibt es bei diesen beiden 
Punkten auch ausdrücklich negative Ein-
schätzungen.

Rund zwei Drittel aller Bezirkshauptmann-
schaften geben an, bereits Überlegungen anzu-
stellen, die bestehende Bürgerservicestelle zu 
evaluieren und weiterzuentwickeln. Die beiden 
wichtigsten Themen in den Bezirkshauptmann-
schaften sind das Überprüfen/Anpassen der 
Leistungsprogramme der Bürgerservicestellen 

aber auch das Erfassen der Kundenzufrieden-
heit. Die Einführung von Wissensmanagement 
und generell von elektronischen Services sind 
weitere relevante Themen.

Diskussionsergebnisse 
In der Diskussion wurde eine Vielzahl an The-
men angesprochen: 
■ Künftig sind einzelne Kundengruppen struk-

turiert zu servicieren – Wirtschaft, Migran-
tInnen, Soziales/Jugend, …. 

■ Die Idee der Antragsämter/Serviceläden – 
wonach jede Leistung bei jedem öffentlichen 
Dienstleister bezogen werden kann – nach 
dem Einbringen erfolgt die Erledigung im 
Back Office mit anschließender Zustellung – 
sollte intensiver verfolgt werden. 

■ Wieweit das Bürgerservice in „Einkaufs-
zentren“ gehen soll, wurde intensiv und 
kontrovers diskutiert – dabei stand auch im 
Mittelpunkt, wie weit ein Agentursystem für 
Serviceleistungen zu nutzen ist. 

■ Flächendeckende Standards sollten einen 
zentralen Bestandteil der Weiterentwicklung 
bilden. Bei Bedarf sind diese zu differenzie-
ren – 10 vs. 60 Minuten Wartezeit in Zeiten 
mit geringer und großer Nachfrage. Die Mes-
sung der Servicestandards und das Weiter-
entwickeln in Qualitätszirkel sind dabei wich-
tige Aspekte. 

■ In der Praxis zeigt sich in Ämtern mit Service-
stellen eine höhere Kundenzufriedenheit. 
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■ E-Government entlastet, ersetzt jedoch nicht 
die BSS, was am Beispiel von Gewerbean- 
und –abmeldungen aufgezeigt wurde – 26 % 
der Anträge werden elektronisch eingebracht, 
bei 1/3 davon ist eine Nachbearbeitung erfor-
derlich.

Bürgerbüros sind ein Baustein des Bürgerser-
vice in den BHs. Sie wurden daher in der Diskus-
sion als zukunftsträchtiges Konzept gesehen, 
das jedoch zwischen den Zielgruppen differen-
zieren sollte. Die Leistungsbreite im Bürgebüro 
wird von der Größe der BH und der Motivation 
der MitarbeiterInnen bestimmt. Eine verstärkte 
Koordination mit Magistraten in Städten, wo es 
auch eine BH gibt, wurde als sinnvoll erachtet. 

Workshop-Resumee 
Eine Servicestelle ist in jeder BH erforderlich, 
wobei sich das Servicestellenkonzept an zen-
tralen Kundengruppen – Bürgerservice, Gewer-
beservice, Sozial- und Jugendservice – orien-
tieren soll. Die Bürgerservicekonzepte sollten 
vereinheitlicht werden, d.h. einheitliche Basis-
leistungen in jeder Bürgerservicestelle, wobei 
auch Zusatzleistungen in größeren BHs möglich 
sind. Gleiche Service-/Qualitätsstandards in je-
der BH sind landesweit zu realsieren, bundes-
weit sind sie als Zukunftsperspektive zu sehen. 
Servicestellen fördern die Effizienz.

Mag. Peter Biwald ist seit 1993 im KDZ – Zentrum Verwaltungsforschung, seit 
1994 stv. Geschäftsführer, seit 1999 Geschäftsführer der KDZ Management-
beratungs- und WeiterbildungsGmbH. Seine Arbeitsschwerpunkte sind Ver-
waltungsreformprojekte bei Gebietskörperschaften und deren Betrieben so-
wie Managementtrainings. Er ist staatlich geprüfter Unternehmensberater 
und Lektor an der Donauuniversität Krems sowie an der Fachhochschule 
des BFI Wien.
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Von der Idee zum  
Netzwerk – Vom Nutzen 
von Kooperationen
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Die Kooperation der oberösterreichischen Bezirkshauptmann-
schaften: Optimierungsworkshops und andere Beispiele 

Dr. Josef Gruber
Bezirkshauptmann Bezirk Wels-Land

Dieser Beitrag stellt anhand einiger Beispiele 
dar, wie die oberösterreichischen Bezirks-
hauptmannschaften vorgehen, um gemeinsam 
die Qualität ihrer Dienstleistungserbringung zu 
verbessern. Der Schwerpunkt liegt bei den so 
genannten Optimierungsworkshops, die darauf 
abzielen, Verfahren (in bestimmten ausgewähl-
ten Bereichen) effizienter und bürgernäher zu 
gestalten. Weiters wird auf die Vorgangsweisen 
bei der Erarbeitung von Telefonstandards und ei-
ner Seminarreihe zum Thema „Verständlich und 
bürgernah formulieren“ sowie auf weitere Koo-
perationsfelder der Bezirkshauptmannschaften 
eingegangen.

Im Vordergrund stehen – dem Thema „Von 
der Idee zum Netzwerk“ entsprechend – die 
Darstellungen der jeweils eingeschlagenen Vor-
gangsweisen und weniger die dabei erzielten 
Ergebnisse.

Optimierungsworkshops
Vorgeschichte: 
Die oberösterreichischen Bezirkshauptmann-
schaften vergleichen sich seit einigen Jahren 
anhand so genannter Quartalsergebnisse. Da-
bei werden vierteljährlich für sämtliche von den 
Bezirkshauptmannschaften erbrachten Produkte 
und Produktteile die angefallenen Kosten dar-
gestellt. Das sind: die von den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern erfassten (eigenen) Personal-

kosten, Sachkosten, Vorleistungskosten (in al-
ler Regel Kosten von Sachverständigen eines 
anderen Produktzentrums, z.B. der Abteilung 
Umwelt und Anlagentechnik des Amtes der Lan-
desregierung), Gemeinkosten (z.B. Betriebs-
kosten) und ein aliquoter Anteil an Kosten der 
Systemleistungen (z.B. EDV-Dienst). Sind für 
die Produkte und Produktteile jeweils Leistungs-
mengenkennzahlen (z.B. Anzahl der Bescheide) 
definiert, so können aus den Gesamtkosten und 
den Leistungsmengenkennzahlen Stückkosten 
ermittelt werden. 

Die Abbildungen 1 und 2 geben vereinfacht die 
Kostendarstellung wieder. 
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Zur Erörterung der jeweiligen Quartalser-
gebnisse kamen (früher) VertreterInnen aller 
Bezirks hauptmannschaften zusammen, grund-
sätzlich alle Bezirkshauptleute und in aller Re-
gel die Leitenden ReferentInnen der Amtsleitung 
(der Bezirkshauptmannschaften) und fallweise 
auch die KostenrechnerInnen. Die Diskussion 
wurde dabei bisweilen als wenig fruchtbringend 
erlebt, weil häufig (bei überdurchschnittlich ho-
hen Stückkosten) „Rechtfertigungsstrategien“ 
geäußert wurden und „Standardargumente“ do-
minierten (z.B. „äußerst zeitaufwändige Ermitt-
lungstätigkeiten in einigen Fällen, in denen es im 
betreffenden Quartal noch zu keiner bescheid-
mäßigen Erledigung gekommen ist“). So kam 
es zum Vorschlag, die Diskussionen auf wenige 
Prozesse/Produkte (pro Jahr) zu fokussieren 
und diese im Sinne von „best practice learning“ 
auszurichten. Selbstverständlich werden aber 
die vierteljährlichen Kostendarstellungen in den 
einzelnen Bezirkshauptmannschaften auch wei-
terhin (intern) analysiert und ausgewertet. 

Die Bezirkshauptmannschaft Wels-Land 
wurde von der Bezirkshauptleutekonferenz be-
auftragt, in Kooperation mit der Bezirkshaupt-
mannschaft Braunau am Inn und dem Prä-
sidium beim Amt der Landesregierung einen 
Modellentwurf anhand des Produkts „sonstige 
wasserrechtliche Bewilligungen“ auszuarbeiten. 
Das erarbeitete und von der Bezirkshauptleute-
konferenz genehmigte Modell wird im folgenden 
vorgestellt.

Ziele und TeilnehmerInnen:
Ziele der Optimierungsworkshops sind eine in 
die Tiefe gehende Prozessanalyse, eine Op-
timierung des betreffenden Prozesses und ein 
„best practice learning“ zwischen den Bezirks-
hauptmannschaften. Von diesen Zielsetzungen 
her erklärt sich auch die gewählte Bezeichnung 
„Optimierungsworkshops“.

TeilnehmerInnen an den Optimierungswork-
shops sind die jeweiligen Prozesseigner *) 

(Prozessverantwortlichen) der einzelnen Be-
zirkshauptmannschaften, u. U. auch die in den 
Bezirkshauptmannschaften für den jeweiligen 
Bereich zuständigen AbteilungsleiterInnen 
oder FachdienstleiterInnen. Die Abwicklung der 
Workshops wird durch ModeratorInnen unter-
stützt, die vom Amt der Landesregierung zur 
Verfügung gestellt werden. 

Gesamtablauf: 
Die Optimierungsworkshops gliedern sich (ein-
schließlich Vorbereitung und Nachbereitung) in 
folgende Schritte: 
■ Auswahl der Prozesse
■ Vorbereitung des Workshops 
■ „eigentlicher“ Workshop
■ Nachbereitung
■ Bericht an die Bezirkshauptleutekonferenz
■ Empfehlungen zur Umsetzung
■ konkrete Umsetzungsschritte
■ Umsetzungsverfolgung

Auswahl der Prozesse: 
Die Auswahl jener Prozesse, die Gegenstand 
von Optimierungsworkshops sein sollen, er-
folgt durch die Bezirkshauptleutekonferenz 
auf Grund von Vorschlägen des Arbeitskreises 
„Produktkatalog und Berichtswesen“ der ober-
österreichischen Bezirkshauptmannschaften. 
Diesen Vorschlägen liegt eine Grobanalyse der 
Jahresauswertungsergebnisse sämtlicher Pro-
dukte und Produktteile der Bezirkshauptmann-
schaften zugrunde. Wesentlichste Kriterien für 
die Auswahl sind etwa die absolute Höhe der 
Gesamtkosten der Produkte und Produktteile, 
die Streuung bei den Stückkosten oder auch 
große Unterschiede bei Vorleistungskosten. 

Pro Jahr führen die oberösterreichischen 
Bezirkshauptmannschaften drei Optimierungs-
workshops durch. Für jeden Optimierungswork-
shop wird eine federführende Bezirkshaupt-
mannschaft festgelegt. 

*) Zu den Aufgaben der Prozesseigner gehören u. a.: die gieren als Ansprechpartner für alle Interessenspartner 
Identifikation und Abgrenzung der Prozesse, die Festle- des Prozesses und zumeist auch die Wahrnehmung der 
gung der Verantwortlichkeiten für Teilprozesse, das Fun- operativen Abwicklung des Prozesses.
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Vorbereitung:
Die wesentlichste Vorbereitungsarbeit besteht in 
einer detaillierten grafischen Prozessdarstellung 
im Sinne einer Muster-Prozessbeschreibung 
durch die federführende Bezirkshauptmann-
schaft. Diese Darstellung hat lückenlos alle Pro-
zessschritte zu enthalten, vor allem auch alle 
Hilfs- und Stützprozesse (z.B. auch alle Tätig-
keiten der Poststelle, der Kanzleien etc.). Diese 
Prozessdarstellung wird dann an alle übrigen 
Bezirkshauptmannschaften mit der Einladung 
verschickt, zu dieser „Muster-Prozessbeschrei-
bung“ Stellung zu nehmen, sie zu kommentie-
ren und vor allem bekannt zu geben, ob und in 
welcher Weise es andere Vorgangsweisen gibt. 
Daraus erstellt die federführende Bezirkshaupt-
mannschaft eine Gesamtübersicht, die sowohl 
die „Muster-Prozessbeschreibung“ als auch die 
anderen Vorgangsweisen enthält. Diese Ge-
samtübersicht wird noch vor dem eigentlichen 
Optimierungsworkshop wieder allen Bezirks-
hauptmannschaften zur Verfügung gestellt. 

Die Abbildung 3 zeigt beispielhaft einen Teil ei-
ner Prozessdarstellung. 

„Eigentlicher“ Optimierungsworkshop:
Der Workshop selbst dauert in aller Regel einen 
Tag und beinhaltet folgende Arbeitsschritte: 
■ systematische gemeinsame Durchsicht sämt-

licher Prozessabschnitte (inklusive Hilfs- und 
Stützprozesse) – Schritt für Schritt

■ eingehende Erörterung der unterschied-
lichen Vorgangsweisen und Herausfinden 
der besten bewährten Praxis 

■ Formulieren gemeinsamer Umsetzungsemp-
fehlungen

■ Definition offener (= noch zu klärender) Fra-
gen

■ Feedback zum Ablauf und zum Ergebnis

Nachbereitung und weitere Schritte: 
Nach dem Workshop erstellt die federführen-
de Bezirkshauptmannschaft in Kooperation mit 
dem Moderator ein detailliertes Protokoll und 
versendet es an alle TeilnehmerInnen. Aufgabe 
der federführenden Bezirkshauptmannschaft 
ist es, in der Bezirkshauptmannschaft einen 
Bericht zu erstatten. Die Bezirkshauptleutekon-
ferenz berät über die Ergebnisse der Optimier-
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ungsworkshops, legt die verbindlichen Umset-
zungsschritte fest und erteilt erforderlichenfalls 
noch Aufträge zur Klärung offener Fragen. Da-
nach werden von der federführenden Bezirks-
hauptmannschaft die WorkshopteilnehmerInnen 
über die Entscheidungen der Bezirkshauptleu-
tekonferenz informiert; gleichzeitig wird die Klä-
rung offener Fragen veranlasst. Die federführen-
de Bezirkshauptmannschaft bleibt auch weiter 
für die Umsetzungsverfolgung verantwortlich. 

Ausgewählte Ergebnisse bzw. Umset-
zungsempfehlungen einzelner Optimie-
rungsworkshops: 
„Sonstige wasserrechtliche Verfahren“:

■ Es werden neue Merkblätter zu den Einreich-
unterlagen (für die Bewilligung von Flachkol-
lektoren und Tiefensonden) erarbeitet, die 
auch von den Homepages der Bezirkshaupt-
mannschaften herunter geladen werden kön-
nen.

■ Bei so genannten nicht offenen Gewässer-
querungen sollen keine mündliche Verhand-
lungen mehr stattfinden (ist inzwischen durch 
eine entsprechende Novelle zum Wasser-
rechtsgesetz bzw. die so genannte Bewilli-
gungsfreistellungsverordnung überholt). 

■ Beim Druck von Rückscheinbriefen gibt es 
wesentliche kanzleitechnische Vereinfa-
chungen (EDV-Lösungen). 

„Genehmigung von gewerblichen Betriebs-
anlagen“:
■ Mit dem Genehmigungsbescheid werden 

gleich übersichtlich strukturierte Formulare 
für die Fertigstellungsanzeige mit geschickt. 

„Hilfe in stationären Einrichtungen (Alten- 
und Pflegeheime)“: 
■ Allgemeine Informationen zur Aufnahme in 

Alten- und Pflegeheimen werden verstärkt 
an Gemeinden und Sozialberatungsstellen 
ausgelagert.

■ Zur Vertiefung der Kenntnisse im Grund-
buchsrecht soll es verstärkt Aus- und Fortbil-
dungsangebote gemeinsam mit der Perso-
nalabteilung des Amtes der Landesregierung 
geben.

„Verkehrsstrafen“:
■ Die Aufforderung zu einer Lenkerauskunft 

(Lenkererhebung) wird zunächst nicht mit 
Rückscheinbrief verschickt; erst wenn keine 
Antwort einlangt, erfolgt die nochmalige Len-
kererhebung dann mit Rückscheinbrief.

■ Rechtshilfeersuchen sollen nur bei Zeugen-
einvernahmen erfolgen; die Aufforderung 
zur Rechtfertigung als Beschuldigter erfolgt 
grundsätzlich durch die verfahrensführende 
Behörde.

Telefonstandards
Den Ausgang für Überlegungen zur Erstellung 
von Telefonstandards bildeten gelegentliche 
Rückmeldungen von KundInnen und eigene 
Wahrnehmungen (des Autors dieses Beitrags) 
eines Verbesserungsbedarfs beim „telefo-
nischen Auftritt“. Als Muster boten sich entspre-
chende Empfehlungen des Landratsamts 
Ebersberg (Bayern) für seine Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an. Die Bezirkshauptmann-
schaft Wels-Land hat in weiterer Folge mit den 
Bezirkshauptmannschaften Schärding am Inn 
und Urfahr-Umgebung vereinbart, gemeinsame 
Telefonstandards zu erarbeiten, was auch mit 
dem Landesamtsdirektor und den übrigen Be-
zirkshauptmannschaften kommuniziert wurde. 
Die gemeinsam ausgearbeiteten Telefonstan-
dards wurden in den drei Bezirkshauptmann-
schaften den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
vorgestellt, wobei vor allem auf den Nutzen für 
die AnwenderInnen hingewiesen wurde. 

Nach der erfolgten Einführung der Telefon-
standards hat der Landesamtsdirektor mit dem 
Autor dieses Beitrags folgende Zielvereinbarung 
getroffen: „Federführung bei der Evaluierung der 
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Telefonstandards gemeinsam mit den beiden 
Bezirkshauptmannschaften Urfahr-Umgebung 
und Schärding am Inn und Durchführung einer 
allenfalls notwendigen Anpassung für ein Roll-
Out über alle Bezirkshauptmannschaften“.

Nach einer Anwendungszeit von einem Jahr 
wurden die Erfahrungen mit den Telefonstan-
dards in den drei Bezirkshauptmannschaften 
sorgfältig ausgewertet, wobei sich zeigte, dass 
sich die Standards grundsätzlich bewährt ha-
ben. Darüber wurde in der Bezirkshauptleute-
konferenz berichtet und der Vorschlag unterbrei-
tet, die Telefonstandards auch bei allen übrigen 
Bezirkshauptmannschaften einzuführen, wobei 
die Bezirkshauptmannschaften zunächst noch 
eingeladen wurden, zu den Standards Stellung-
nahmen abzugeben. Tatsächlich wurde eine 
Reihe von Anregungen eingebracht (z.B. den 
Text zu „gendern“). Nach einer geringfügigen 
Überarbeitung der ursprünglichen Fassung der 
Telefonstandards wurde festgelegt, dass die 
Standards bei allen Bezirkshauptmannschaften 
bis spätestens zu einem bestimmten Stichtag 
eingeführt werden sollten. 

Die Telefonstandards bestehen einerseits 
aus verbindlichen Standards und andererseits 
aus hilfreichen Tipps. Beispielhaft seien etwa 
folgende Standards und Tipps genannt: 

Standards:
■ Wir heben so rasch ab, dass das Telefonat 

nicht an die Vermittlung (zurück) geht. 
■ Wir nennen unsere Organisation, unseren 

Namen und grüßen („BH XY, N.N., Grüß 
Gott!“).

■ Wenn wir weiter verbinden, nennen wir Na-
men und Klappennummer der Übernehmerin 
oder des Übernehmers und informieren die-
se bzw. diesen kurz.

Tipps:
■ freundlich und deutlich sprechen
■ erforderlichenfalls nach dem Namen der Ge-

sprächspartnerin oder des Gesprächspart-
ners fragen

■ die Person, mit der wir telefonieren, mit ih-
rem Namen ansprechen 

Trainings(Seminare) „Verständlich und 
bürgernah formulieren“
Auch für diese Initiative kam der Anstoß von 
gelegentlichen Rückmeldungen von KundInnen 
und eigenen Wahrnehmungen zur Verständlich-
keit einzelner schriftlicher Erledigungen. 

Die Bezirkshauptmannschaft Wels-Land hat 
daraufhin gemeinsam mit dem Präsidium beim 
Amt der Landesregierung, einem Vertreter des 
Unabhängigen Verwaltungssenats des Landes 
Oberösterreich und einer Journalistin ein Trai-
ningsprogramm ausgearbeitet und hausintern 
als Pilotveranstaltung durchgeführt. 

Unter den weitgehend positiven Rückmel-
dungen waren auch Vorschläge, das Training 
auf eine „breitere Basis zu stellen“, nämlich 
auch Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus an-
deren Bezirkshauptmannschaften einzuladen. 
Bei einer zweiten – im Verhältnis zur ersten 
geringfügig veränderten – Veranstaltung nah-
men daher dann Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer aus insgesamt fünf oberösterreichischen 
Bezirkshauptmannschaften teil. Wieder gab es 
eine entsprechende Zielvereinbarung mit dem 
Landesamtsdirektor, und zwar mit folgendem 
Inhalt: „Weiterverfolgung der gesetzten Maß-
nahmen zur bürgernahen Sprache; allenfalls 
Einbringung der Erfahrungen anlässlich einer 
BH-Konferenz“.

Die Bezirkshauptmannschaft Wels-Land hat 
daher über ihre Erfahrungen mit den durchge-
führten Trainings in der Bezirkshauptmannschaft 
berichtet. Daraufhin hat die Bezirkshauptleute-
konferenz den Auftrag erteilt, einen Vorschlag 
für ein entsprechendes Seminar für Abteilungs-
leiterInnen bei den Bezirkshauptmannschaften 
auszuarbeiten. Ein solcher Vorschlag ist ge-
meinsam mit der Personalabteilung beim Amt 
der Landesregierung und einer externen Trai-
nerin erstellt und in der Bezirkshauptleutekonfe-
renz vorgestellt worden. 
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Dort wurde beschlossen, in den Jahren 2008 
und 2009 insgesamt vier Seminare zum Thema 
„Verständlich und bürgernah formulieren“ und 
in einem halbjährlichen Abstand dazu jeweils 
Follow-Ups für Abteilungsleiterinnen und Abtei-
lungsleiter der Bezirkshauptmannschaften an-
zubieten.

Die Inhalte sind – wie schon in den ersten 
Trainings – bei der Bezirkshauptmannschaft 
Wels-Land:
■ Grundlagen und Kriterien der Verständlich-

keit
■ verständlich schreiben – Übungen und Bei-

spiele
■ Analyse und Überarbeitung von Texten aus 

dem beruflichen Alltag der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer

■ didaktische Übungen und Empfehlungen zur 
Weitergabe des erlernten Wissens an Kolle-
ginnen und Kollegen

Weitere Kooperationsfelder der Bezirks-
hauptmannschaften
Die oberösterreichischen Bezirkshauptmann-
schaften arbeiten seit Jahren u. a. in folgenden 
Bereichen intensiv zusammen (jeweils auch in 
Abstimmung mit den zuständigen Abteilungen 
des Amtes der Landesregierung): 
■ Erarbeitung und Anwendung betriebswirt-

schaftlicher Steuerungsinstrumente, z.B. 
Festlegen der Aufgaben von Controlling; 
Ausbildung von Personen, die mit Control-
ling-Aufgaben betraut sind

■ gemeinsamer Produktkatalog und Definition 
von Leistungsmengenkennzahlen

■ abgestimmte Methodik für die Festlegung 
von Jahreszielen

■ gemeinsame Grundlagen für Personalent-
wicklungskonzepte

■ Mitarbeiterbefragungen; Kundenbefragungen
■ gemeinsame IT-Anwendungen
■ einheitliche Produktbeschreibungen und  

-informationen auf der Homepage der Be-
zirkshauptmannschaften

Abschließende Bewertung
Die Beispiele zeigen, wie – ausgehend von der 
Initiative einzelner Bezirkshauptmannschaften 
– gemeinsame Qualitätsstandards aller Bezirks-
hauptmannschaften in Oberösterreich festgelegt 
und umgesetzt und ständige Verbesserungen 
der Abläufe erreicht werden können. 

Eine wesentliche Voraussetzung ist dabei, 
dass die Bezirkshauptmannschaften gut ver-
gleichbar sind, vor allem auch deshalb, weil ih-
nen der Bundes- und der Landesgesetzgeber im 
Wesentlichen die selben Aufgaben zugewiesen 
haben. Dabei darf freilich nicht übersehen wer-
den, dass bei der Interpretation von Vergleichs-
zahlen regionale Besonderheiten mit in den Blick 
genommen werden müssen, wie etwa die Größe 
des Bezirks (die beispielsweise unterschiedlich 
lange Anfahrtswege bei Verhandlungen bedingt) 
oder unterschiedliche Wirtschaftsstrukturen in 
den einzelnen Regionen. 

Der Erfahrungsaustausch und „best practice 
learning“ führen zweifellos zu äußerst frucht-
bringenden wechselseitigen Anregungen und 
zu einer fortschreitenden Weiterentwicklungs-
dynamik.

Dr. Josef Gruber, Bezirkshauptmann im Bezirk Wels-Land und Obmann 
des Sozialhilfeverbandes Wels-Land, ist Jurist und war in seiner beruflichen 
Laufbahn in der Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck und beim Amt der  
OÖ. Landesregierung tätig. Er ist Lektor für Qualitätsmanagement am Fach-
hochschul-Studienlehrgang „Verwaltungsmanagement“ in Linz.
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Eine Form der Arbeit der Verwaltung – Networking
am Beispiel der Bezirkshauptmannschaft Hermagor

Mag. Dr. Heinz Pansi
Bezirkshauptmann von Hermagor

Allgemeines

Die Motive der Kooperation und der Vernet-
zung können etwa darin bestehen, Potentiale 
flexibler Spezialisierung auszunutzen, Risiken 
bei der Erschließung neuer Märkte oder der 
Entwicklung neuer Produkte zu reduzieren, un-
genutzte Kapazitäten auszulasten oder eben 
komplexe Projekte zu koordinieren. 

Die wirtschaftliche und politische Bedeutung 
von Netzwerken ist, glaube ich, kaum messbar, 
wohl aber durch kaum etwas zu ersetzen, da 
man die Netzwerke wohl auch unter dem Begriff 
der Kooperation subsumieren kann. Es ist auch 
unstrittig, dass die Erfahrungen mit Netzwerkma-
nagement in vielen Branchen noch immer sehr 
gering sind. Die Steuerung von Netzwerken wird 
oft dadurch etwas kompliziert, da es anders als in 
hierarchischen Organisationen, nicht immer eine 
zentrale Autorität gibt. Die Ziele einer Netzwerk-
kooperation und auch die Umsetzung unter der 
Vielzahl von Partnern mit unterschiedlichen Inte-
ressen kann daher sehr oft konfliktreich sein.

Netzwerke sind heute weit verbreitet und ist die 
Auseinandersetzung mit diesem Thema wohl in 
aller Munde – ob als strategische Allianz, ob in 
Form von Zulieferungsnetzwerken oder Arbeits-
gemeinschaften. Es handelt sich bei Netzwerken 
um eine Organisationsform – bezogen auf den 
öffentlichen Bereich – zwischen Hierarchien und 
den angelagerten Bereichen, wobei voneinander 
mehr oder minder abhängige Akteure dauerhaft 
oder auf Zeit zusammenarbeiten (Sydow Jörg, 
Management von Netzwerkorganisationen).

Die Struktur der Netzwerke
Formelle Netzwerke
werden häufig im Rahmen von Kooperationen 
zwischen regionalen Verwaltungen bzw. beim 
Aufbau von gemeinsamen Vorhaben eingesetzt 
(z.B. Projektnetzwerke).

Informelle Netzwerke
sind Netzwerke, die oft einen formellen Charak-
ter bekommen und sich in erster Linie durch per-
sönliche Kontakte entwickeln, um gemeinsame 
Intentionen umzusetzen.

Generell gibt es in der Entwicklung von Netz-
werken steuernde Instanzen und Mechanismen, 
die einzelne Beziehungen sowie den gesamten 
Beziehungszusammenhang auf eine bestimmte 
Weise ausrichten, nämlich dass Ziele der Koo-
peration besser erreicht werden können. Netz-
werke besitzen in weiterer Folge auch das Po-
tential, eigene Strukturen aufzubauen und sich 
damit selbst zu steuern. In der Aufbauphase von 
Netzwerken ist dieses Potential logischerweise 
noch nicht ausgeprägt. Dazu bedarf es der indi-
viduellen und der gemeinsamen Initiative.

Management
Management ist eine Systemleistung, also die 
Fähigkeit eines Systems zur Selbststeuerung. 
In den Netzwerken bestehen die zentralen 
Managementaufgaben in der Routine, haften 
aber auch außerordentlich an der Selektion, an 
der Regulation und an der Evaluation der Be-
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teiligten, d.h. mit anderen Worten, die Fähigkeit 
der Auswahl von Netzwerkpartnern, die Fähig-
keit der korrekten Verteilung von Aufgaben, wie 
die Verfassung und Durchsetzung von Regeln 
der Zusammenarbeit werden hier schlagend.

Zusammenfassend bedeutet dies, dass die 
Netzwerkbeziehungen wiederkehrend durch 
Managementaktivitäten beeinflusst werden, 
Netzwerke und Management aber die Grund-
elemente für das „Veränderungshandeln“ und 
das „Koordinationshandeln“ in der Verwaltung 
darstellen!

Verwaltung als Good Governance
Grundsätzlich muss festgehalten werden, dass 
die Verwaltung nach heutigem Verständnis eine 
sogenannte „gläserne Verwaltung“ ist, also eine 
Verwaltung, die Transparenz für Mitarbeiter-
Innen, für BürgerInnen und natürlich auch für 
die Politik stets zeigt und selbige auch immer 
erhöhen muss. Es geht dabei darum, dass die 
Verwaltung aktuelle und zukünftige Ziele zu 
definieren hat. Um gerade dieser Zielsetzung 
Rechnung zu tragen, gilt es, systematisch Er-
kenntnisse zu gewinnen bzw. solche Erkennt-
nisse zu aggregieren, die eine bessere opera-
tive, taktische oder strategische Entscheidung 
ermöglichen. Good Governance, nach dem Ver-
ständnis der BH Hermagor, ist eine Verwaltung, 
die es sich zum Ziel gesetzt hat, eine Koordi-
nation sämtlicher Lebensbereiche zum Wohle 
der Menschen vorzunehmen. Eine Verwaltung 
muss daher sowohl im innerorganisatorischen 
Bereich „Fitness“ aufweisen, als auch „Konkur-
renzfähigkeit“ nach Außen demonstrieren. Aus 
diesem Grunde war es als Grundvoraussetzung 
notwendig, als Zielsetzung zu definieren, dass 
die KundIn, der Mensch im Mittelpunkt der Ver-
waltungstätigkeit steht. Gleichzeitig gilt es aber 
im Sinne des New Public Management, die Po-
sitionierungen bewusst zu machen und in einem 
die Kolleginnen und Kollegen der Verwaltung 
mit nötigem Selbstbewusstsein und Selbst-
wertgefühl auszustatten. Die Schaffung eines 
Leitbildes, die Schaffung eines Identifikations-

zeichens, das Einführen von Qualitätsmanage-
ment, das Einführen von Mitarbeitergesprächen 
und die Neudefinition und Neustrukturierung 
einer Organisation seien hiebei als Basis ge-
nannt.

Damit aber all diese Elemente nicht quasi 
im luftleeren Raum verpuffen, ist es notwendig, 
die Verwaltung in den Köpfen der Menschen zu 
verankern, ist es notwendig, mit den neuen Ent-
wicklungen der Gesellschaft Schritt zu halten, 
ist es also notwendig, am Puls des Geschehens 
zu bleiben. Um diese Präsenz der Verwaltung 
in der Öffentlichkeit darzustellen, ist es nicht 
ausreichend, über Leistungen der Verwaltung, 
über neue Errungenschaften der Verwaltung zu 
berichten, sondern ist es auch notwendig, ak-
tiv an neuen Verwaltungsstrukturen zu arbeiten. 
Die aktive Arbeit stellt sich in der Vernetzung 
der öffentlichen Bereiche dar, stellt sich durch 
eine Kombination von Arbeitsgemeinschaften 
dar, in der auch neue Zielsetzungen und neue 
Ideen entwickelt werden, um so auch als Motor 
der Gesellschaft agieren zu können. Die Vernet-
zung der öffentlichen Institutionen im Wege von 
Bezirkshauptmannschaften erfolgt mit den Ge-
meinden, sowie im Wege weiterer kombinierter 
Aktivitäten mit den VertreterInnen der Wirtschaft 
(Wirtschaftskammer), der Arbeiterkammer, der 
Schulen und Elternvereine, verschiedener Hilfs-
organisationen und natürlich der angegliederten 
Bereiche der Polizei, der Feuerwehr und des 
Roten Kreuz. Dazu kommt noch das Einbinden 
von Institutionen, die nicht in täglicher „Verwal-
tungskooperation“ stehen, sondern als externe 
Partner quasi im Anlassfall ideenbefruchtend für 
die Organisation wirken.

Die Vernetzung der öffentlichen Bereiche 
als Ausfluss des Good Governance an 
einigen demonstrativen Beispielen
Als Beispiel für eine Vernetzung öffentlicher 
Bereiche und verschiedener öffentlicher Insti-
tutionen zeigt sich etwa die von der Bezirks-
hauptmannschaft Hermagor ins Leben gerufene 
Maßnahme „Jugendschutz“ (Plattform gegen Al-
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kohol, Nikotin und Drogen). Diese Aktivität baut 
auf verschiedenen Ebenen auf, zum einen auf 
gezielten Schulaktionen, auf jeweils über den 
gesamten Bezirk gestreuten Projekten, die auch 
über den Schulbereich hinausgehen, wie etwa 
gezielte Fortbildungsmaßnahmen gegenüber 
Eltern und Kindern, oder aber auf verschiedene 
Veranstaltungen, die das Bewusstsein der Be-
völkerung zum Inhalt oben genannten Themas 
schärfen sollen. 

Nur am Rande sei hier erwähnt, dass im Jah-
re 2001 die Bezirkshauptmannschaft Hermagor 
erstmals damit begonnen hat, in Lokalen und 
Geschäften Jugendschutzbestimmungen offen-
siv ins Bewusstsein zu rufen und so wurden die 
gesetzlichen Gebote sichtbar angeschlagen; So-
zialarbeiterInnen setzten gezielt in Schulen ihre 
Kontakte; eine Fragebogenaktion prüfte die Be-
dürfnisse der Jugendlichen im gesamten Bezirk, 
um so die aktuelle Einstellung der Jugend und 
der restlichen Bevölkerung zum Thema Alkohol, 
Drogen und Nikotin zu erfahren; die Bundespo-
lizei wurde angewiesen, verstärkte Fußstreifen 
durchzuführen. Durch das Zusammenkommen 
der Projektpartner (Bezirkshauptmannschaft, 
Hauptschulen und weiterführende Schulen des 
Bezirkes – Direktoren, Eltern und Schülerver-
treterInnen, Bezirksschulrat, Schulpsychologie, 
Bezirkspolizeikommando, Sozial- und Gesund-
heitssprengel, Schulgemeindeverband, Sozial-
hilfeverband, Arbeitsvereinigung der Sozialhilfe, 
Wirtschaftskammer, SchulärztInnen) konnte die 
Arbeit zum Thema „primäre Prävention“ zielori-
entiert begonnen werden.

Derzeit arbeitet die Plattform gerade an der 
Umsetzung eines pädagogisch geführten Ju-
gendzentrums, an der Realisierung eines psy-
chosozialen Not- und Krisendienstes im Bezirk 
bzw. an einem auf Eltern abgestellten Pro-
gramm zur Förderung und Verbesserung ihres 
Umgangs mit ihren Kindern, indem das Verant-
wortungsbewusstsein der Eltern „bewusst ge-
macht“ werden soll.

Verwaltungspräsenz am Beispiel Schüler-
galerie
Die verschiedenen Tätigkeitsfelder der Bezirks-
hauptmannschaft stellen darauf ab, auf verschie-
denen Ebenen und bei verschiedenen Anlässen 
mit der Bevölkerung und mit repräsentativen 
VertreterInnen in Kontakt treten zu können und 
damit die Bedürfnisse der Bevölkerung, die Be-
dürfnisse der Gesellschaft erfahren zu können, 
um so als Verwaltung wieder optimal darauf 
reagieren zu können. Das ins Lebenrufen der 
Idee der Schülergalerie dient in erster Linie der 
Stärkung und der Verbesserung des Kontaktes 
zwischen den SchülerInnen, den Eltern, den 
LehrerInnen und der Behörde. Bereits durch 
solche Veranstaltungen soll den Jugendlichen 
und Kindern nicht nur die Möglichkeit geboten 
werden, ihre Kreativität umzusetzen, sondern 
auch die Chance geboten werden, die Behörde 
ohne Schwellenängste kennen zu lernen und 
in einem soll den Eltern und den Verwandten, 
die bei solchen Ausstellungen stets als Beglei-
terInnen der Jugendlichen fungieren, ein mo-
dernes „Verwaltungsbild“ ohne Hemmschwelle 
gezeigt werden, bei gleichzeitiger Möglichkeit, 
unmittelbar mit den MitarbeiterInnen der Bezirks-
hauptmannschaft in Kontakt zu treten.

Benchmarking-Projekt der 5 Bezirkshaupt-
mannschaften (Hermagor, Hallein, Eisen-
stadt/Umgebung, Rohrbach, Zell am See)
Mit dem Benchmarking-Projekt der 5 Bezirks-
hauptmannschaften wird das Ziel verfolgt, Lö-
sungsansätze, rechtliche Tätigkeitsfelder über 
die Bundesländergrenze hinweg zu harmonisie-
ren und die Möglichkeit zu eröffnen, voneinander 
zu lernen, sich selbst zu verbessern. Natürlich 
steht auch der Gedanke im Mittelpunkt, die aus 
der Praxis gewonnenen Lösungsansätze in ge-
eigneter Form der Politik zu transportieren, um 
so wieder für die Gesellschaft eine optimale, auf 
die Bedürfnisse abgestimmte, Lösung zu finden. 

Die Themenbereiche, die im Rahmen der 5 
Bezirkshauptmannschaften aufgegriffen wur-
den, sind Fremdenrecht, Jugendschutz, Veran-
staltungswesen, Ethik in der Verwaltung, Kri-
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minalität, Führung, Großschadensereignisse, 
Verkehr, die Handlung der BH als Sicherheits-
behörde, sowie die Öffentlichkeitsarbeit. 

Netzwerk Partnerschaft
Das Ziel, nicht nur über Bundesländergrenzen, 
sondern über Staatsgrenzen hinweg, Regionen 
von einander profitieren zu lassen, verfolgt die 
Kooperation der BH Hermagor mit dem Land-
kreis Minden-Lübbecke in Nordrhein-Westfa-
len. Es sei festgehalten, dass diese Netzwerk-
Kooperation zwischen Minden-Lübbecke und 
dem Bezirk Hermagor auch eine verbesserte 
Zugangsmöglichkeit im Wege des Regionalma-
nagements hin zu Brüssel eröffnet wird. 

Weitere Netzwerkaktivitäten sollen die Chan-
cen der Region, der Menschen in der Region, 
verbessern, aber auch die Ideen und Vorstel-
lungen der Region transportieren. Erwähnt sei 
die Kooperation mit der Fachhochschule in 
Kärnten, der politische Dialog mit den Schüle-
rInnen, die jährliche Jahresfeier des öffentlichen 
Dienstes, der Ball der Einsatzkräfte – alles Initia-
tiven, in deren Zentrum die BH Hermagor steht.

Resümee
Ein Effekt von Netzwerken (von Kooperationen) 
ist natürlich eine verbesserte Information. Netz-
werke sollen aber auch dem Erfahrungsaus-
tausch dienen, sollen enge Kontakte der teilha-
benden Organisationen ermöglichen und sollen 
damit zunächst die Erledigung der Verwaltung 
in unkomplizierter und reibungsfreier Form er-
möglichen.

Weiters sollen im Wege von Netzwerken 
rechtzeitig Problemfelder in der Gesellschaft er-
kannt werden und sollen wiederum Netzwerke 
die Chancen haben, darauf zu reagieren. 

Durch die Kontakte zwischen den „Netzwerk-
partnern“ kann das Benchlearning erfolgen und 
können Impulse für neue Überlegungen und 
neue Ideen, die dem Wohle der Gesellschaft 
dienen, entwickelt werden.

Das Ziel der Behörde ist es, dem Recht zu 
dienen und zum Wohl der Bevölkerung zu ar-
beiten. Gerade die heutige Zeit erfordert ak-
tives Zugehen auf die Problemstellung und auf 
die BürgerInnen, die im Mittelpunkt unseres 
Handelns stehen. Das „Networken“ ist daher 
unabdingbar für eine Verwaltung am Puls der 
Bedürfnisse der Menschen, bei gleichzeitiger 
Umsetzung der gesetzlichen Verpflichtungen.

Mag. Dr. Heinz Pansi, Bezirkshauptmann von Hermagor ist seit 1988 als 
Verwaltungsjurist des Landes Kärnten tätig und hat in dieser Zeit zahlreiche 
Publikationen zu Verwaltungs-, Verfassungs- und Organisationsthemen ver-
öffentlicht. Sein Leitmotto ist „Verwaltung im Dienste der Bevölkerung“.
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Introduction
Many countries have introduced service char-
ters at different levels of government since they 
were first implemented in the United Kingdom in 
the 1980s. Currently, charters are being introdu-
ced in many other European countries and also 
experience a revival in the UK. However, surpri-
singly other countries like Austria, Germany or 
Switzerland seem to have had little experience 
with this quality instrument. 

The service charter is simply an instrument 
that focuses on users. Any self-assessment ex-
ercise will be likely dealing with how organiza-
tions treat their customers as it is the case of 
CAF (Common Assessment Framework) or the 
EFQM model (European Foundation for Quali-
ty Management). Those self-assessment tools 
identify where the weaknesses and strengths of 
an organization lie. These models also help you 
to identify improvement areas. A common im-
provement area refers to customers. This area 
is of high relevance because the satisfaction of 
users’ expectations and needs are often priority 
areas of any organisation. If those priorities are 
not understood or not taken care of, legitimacy 
of public organizations might suffer. The service 
charter should help the organization to focus its 
relations with users by telling them what can be 
expected from an agency and by informing also 
about the users’ duties.

A service charter may be defined as “a public 
document that sets out basic information on the 
services provided, the standards of service that 
customers can expect from an organisation, and 
how to make complaints or suggestions for im-
provement” (Löffler, Parrado and Zmeškal 2007: 
S. 15).1

The chapter shows what is required in order 
to use service charters as an instrument for ser-
vice improvement. This text builds upon a recent 
book published by Löffler, Parrado and Zmeškal 
2007) and highlights the main dimensions of a 
service charter (section 2), how does the service 
charter fit as quality tool into the quality of an 
organisation system (section 3) and what condi-
tions have to be in place in order to implement 
service improvements (section 4).

It should be noted that this chapter does not 
deal with evaluations of service charters. Some 
publications already deal with this issue in a 
comparative perspective (Bouckaert 1995, Mc 
Guire 2002 and Lo Schiavo 2000), for Australia 
(Ellison 1999); for UK (Pollitt 1994 and Cabinet 
Office 1992) and for Spain (Torres 2006).

Telling citizens what they can expect 
and what duties they have: 
Service Charters in the Public Sector

Salvador Parrado
Governance International and UNED –
Spanish Distance Learning University, Madrid

1 The book can be found in pdf format at the  
following address. http://www.sigmaweb.org/
dataoecd/61/10/38370028.pdf
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Contents of a service charter
While the specific contents of a charter may vary, 
it is important that some key elements are inclu-
ded. Box 1 shows the key elements of service 
charters. Those elements are normally included 
in most official handbooks on service charters 
from countries as distant as Australia and Spain, 
for example. 

Box 1: The key elements of a service charter

What the organisation does
m organisation s na e and logo
m w at t e organisation or progra e overed b  t e 

arter does
m w o t e lients or potential lients are
m relations ip to parent organisation.

Contact and communication with the agency
m relevant onta t details  postal or street address  

p one  a  e ail and web site
m ours o  opening
m online servi es w ere relevant  

The standard of service users can expect
m t e ualit  o  t e relations ip wit  t e lient o pli

an e  advi e  sta  anner
m t e ualit  o  t e servi es provided responsiveness  

larit  a ura  appropriateness
m t e ti eliness o  servi e deliver  speed and avail

abilit  o  servi e .
Clients’ basic rights and responsibilities

m t e ri t to review  appeal and o plain  to priva
on  dentialit  and to see in or ation related to t e 

servi e or user
m t e li ati n to treat organisational sta  wit  

ourtes  to attend s eduled appoint ents pun tu
all  to respond to re uests or in or ation b  t e 
organisation a uratel  t oroug l  and in a ti el  

anner
How to make a complaint and consultation procedure

servi e arter ust ontain in or ation on t e eedba k and 
o plaints pro esses. wit  attention to t e ollowing aspe ts

m pro edure
m ease o  use
m instru ent or servi e i prove ent

Source: Department of Finance and Administration (2000), 
pp.9-12.

The charter should be brief and written in a clear 
language. In particular, technical jargon and refe-
rences to legal sources should be avoided, since 
these are of no interest to service users. Some-
times it is necessary to reformulate complicated 
legal or bureaucratic descriptions into a langua-
ge which can be understood by non-specialists. 
For some administrative traditions clarity of com-
munication is often a difficult challenge.

Finally, the authors of the charter should pay 
attention that the charter does not alter exces-
sively the specific order of elements as shown 
above. In the first draft, some are tempted to 
start with the specification of service standards. 
However, this is confusing from a users’ point of 
view. Users want to know first of all what kind 
of services are provided and how they can get 
access to those services. 

In Box 2, the service charter of the London 
Borough of Sutton Cashier Services has been 
adapted for the didactic purposes of this section. 
The charter appears in two versions, which have 
been drafted in two different points in time. The 
newest version (charter B Time X + 1) was upda-
ted in April 2007 and shows some differences as 
regards to charter A (which appeared as unda-
ted). Most prominent differences between both 
versions are shaded in grey. The two versions 
illustrate some changes of the service over time. 
This implies that the charter is being used as a 
management tool for changing (improving) the 
service and it is not just a leaflet that is pinned 
on the wall.



89

Box 2 The service charter of the London Borough of Sutton Cashier Services in two points of time

 IM  

as  all Servi e Standards
ntrodu ing ou to t e ondon Boroug  o  Sutton as ier 

Servi es.

 H  K S I   P ID  
m o orre tl  enter all pa ents re eived over t e ounter and 

t ose sent in b  post.
m o provide an e ient servi e in a elp ul and polite anner.

  P MIS S  S I
e ollowing servi es are our pro ises o  t e servi e t at ou  

t e usto er  ave t e rig t to e pe t ro  us.
m ou will alwa s re eive a riendl  wel o e.
m ou an identi  us b  our na e badges.
m  t ere are ore t an t ree people waiting to be served  

anot er as ier will open a till i  possible.
m We ai  to serve ou wit in ve inutes. owever  ueuing 

ti es a  be longer at periods o  peak de and.
m  Englis  is not our rst language  we an use anguage 

ine
m nterpreters to elp wit  an  ueries.

ou an also bu  ro  t e as iers  Sta ps and garden sa ks

  L L  S IS I    S I  S D
DS 

 or appearan e and wel o e.
 or speed o  dealing wit  pa ents.

 or a ess to t e ounter.
 opening ounter positions.
 lengt  o  ti e waiting.
 o  alls answered wit in  rings.

  M H DS  P M
ost  B  e ue or postal order  please re e ber to in lude 
our .
t the Cashiers  B  as  e ue or redit  debit ard.
 hour telephone payments  B  ringing   . e e

ber to ave our a ount details to and.
nternet B  onne ting to www.sutton.gov.uk and sele t t e pa
ents se tion.

  H  I M I
ur opening ti es are .   .  e ept on Wednesda  w en 

we will open at .  so sta  an re eive training.
We wel o e o ents and suggestions on t e servi es we 
provide  we will ondu t regular usto er surve s to gain in or

ation on ow we an i prove.
We ave a o us group w i  eets ever  t ree ont s to dis
uss servi e i prove ents and wel o e new e bers.

is lea  et gives ou our pro ises about t e servi es ou an 
e pe t ro  us. We ave a o it ent to put t ings rig t i  t e  
go wrong and we wel o e suggestions or i proving an  part o  
our servi e.  t e servi e is not as good as we ave pro ised  
or i  ou
eel t at we ave done so et ing wrong  not done so et ing we 

s ould ave  or treated ou un airl  or i politel  please onta t 
us.
We will on  r  t at we ave re eived our o plaint wit in t ree 
working da s and respond to ou wit in seven working da s

  H   DD SS IS
as ier Servi es anager
ivi  as  all
ondon boroug  o  Sutton
ivi   es  St i olas Wa

Sutton
Surre  S  E

irst onta t nu ber  general en uiries
  

o ents or o plaints
anette arli k  usto er Servi es anager

  
 ou would like a op  o  t is do u ent printed in Braille or put 

on tape please onta t t e usto er Servi es anager

B  IM  

as  all Servi e Standards
ntrodu ing ou to t e ondon Boroug  o  Sutton as ier
Servi es. 

  H  K S I S  P ID  I L D
m o provide an e ient servi e in a elp ul and polite anner. 
m o identi  t e ost appropriate person to elp wit  en uiries. 

  P MIS S  S I
e ollowing servi e standards are our “pro ises o  t e servi e

t at ou  t e usto er  ave t e rig t to e pe t ro  us  
m ou will alwa s re eive a riendl  polite wel o e. 
m ou an identi  us b  our na e badges. 
m We will provide in or ation on servi es provided b  t e oun

il and partner organisations. 
m We ai  to serve ou wit in  inutes. owever  ueuing ti es 

a  be longer at periods o  peak de and. 
m  Englis  is not our rst language  we an use language line 

nterpreters to elp wit  an  en uiries. 
m We will suppl  all lea  ets in large print  tape or Braille. 
m We will provide a e ber o  sta  to Sign or earing i paired 

usto ers. 
m We will use indu tion loops to o uni ate wit  earing 

i paired usto ers. 
m We will wel o e o ents and suggestions on ow we an 

i prove t e Servi es we provide. 
ou an also bu  sta ps and garden sa ks ro  us  

  L L  S IS I  
We will ondu t surve s annuall  to ensure we are eeting our 
servi e standards and ai  to a ieve an overall satis a tion level 
o  . .

  M H DS  P M
ost  B  e ue or postal order  please re e ber to in lude our  

a ount details.
t the Cashiers  B  as  e ue or redit  debit ard.
 hour telephone payments  B  ringing   . e e

ber to ave our a ount details to and.
nternet B  onne ting to www.sutton.gov.uk and sele t t e pa
ents se tion.

  H  I M I  
ur opening ti es are a   p  onda   rida .

We wel o e o ents and suggestions on t e servi es we pro
vide  and will ondu t regular usto er surve s to gain in or a
tion on ow we an i prove. 
We ave a o us roup t at eets ever   ont s to dis uss 
servi e i prove ents and wel o e new e bers. 

is page gives ou our pro ises about t e servi es ou an 
e pe t ro  us. We ave a o it ent to put t ings rig t i  t e  
go wrong and we wel o e suggestions or i proving an  part o  
our servi e.  t e servi e is not as good as we ave pro ised  or 
i  ou eel t at we ave done so et ing wrong  not done so e
t ing we s ould ave  or treated ou un airl  or i politel  please 
onta t us. 

We will on  r  t at we ave re eived our o plaint wit in  
working da s and respond to ou wit in  working da s. 

  H   DD SS IS  
as ier Supervisor
ivi  as  all
ondon boroug  o  Sutton
ivi   es  St i olas Wa

Sutton
Surre  S  E

irst onta t nu ber
eneral en uiries     
o ents or o plaints
anette arli k  usto er Servi es anager   

   
 ou would like a op  o  t is do u ent printed in Braille or put 

on tape please onta t t e usto er Servi es anager.
ast updated on 

Sources: Adapted for the purposes of this chapter from http://www.sutton.gov.uk/a-zservices/cashhallservicestandards.
htm?textonly=true and from http://www.sutton.gov.uk/nr/rdonlyres/51be2cb2-0df6-47ec-95fe-2debaa1d3a6f/0/cashiersstds-
singlepages.pdf respectively.
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A brief account of how the charter of the Lon-
don Borough of Sutton Cashier Services will il-
lustrate how the contents of Box 1 contain the 
main elements of a service charter. At the same 
time, some of the changes will be found in both  
versions of the charter showing where tho-
se changes might have come from. In section 
number 1 of the charter of Box 2 (key services 
provided), a description of the service is given. 
However, for an outsider, the description of 
charter B is not so clear, as it does not specify 
what the unit really does (enter all payments re-
ceived, as specified in charter A). In this regard, 
the charter should be a bit clearer in describing 
precisely what the unit does before showing the 
standards that this unit is prepared to comply 
with.

Section 2 (promises of the service) of the 
charter deals with the standards that customers 
can expect from the organisation. Compromise 
has varied over time in minor aspects. For in-
stance, in charter B, the opening of a new till 
is not promised if more than three persons are 
waiting in line (as it was the case in Charter A). 
This change does not necessarily mean that 
the service is worsening due to two possible 
causes. On the one hand, online payment might 
have increased and referring to line problems 
in the office is unnecessary. On the other hand, 
other managerial tools might have been put in 
place in order to comply with a standard which is 
still maintained in both charters: the promise of 
serving the customer in less than five minutes. 
Finally, other innovations have been added to 
Charter B. These innovations have to do with 
taking into account diversity of customers, espe-
cially for hearing and other impaired customers. 
This improvement is related to the overall strate-
gy of the British Labour government in favour of 
enhancing diversity at all levels in public service 
provision.

Section 3 offers the level of satisfaction that 
the organisation is aiming at. In a first version 
(charter A), satisfaction is split among different 
dimensions of a survey, perhaps giving too de-
tailed information that the user does not care 

about. Charter B, however, focuses on a single 
figure: “the aim to achieve an overall satisfaction 
level of 99.5%”. The presentation of the satis-
faction levels in a more summarised way can be 
interpreted as an improvement as it streamlines 
the information which is relevant for users. This 
improvement might have come from the consul-
tation process, which is undertaken on a three 
monthly basis by using focus groups (see sec-
tion 5 of the example charters A and B).

Finally, sections 4 and 5 deal with methods 
of payment, opening hours, consultation pro-
cess and how to issue complaints. In these sec-
tions, the only relevant difference is that opening 
hours have been shortened in the most updated 
version (Charter B). Without further information 
it is difficult to say whether this change is con-
sidered an improvement or a worsening of the 
service provided. This change might have come 
from different sources: consultation or reorgani-
sation of the service due to the need of shifting 
resources to other services or to other electronic 
means of service provision.

This charter illustrates what a service char-
ter might look like. In a simple way and using a 
straight forward language for users, the charter 
includes most elements that are thought to be 
helpful for a service charter. Some minor diffe-
rences between charters show that this tool is 
used for improving the service and communica-
ting with users some of the changes and innova-
tions that the service is experiencing. Although 
the text, and the leaflet out of this charter, might 
seem a simple document, there is a considerable 
work to be done before promises get to users. In 
the following sections the challenges faced by 
the promoters of the charter will be highlighted.

Service charter as a quality tool and rea-
sons for its use
From the quality tool box that nowadays mana-
gers have at their disposal, the service charter is 
just one among others for achieving service im-
provements. Very often when managers are just 
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at the beginning of the quality road, they wonder 
which the best quality tool to use is. Graph 1 
matches quality tools with the dimensions of the 
management cycle (inputs, processes, results 
and impacts).

Graph 1: Quality Assurance Tools
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There is no best tool for all situations. Rather, 
all quality assurance approaches have value in 
particular contexts, depending on what the pri-
orities of the organisation are for improving pu-
blic services. That is why some public agencies 
use a mix of tools in order to deal with different 
problems. As the arrow in Graph 1 shows, all 
the quality assurance tools are compatible with 
each other. 

At the same time, it can be observed a cer-
tain sequence in the introduction of various 
quality assurance tools in most organisations. 
When getting started on service quality, public 
agencies are often concerned to show that qua-
lity management is ‘objective’ in its methods. 
In particular, engineers tend to be very fond of 
the ISO 9001 approach, which seems to be the 
ideal tool for making quality water-tight and sa-
ving it from accusations of being ‘subjective’. 
As quality approaches evolve in public agenci-
es many public managers become comfortable 
with inviting their staff to debate the ‘soft’ issues 
in quality, as well as the ‘hard’ process issues, 
e.g. by using self-assessment tools such as the 
Common Assessment Framework (CAF) (go 
to ‘Projects’ at www.eipa.nl) or the EFQM mo-
del (www.efqm.org). Self-assessments are very 
valuable in winning ownership for quality impro-
vement from staff but outside the organisations 
they have little credibility. This is where service 

charters come in because service charters are 
addressed at external stakeholders and give 
staff a clear picture of what kind of service stan-
dards customers expect. 

However, the sequence outlined in Graph 1, 
although it is found in many public agencies, does 
not mean that a particular agency must introdu-
ce quality assurance tools in this specific order. 
The chart is simply to help to see more clearly 
how various quality tools relate to each other and 
where service charters have their place.

Apart from connecting the service charter 
with other tools, it is important to notice the be-
nefits that the charter may bring to the organisa-
tion as the Box 3 outlines. 

Box 3: Benefits of service charters

m elp publi  agen ies to anage t e e pe tations o  servi e 
users

m rovide a ra ework or onsultations wit  servi e users
m En ourage publi  agen ies to easure and assess 

per or an e
m ake publi  agen ies ore transparent b  telling t e publi  

about t e standards t e  an e pe t  and ow agen ies 
ave per or ed against t ose standards

m us  publi  agen ies to i prove per or an e w ere 
pro ised standards ave not been a ieved

m n rease satis a tion o  servi e users

Charters provide a good framework to bring 
about a cultural change towards better customer 
orientation. At the same time, service charters 
will encourage the agency to assess and monitor 
performance. A service charter without a perfor-
mance measurement system will always remain 
a paper tiger. The development of a performance 
measurement system will not only help the orga-
nisation to set meaningful service standards but 
also give managers hard evidence when self-
assessments are carried out with tools such as 
the CAF or EFQM. And most importantly, they 
will help managers to understand whether stra-
tegic objectives are being met.

Furthermore, service charters make agen-
cies more transparent by communicating stan-
dards – and performance against them – to the 
public. Even though we all like to pay lip-service 
to transparency, public managers and politicians 
often perceive transparency as a threat. Yet, 
when service users are informed about their en-
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titlements and they know what they need to bring 
to receive a specific service, this actually redu-
ces work for the agency. Of course, the agency 
may be reluctant to publish some performance 
information – in particular, when standards have 
not been achieved. However, public exposure 
will reinforce the need to act upon under-perfor-
mance and to deal with issues which would not 
be tackled otherwise.

Most importantly, effective use of charters 
will help the agency to increase user satisfac-
tion, even when user expectations are rising – 
which implies that the standards have to rise, 
too. The important thing is to identify together 
with stakeholders ‚what is important and possi-
ble at a particular time and place‘ (Gaster and 
Squires, 2003, p. 89) but to be conscious that 
this will change over time. This is the only way 
to improve.

Clearly, these benefits do not come about by 
sticking a piece of paper on the office wall which 
has been drafted by a consultant or some tech-
nical quality expert. The process of developing 
the charter is as important as the contents of the 
document itself.

At the same time, service charters are only a 
quality assurance tool and the tool itself should 
not become the objective of the service. This is 
evident, for example, when organisations focus 
on ‘implementing charters’. Service charters 
are only valuable if they are used to bring about 
quality improvements – it is not enough simply 
to implement them. Otherwise, the agency could 
well focus mainly on applying service charters, 
however inappropriate, rather than on making 
sure that it achieves results which matter to its 
customers.

If service charters are to improve the custo-
mer orientation of a particular agency, certain 
conditions have to be met. If these conditions 
do not exist at the start of a service charter initi-
ative, the project is likely to come to a halt when 
the charter has been drafted, without producing 
any visible results.

Box 4: Conditions for introducing service charters

General conditions that have to be in place
m o it ent o  t e dire tor o  t e servi e overed 

b  t e arter  e or s e as to support t e initia
tive and be willing to i ple ent servi e i prove
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responsible or delivering t e standards set out in 
t e arters

m ea working b  sta  e bers responsible or t e 
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peci  c conditions applying to service charters
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In particular, it is important to emphasize that 
the introduction of charters cannot be run as a 
‘one-man’ or ‘one-woman’ show but requires the 
engagement of a team with staff members from 
different units and hierarchical levels in the or-
ganisation.

The process of drafting a charter
There is no one best method or a unique way 
of producing a charter in order to improve the 
delivery of services to customers. However, 
some tips and elements could be of use. The-
se elements have been gathered from diffe-
rent sources: official documents, assessment 
of organisations, interviews and seminars with 
practitioners who are using service charters for 
service improvement. The elements of highest 
relevance are highlighted in Box 5. 

Box 5: Elements to take into account when draf-
ting a service charter

The elements of the box will be briefly examined 
in turns. If a service charter is to bring about 
quality improvements, it needs to be embedded 
in a more general quality management system. 
The introduction of a quality assurance tool is no 
replacement for a quality management system. 

e  nition o  ualit  o  t e organisation.
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If the organisation already has a clearly defined 
vision of quality, a sound set of strategic objec-
tives and a well-developed performance mea-
surement system, the unit drafting the chapter 
only has to work on the specific aspects of the 
charter and the basics of management are not 
needed. Otherwise it is strongly recommend 
that the agency should design a quality manage-
ment system first, before any unit starts drafting 
a charter. 

If the organisation has a definition of quality, 
the goals of the different units will be aligned with 
this definition and everyone in the organisation 
will speak the same language. The definition of 
quality might consist of conformance to speci-
fication, fitness for purpose or use, meeting or 
exceeding customer expectations and the like. 
Any book on quality management (Crosby 1979; 
Juran 1988 or Zeithmal, Parasuraman and  
Berry (1990) will be helpful in the task of iden-
tifying the different definitions of quality. Never-
theless, most quality definitions tend to progress 
towards customer orientation as advocated by 
Zeithmal, Parasuraman and Berry.

Each quality tool is more adequate for a spe-
cific definition of quality. For example, ISO ap-
proaches are particularly relevant for assuring 
processes and suggesting process improve-
ments, which means that they often fit well with 
a definition of quality which focuses on ‘confor-
mance to specification’. The EFQM and CAF 
approaches are most powerful for assuring the 
‘enablers’ of an organisation, which means that 
they usually fit well with a definition of quality 
which focuses on ‘fitness for purpose’. Service 
charters are more adequate for definitions which 
focus on ‘meeting or exceeding customer ex-
pectations’.

A second step would be to make the organi-
sation work towards realising this vision of qua-
lity. Typically, it is helpful to define a hierarchy 
of objectives at this stage. This means establi-
shing a visual hierarchy of ends-means-relati-
onships. The hierarchy (in a shape of a ‘tree’) 
should match the agreed definition of quality. If 
the agreed definition of quality is to satisfy the 

customers of the service, the hierarchy of objec-
tives should reflect this.

The objectives in the ‘tree’ are general aspira-
tions. In order to know whether the organisation 
has achieved the objectives, performance indi-
cators and targets are needed. A performance 
indicator explains how to measure the achie-
vement of an objective. A performance target 
specifies a quantified level of a performance in-
dicator to be achieved within a specified period 
of time. These performance targets always refer 
to objectives (the ones identified in the ‘tree’).

In seminars, practitioners always say that 
maybe targets should not be defined as legisla-
tion always provide standards. It is correct that 
legal norms often define minimum standards for 
public services. However, the organisation may 
choose to go beyond the minimum standard or 
define targets for less-regulated services in or-
der to drive service improvements. Legal stan-
dards can therefore sometimes be viewed as 
the lowest acceptable standards.

Of course, the challenge in practice is to de-
cide at what level to set a target. Ideally, targets 
should be ambitious, i.e. push the organisation 
to improve but still be realistic. Ideally, targets 
are set by comparison, usually either between 
time periods or across organisations. So when 
there is a baseline in the organisation for a spe-
cific year, targets should be increased for next 
year. But for some objectives in which no base-
line exists, managers can experiment and set a 
provisional target which may be corrected up-
wards or downwards when the performance in-
formation has been collected.

The mapping of stakeholders is a relevant 
stage in the process in order to find out for which 
customers the charter is designed and to what 
extent different diversities (gender, age, ethnici-
ty, language and others) are going to be consi-
dered when drafting the charter.

Actually, many public officials are unclear 
who their customers are. Furthermore, custo-
mers are not the only important group to the 
organisation. Many organisational objectives 
cannot be achieved without the co-operation of 
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other public agencies. All of these individuals 
and groups are referred to as stakeholders. The 
concept of stakeholders originally just included 
people who have a stake (or share) in a parti-
cular issue, service or organisation. This stake 
essentially means that they are affected in some 
way by the actions of the organisation. However, 
the concept of stakeholders is nowadays usual-
ly widened to cover also people whose actions 
affect the organisation concerned. Stakeholders 
can be groups of people, organisations, or indi-
viduals.

Customers of a service are considered a 
group of stakeholders, as they have an interest 
in how the service is delivered. However, in-
terests may differ depending on age, gender, 
ethnicity and the like. This means customers 
have to be segmented into different groups. This 
segmentation might be used for different purpo-
ses: consultation, distribution of performance in-
formation, communication with them, design of 
standards and the like. Mapping exercises imply 
to examine what is the amount of interest stake-
holders have in an issue and how important is a 
particular stakeholder to the organisation. High 
interest and high relevance of the stakeholder 
could be highly considered when drafting the 
service charter.

Finally, the organisation should use its radar 
in order to gather information relevant for the ser-
vice in which the charter is implemented. These 
radar tools are basically: consultation mecha-
nisms with users and staff of the organisation 
and a system devised to manage complaints. 
Users’ consultation helps to shape and prioriti-
se the services which are relevant to users at 
the same time that staff consultation might aid 
in understanding how hard or difficult it is for the 
organisation to achieve certain standards. Be-
sides, through the staff consultation process, 
the charter can be owned by the staff, which is 
highly recommended if they are involved in deli-
vering the promises of the organisation.
More specifically, consultation with service users 
on the draft service charter will help the organi-
sation in several ways: 

■ to judge quality from the perspective of ser-
vice users

■ to check whether the language of the charter 
is user-friendly

■ to set relevant targets for the users and not 
just targets which are easy to achieve by the 
agency

■ to design new services ment to service users 
and improve their quality of life

Before a decision to publish a charter is taken, 
the managers should check whether the com-
plaints system of the organisation works proper-
ly. It may well be the case that the number of 
complaints increases after the publication of the 
service charter. However, this does not neces-
sarily indicate that the service concerned does 
not live up to the standards promised – the very 
existence of a service charter may give service 
users the feeling that they are taken seriously 
and being listened to, encouraging them to com-
plain when previously they would have assumed 
it was not worth the effort. 

In many public agencies, the service charter 
initiative is considered to be completed after the 
launch of the charter. However, just because 
the service users are now better informed about 
what to expect from the agency does not auto-
matically improve the services provided. And if 
the service users get the picture that the agen-
cy does not live up to its standards, and does 
nothing about it, cynicism among service users 
and staff will only increase. 

Therefore, it is important that the service 
charter project team continues to meet after the 
launch of the charter and monitors service and 
quality standards on a regular basis. In order to 
make informed judgements how well the agency 
is doing the managers of the organisation should 
draw information from several sources. Ideal-
ly, both objective and subjective performance 
information should be used. This information 
will highlight and quantify the weaknesses and 
strengths of the organisation as regards to the 
services provided within the confines of the 
charter. This analysis should give way to an im-
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provement plan. 
An improvement plan (see Gaster and 

Squires 2003) specifies how to implement im-
provements for priority services after analyzing 
strengths and weaknesses in the way in which 
the agency has implemented the service char-
ter. The diagnosis should be based on several 
sources of information:
■ A self-assessment carried out by the service 

improvement team 
■ A user survey which should be carried out 

once a year 
■ Complaints and suggestions received by ser-

vice users
■ Consultation with a standing user panels, fo-

cus groups etc.

The improvements might well end up being re-
flected in the charter. It is important, in any case, 
that customers see their views reflected on how 
improvements should be done. Otherwise, they 
will think that the consultation process has gone 
into the bureaucratic black box.
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Qualitätsstandards im Bürgerservice der Bezirkshauptmann-
schaft Innsbruck

Dr. Herbert Hauser
Bezirkshauptmann des Bezirkes Innsbruck-Land

Ausgangslage
Die Bezirkshauptmannschaft Innsbruck als Ver-
waltungsbehörde des Landes Tirol betreut den 
Bezirk Innsbruck-Land mit ca. 161.000 Einwoh-
nerInnen und 65 Gemeinden. 198 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter stehen für die Abwicklung 
der Verwaltungsgeschäfte in 12 Referaten zur 
Verfügung.

Pro Tag gibt es ca. 230 Mal einen persön-
lichen Kundenkontakt zur Bezirkshauptmann-
schaft. Allein im Bürgerservice erfolgten im Jahr 
2006 bereits 19.818 Kontakte. Am Telefon zäh-
len wir täglich im Schnitt ca. 260 KundInnen. 
Durch diese vielen Kundenbeziehungen versu-
chen wir Maßnahmen der Verwaltungsmoderni-
sierung einzuführen und auch zu leben. 

Vor allem ist eine Bürgerservicestelle mit 
einem fixierten Produktkatalog eingerichtet wor-
den, und zwar nach dem Prinzip des one-stop-
shops. Das Telefonische Bürgerservice wird mit 
Unterstützung durch eine Wissendatenbank ab-
gewickelt.

Mit der mobilen Bezirkshauptmannschaft 
werden auf Messen und in größeren Betrieben 
Serviceleistungen mobil angeboten. Parallel zum 
Bürgeranliegen-Management wurden der „Ihre 
Meinung bitte“ Briefkasten ins Leben gerufen. 

Auf der Homepage wird aktiv für Bürgeranlie-
gen in den einzelnen Referaten geworben. Das 
Angebot an Formularen über Internet wurde 
verbessert.

Der Bürgerakt Internet für eine Abfrage eines 
Verfahrensstandes rund um die Uhr wurde ein-

geführt und der Drive-in-Postkasten angeboten, 
um AutofahrerInnen die Möglichkeit zu geben, 
die Post einzuwerfen, ohne dass sie ihre Autos 
gebührenpflichtig parken müssen.

Speziell für Gäste des Innsbrucker Flugha-
fens werden Reisepässe rund um die Uhr aus-
gestellt.

Die Bürgerservicestelle
Im Rahmen dieses Vortrages werden nicht die 
Qualitätsstandards der Tiroler Landesverwal-
tung oder die der anderen Bezirkshauptmann-
schaften dargestellt, von denen es noch sehr 
viele gibt, sondern lediglich jene Qualitätsstan-
dards, die aus dem eigenen Verwaltungsbetrieb 
entwickelt worden sind.

Vor der Entwicklung dieser Standards hat 
sich die Frage gestellt: Was bedeutet eigent-
lich das Bürgerservice für unsere Bezirkshaupt-
mannschaft?

Bürgerservice bedeutet:
Organisatorische Verbesserungen:
Dazu gehören Verfahrensvereinfachungen, Ser-
viceoptimierungen in den Verfahren, die Schu-
lung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 
die flexiblen Arbeits- und Öffnungszeiten.

Information und Kommunikation:
Aktives Bürgeranliegen-Management, telefo-
nisches Bürgerservice und Angebote auf der 
Homepage im Internet.
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Leistungsstandards:
Qualitätsmanagement und Leistungsberichte im 
Zuge der Kosten-/Leistungsrechnung,
Einbeziehung in Entscheidungen und Pla-
nungen, Kundenbefragungen und Feedback-
möglichkeiten.

Was sollte der Zweck von Qualitätsstandards 
sein:
Den Bürgerinnen und Bürgern sollten die Wege 
erleichtert oder ganz abgenommen werden. 
90 % aller BürgerInnen sollten nur einmal die 
Behörde aufsuchen müssen, um ihr Anliegen 
befriedigen zu können. Ca. 70 % der nachge-
fragten Leistungen sollten an einer Stelle ab-
schließend erledigt werden.

Es sollte zudem die Wirtschaftlichkeit der 
Leistung verbessert werden. Die Aufgaben- und 
Prozessoptimierung in der Bürgerservicestelle 
sollten sich auch rechnen, und zwar durch Per-
sonalvergleich, Kostenvergleich, bei der Auf-
gabenkritik und aufgrund der Minimierung von 
Beschwerden.

Die Ergebnisqualität sollte jedenfalls gleich 
bleiben und die Rechtmäßigkeit nicht unter der 
Effizienz leiden. Die Kunden- und Mitarbeiterzu-
friedenheit sollte erhöht werden.
Die Verwaltung muss leicht zugänglich und er-
reichbar sein und es sollte eine spürbare Ver-
besserung der Zufriedenheit aller Systempart-
ner erkennbar werden.

Welche Umstände bereiteten den Weg zur 
Bürgerservicestelle
Nicht unmaßgeblich war der Modernisierungs-
druck in der öffentlichen Verwaltung nach dem 
Motto „Wer nicht mit der Zeit geht, geht mit der 
Zeit“.

Spürbar war auch die Aufgabenreform in 
Richtung Aufgabenverlagerungen auf die Be-
zirkshauptmannschaften, speziell im Bereich 
der mittelbaren Bundesverwaltung.
Die Bezirkshauptmannschaft sollte Ansprech-
partner für die Bevölkerung ohne große Hemm-
nisse sein.

Die Veränderungsbereitschaft der Mitarbei-
terInnen durch die Signalwirkungen aus Politik 
und den Medien war spürbar.

Zudem wurde der Neu-, Zu- und Umbau un-
seres Amtsgebäudes als Chance für Verände-
rungen gesehen.

Genauso hat die Veränderung in manchen 
Arbeitsabläufen dazu geführt, Überlegungen an-
zustellen, wie die Prozesse im Ablauf optimiert 
werden sollten, wo sie angeboten werden und 
wie BürgerInnen diese Angebote wahrnehmen.
Die Aufbauorganisation der Bürgerservicestelle 
ist nach folgender Abbildung vorgesehen wor-
den.
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Frontoffice 
Die Arbeitsorganisation im Frontofficebereich 
entspricht dem Prinzip der „ganzheitlichen 
Sachbearbeitung“, d.h. jede SachbearbeiterIn 
bearbeitet die Aufgaben des Produktkatalogs im 
Bürgerservice abschließend. Die Aufgaben wer-
den an jedem Beratungsplatz erledigt.

Die MitarbeiterInnen haben damit die glei-
chen Aufgaben, Kompetenzen und Verantwort-
lichkeiten. Jeder Arbeitsplatz ist deckungsgleich 
eingerichtet und ausgestattet, inkl. Inkasso.

Backoffice
Von hieraus erfolgt die Nachbearbeitung von 
Anträgen oder von Aufgaben, die über den Post-
weg ankommen.
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Produktkatalog
Er besteht aus Leistungen im Bereich des Do-
kumentenwesens, wie zum Beispiel Führer-
scheine, Personalausweise, Reisepässe, Taxi-
ausweise, Übungsfahrten, L17-Berechtigungen, 
Schülertransporte.

Zulassungswesen, wie Wunschkennzeichen, 
Begutachtungsplaketten, Auskünfte.

Andere Materien, wie Jagd und Fischerei, 
kirchliche Angelegenheiten oder Tiertrans-
portbewilligungen als neues Element des Pro-
duktkatalogs.

Die Art der Leistungserbringung in der Bür-
gerservicestelle erfolgt nach den Prinzipien des 
Leitbildes der Tiroler Landesverwaltung.

Die Öffnungszeiten sind Montag bis Don-
nerstag von 07.30 bis 16.00 Uhr durchgehend 
und am Freitag von 07.30 bis 12.00 Uhr.

Die Wartezeiten sind im Sommer und Herbst 
mit maximal 15 Minuten begrenzt. Im Winter 
und Frühjahr gibt es keine Wartezeiten in der 
Bürgerservicestelle.

Das Telefonische Bürgerservice
Dieses ist ähnlich einer Infostelle eingerichtet. 
Hier können den BürgerInnen beim ersten Tele-
fonkontakt möglichst abschließende Auskünfte 
über die gesamten Aufgaben der Bezirkshaupt-
mannschaft erteilt werden.

Ziel ist es, dass 50 % der AnruferInnen be-
reits beim ersten Anruf zufrieden gestellt werden 
können.
Dadurch sollten auch die Referate im Hause von 
Telefonanrufen entlastet werden.

Das telefonische Bürgerservice ist daher kei-
ne reine Telefonvermittlung. Unterstützung bie-
tet bei der Auskunfterteilung die intern erstellte 
Wissensdatenbank. Diese ist als quasi Intranet-
plattform aufgebaut und wird von den Referaten 
„gefüttert“.

Vorteile des Telefonischen Bürgerservices 
für BürgerInnen und Wirtschaft
Die persönlichen Beratungsgespräche werden 
nicht mehr durch weitergeleitete Telefonate un-
terbrochen und können so konzentrierter geführt 
werden.

Die Erreichbarkeit der Bezirkshauptmann-
schaft und die garantierten Rückrufe sind eben-
falls große Vorteile.

Die erhöhte Erreichbarkeit für zum Beispiel 
Berufstätige durch das Callcenter durchgehend 
von 07.30 bis 16.30 Uhr ist ebenso ein Vorteil 
gegenüber der reinen Telefonvermittlung.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind 
durch die Rückrufmöglichkeit besser vorberei-
tet und beim Gespräch tragen die BürgerInnen 
keine Kosten aufgrund des Rückrufes aus der 
Bezirkshauptmannschaft.
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Mobile Bezirkshauptmannschaft
Die Bezirkshauptmannschaft Innsbruck ist auf-
grund einer internen Anregung nun bereits zum 
fünften Mal auf der Tiroler Frühjahrsmesse ver-
treten.

An sich kein Tummelfeld für Behörden,  
bietet dieser Auftritt jedoch eine gewisse Mög-
lichkeit für einen Imagegewinn und entspricht 
dem Slogan „Wir kommen Ihnen gerne einen 
Schritt entgegen“.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind hier 
ein Wochenende in einem abwechslungsreichen 
Berufsumfeld tätig und es sind bei der letzten 
Präsenz mehr als 300 Dokumente in Produktion 
gegeben worden.

Besonders durch die Auflösung der örtlichen 
Zuständigkeit kommen auch sehr viele Besu-
cher aus dem Innsbrucker Stadtbereich und aus 
den Gemeinden des Bundeslandes Tirol.

Desgleichen besuchen in kundenfrequenz-
ärmeren Zeiten unsere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter auf Anfrage mit dem so genannten 
Dokumentenservice Firmen, die mehr als 100 
Beschäftigte in Innsbruck und Umgebung ha-
ben.

Ihre-Meinung-bitte-Briefkasten
Dieser schlichte Briefkasten eröffnet Besuche-
rinnen und Besuchern der Bezirkshauptmann-
schaft die Möglichkeit einer Bürgerbeteiligung. 
Diese proaktive Form, BürgerInnen über ihre 
Meinung zum Erscheinungsbild und der Arbeits-
weise der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
der Bezirkshauptmannschaft zu fragen, ist eine 
Möglichkeit zu erfahren, welches Bild die Bür-
gerinnen und Bürger von unserer Arbeitsweise 
haben.

Diese Eingaben werden von einem kleinen 
Team nach einem bestimmten Zeitraum aufge-
arbeitet, ausgewertet und in einem Bürgeranlie-
gen-Managementsystem erfasst.
Weiters werden aus den Anregungen und Wahr-
nehmungen Verbesserungsschritte eingeleitet.

Reisepassservice rund um die Uhr
Mit der Stadt Innsbruck wurde vereinbart, dass 
für alle Gäste des Flughafens Innsbruck, spezi-
ell auch an den Wochenenden oder außerhalb 
der Betriebszeiten der Behörden, Reisepässe 
ausgestellt werden. 

Aus den Erfahrungen kommen vorwiegend 
Gäste zwischen Bregenz und Kufstein mit die-
sen Anliegen zu uns.

Als Qualitätsstandard ist festgelegt worden, 
dass der Produktionsbeginn eine halbe Stunde 
ab Anforderung des Reisedokumentes erfolgt.

Der Bürgerakt Internet
Vor allem in Zusammenhang mit der Erstellung 
des Pakts „Wirtschaft und Verwaltung“ in den 
90er-Jahren ist von der Seite der Wirtschafts-
treibenden immer wieder beklagt worden, dass 
Verfahren zulange dauern würden.

Um hier eine transparente Gestaltung des 
Verfahrensablaufes für den Wirtschaftstrei-
benden anzubieten, wurde auf unserer Dienst-
stelle der so genannte „Bürgerakt Internet“ ent-
wickelt.

Es geht dabei um die Möglichkeit, über die 
Homepage der Bezirkshauptmannschaft mit Be-
nutzerkennwort und Passwort in einen sicheren 
Bereich „einzudringen“ und den Stand des je-
weiligen Verfahrens abzurufen.

Einstiegsmaske
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Übersicht über die derzeit laufenden Verfahren 

Übersicht über die Details eines Verfahrens

Diese Möglichkeiten der Einsichtnahme rund um 
die Uhr gibt den BürgerInnen auch wirklich die 
Gewissheit, dass an ihren Verfahren gearbei-
tet wird und sie können auch chronologisch die 
Entwicklung ihres Verfahrens nachvollziehen.

Sie brauchen nicht zu „hoffen“, dass ihr Akt 
bearbeitet wird, sondern es steht ihnen die Kon-
trollmöglichkeit jederzeit via Internet zur Verfü-
gung
(Diese Applikation wird aufgrund einer EDV-
Umstellung modernisiert und steht im Laufe des 
Jahrs 2008 in neu konzipierter Form wieder zur 
Verfügung).

Das elektronische Bürgeranliegen-Ma-
nagement
Welche Führungskraft einer Gemeinde oder ei-
ner Bezirksverwaltungsbehörde fragt sich nicht: 
Läuft alles nach Wunsch? Höre ich frühzeitig 
von Beschwerden? Welche Bürgeranliegen gibt 
es, die ich nicht kenne?

Viele von ihnen sehen sicher Amtstafeln von 
Behörden, wo die Beschwerdestelle in der Chef-
etage angesiedelt ist. Hier stellt sich für mich die 
Frage: Gehen alle BürgerInnen, die sich be-
schwert fühlen, wirklich in die Führungsetage? 
Sind der Chef oder die Chefin dort permanent 
erreichbar?

Ist die Schwellenangst der BürgerIn, direkt 
mit der LeiterIn der Dienststelle in Kontakt zu 
treten, nicht etwa (zu) groß?

Diese Fragen haben mich veranlasst, fol-
gende weitere Überlegungen anzustellen:

Der Sammelakt „Beschwerden“ liefert zwar 
chronologisch darüber Beweis, wer sich be-
schwert fühlt. Meistens sind es eben nur Schrift-
stücke, die spät nach dem „misslungenen Er-
eignis“ einlangen. Was passiert dann mit der 
Beschwerde, wie erfolgt die Behandlung?

Hat man zum Schluss des Jahres etwa einen 
Überblick ? Kann man nur reagieren ? Sammelt 
man nur die klassischen Beschwerden oder 
auch Anregungen, Anliegen, Auskünfte, Lob?

Die Meinung war, wir sollten nicht nur reagie-
ren – vielleicht zu spät – sondern agieren, kon-
struktiv Bürgeranliegen bewerten und eine Platt-
form entwickeln, auf der professionell mit den 
Anliegen (Wünsche, Beschwerde, Anregungen) 
umgegangen werden kann.

Das elektronisch unterstützte Bürgeranlie-
gen-Management-Systems (eBMS)
Der Sinn war, die technischen Hilfsmittel zu nut-
zen und eine Plattform unter Zuhilfenahme des 
Einsatzes moderner EDV-Werkzeuge zu entwi-
ckeln. Weiters sollte die Organisationsstruktur 
der Bezirkshauptmannschaft, sie ist in 12 Refe-
rate gegliedert, berücksichtigt werden.

Es sollte die Möglichkeit geschaffen werden, 
Anbringen in vielseitiger Form zu ermöglichen 
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(Briefe, persönliche Anliegen, Telefon, Fax, 
Email, Internet, Ihre-Meinung-bitte-Briefkasten).
BürgerInnen sollen diese Plattform nutzen kön-
nen, aber auch die Betroffenen und Führungs-
kräfte müssen die Möglichkeit erhalten, direkt 
im Bürgeranliegen-Management-System zu ar-
beiten.

Gedacht war an die Nutzung des MS-Office 
als virtuellem Netzwerk. Ziel war es, eine Akti-
on zu setzen, nicht nur eine Reaktion und eine 
schnelle Antwort an die betroffenen BürgerInnen 
zu geben.

Die dezentrale Erfassung durch die Refe-
ratsleiterIn sollte geschaffen werden.

Für die Führungskräfte musste mehr Über-
blick gewonnen werden, als mit dem früheren 
Sammelakt „Beschwerden“.

Zudem sollte die BürgerIn unkompliziert zu 
einer Information gelangen und durch die pro-
fessionelle Aufarbeitung dieser Anliegen mehr 
Chance auf eine Verbesserung der Ablauf- und 
Aufbauorganisation ermöglicht werden.

Ziel war es auch, durch die Art der Aufarbei-
tung das Image der Verwaltung zu verbessern.

Umsetzung des elektronischen Bürgeran-
liegen-Management-Systems
Um die Kunden- und Mitarbeiterzufriedenheit zu 
steigern, ist im Mai 2006 ein Workshop mit KDZ-
Beratung erfolgt. Es wurde eine Softwarelösung 
angeboten, die diese Wünsche zur Umsetzung 
eines professionellen Bürgeranliegen-Manage-
ments gewährleisten sollten.

Die Vorteile des angebotenen Systems sind:
■ Die strukturierte Erfassung von Anliegen, 

Anregungen, Beschwerden in den Refera-
ten durch die Speicherung in einer gemein-
samen Datenbank.

■ Das Onlineformular zur aktiven Aufforderung 
an die Bürgerinnen und Bürger, ihre Anliegen 
mitzuteilen.

■ Die Unterstützung der internen Abläufe im 
Zuge der Beantwortung der Anfragen (Work-
flow).

■ Die interne Diskussion und Kommentierung 
der Bearbeitungsschritte.

■ Die Standardauswertungen sollen einen ra-
schen Überblick über die Bürgeranliegen er-
möglichen, womit gezielte Problembereiche 
identifiziert werden können.

■ Ein System, das an mehreren Standorten ge-
nutzt werden kann und das keine Installation 
auf den einzelnen Arbeitsplätzen benötigt.

■ Es sollte sichergestellt werden, dass die An-
liegen professionell bearbeitet werden, dass 
sie rasch bearbeitet werden und dass keine 
Anliegen verloren gehen.

■ Das KDZ hat die Systemvoraussetzungen 
des Landes Tirol geprüft und hat befunden, 
dass die Abwicklung sowohl auf Serverseite 
als auch von den Clients auf der EDV-unter-
stützten eBMS-Software möglich ist.

Zum Ablauf des elektronischen Bürgeran-
liegen-Managements
Darunter verstehen wir die Unterstützung bei 
der Erledigung, die Dokumentation und die Aus-
wertung der Anliegen.

Unterstützung bei der Erledigung
Die Anliegen langen in der Bezirkshauptmann-
schaft über ein Internetformular,

telefonisch, per Brief, per Email oder per Fax 
oder durch einen persönlichen Kundenkontakt 
ein. Danach wird die Art des Anliegens in das 
eBMS aufgenommen.

Es wird garantiert, dass alle Anliegen über 
eBMS abgewickelt werden können und damit 
auch dokumentiert sind. Es werden im Gegen-
satz zu früher die Anliegen nicht an einer zen-
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tralen Beschwerdestelle entgegengenommen, 
sondern eben dezentral von einem bestimmten 
Kreis an Berechtigten (Referats- und Subrefe-
ratsleiterInnen).

Die eingelangten und eingegebenen Anlie-
gen werden sofort im System verzeichnet und 
der eBMS-Manager per Email informiert, weiters 
zum Öffnen von eBMS aufgefordert.

Der eBMS-Manager wird im Feld „Kontext“ den 
inhaltlichen Bezug angeben (z.B. Ausweis, Ge-
werbe, Behördenleitung) und dem betroffenen 
Referat zuordnen, sowie den Typ des Anliegens 
definieren (Beschwerde, Anliegen, Lob, undefi-
niert, Auskunft).

Danach kann der eBMS-Manager entweder 
das Anliegen selbst erledigen (z.B. durch eine 
einfache Beantwortung einer Frage) oder das 
Anliegen bei Bedarf zur weiteren Bearbeitung 
einer bestimmten SachbearbeiterIn zuteilen.

Damit geht auch im Workflow die Zuständig-
keit zur Erledigung über und es wird die damit 
befasste SachbearbeiterIn mit der Abarbeitung 
belastet. Weitere MitarbeiterInnen können zum 
Mitlesen der Bearbeitung des Anliegens einge-
laden werden. 

Nach dem Erledigen des Anliegens hat die 
SachbearbeiterIn mit einer kurzen Antwort den 
Einbringer des Anliegens zu informieren.

Diese Erledigungsinformation wird in das 
eBMS eingegeben und kann in einem weiteren 
Schritt als Email versendet werden.
Dazu ist es möglich, durch Vermerke den Verlauf 
und die Nachvollziehbarkeit der Informationen 
intern zu dokumentieren. Ist die Erledigung ab-
geschlossen, sowie die Erledigungsinformation 
durch die SachbearbeiterIn erteilt, ist die Rich-
tigkeit der Erledigung zu bestätigen. Dabei ist 
auch die Erledigungskategorie (nicht erledigt, 
zufrieden stellend erledigt, Erledigung veran-
lasst bzw. undefiniert) zu bestimmen.

Die Information der EinbringerIn kann ent-
weder durch die SachbearbeiterIn selber durch-
geführt werden oder je nach organisationsinter-
ner Festlegung durch die ReferatsleiterIn oder 
eBMS-Manager.
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Ist diese Erledigung zur Information abge-
schickt und die Unterstützung des Ablaufes 
durch eBMS abgeschlossen, dient dieses Sy-
stem noch der Dokumentation und der Auswer-
tung der Bürgeranliegen.

Dies ist für die Führungskräfte von besonderer 
Bedeutung. Damit bekommt man einen raschen 
Überblick über die Art der Anliegen, die Erledi-
gung der Anliegen, die Erledigungsdauer und 
die zielgerichtete Problemerkennung und Pro-
blembehandlung.

Dokumentation der Anliegen
Es bleiben die Abläufe über Art der Bearbei-
tung und Erledigung gespeichert und auch die 
Deskriptoren (Kontext, Erledigungskategorie, 
Anliegentyp und Referat) der Anliegen gespei-
chert. In der Gesamtübersicht kann eingesehen 
werden, wer momentan für die Erledigung zu-
ständig ist. 

Für den Behördenleiter besteht weiters die 
Möglichkeit, alle Anliegen mit dem entspre-
chenden Status und zwar nach den Kategorien 
(neu, in Bearbeitung, erledigt, benachrichtigt) 
und der chronologischen Reihung einzusehen. 

Durch die Auswertung der Anliegen nach 
dem elektronischen Bürgermanagement Sy-
stem besteht die Möglichkeit, Anliegen nach 
Jahren darzustellen und nach folgenden Krite-
rien auszuwerten:

■ Anliegen pro Referat 
■ Anliegen nach Erledigungskategorie
■ Anliegen nach Kontext
■ Anliegen nach Typ

nlie en r  e erat

e erate nlie en r  
e erat

Be irks aupt ann Be . aupt
ann

Si er eit Si er eit
welts ut  welt

ewerbe ewerbe
Verke r Verke r

re denwesen re denwesen
rundverke r rundverke r
esund eit esund eit

tstierar t tstierar t
ugendwo l a rt ugend

Be irks orstinspektion Steina  
orst Steina

Be irks orstinspektion nnsbru k 
orst nnsbru k

B rgerservi e Buergerservi e
e einderevision e einderev.

nnerer ienst nnerer ienst
Bu altung Bu altung
S ula t S ula t
So ial il e So ial il e

Auch gibt es die Möglichkeit, die Daten zu ex-
portieren, um sie in anderen Anwendungen, wie 
z.B. Microsoft Excel, detaillierter auszuwerten.
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Ausblick zum elektronischen Bürgeranlie-
gen-Management-System
Die Auswertungen des eBMS sind für die Füh-
rungsebene eine große Unterstützung für das 
direkte und indirekte Beschwerdemanagement, 
da sie einen aktuellen Überblick über die einge-
reichten Bürgeranliegen ermöglichen.

Die Bürgerinnen und Bürger erhalten ne-
ben dem bisher schon möglichen persönlichen 
Kontakt einen zusätzlichen Onlinekanal durch 
das Webformular zur Eingabe von Bürgeran-
liegen. Die leichte Bedienbarkeit und Offenheit 
des eBMS ermöglicht eine kurze Projektlaufzeit 
beim Start.

Die Einführung des eBMS hat zwar in der 
Vorbereitungsphase zu Berührungsängsten we-
niger MitarbeiterInnen in den Referaten geführt. 
Nach einem Jahr Testlauf kann das eBMS als 
Erfolg bewertet werden.

Die erhobenen Beschwerden konnten in vie-
len Fällen zufrieden stellend gelöst werden.

Früher blieben sie eher im Raum stehen und 
waren negativ behaftet. Der Überblick ermöglicht 
auch Verbesserung in der Ablauforganisation, 

ebenso in der Aus- und Weiterbildungsplanung 
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und in der 
Unternehmungslenkung. Auch ist die Mitarbei-
terzufriedenheit entsprechend groß. 

Wenn man den enormen Impuls sieht, der 
von Lob ausgeht, dann ist das auch für die Mit-
arbeiterInnen eine große Motivation, gute Ver-
waltungsleistung zu bieten. 

Es darf nicht vergessen werden, dass nicht 
nur eine Beschwerde zweimal bei der betref-
fenden MitarbeiterIn landet – einmal von der 
KundIn und einmal von der Führungskraft – 
sondern auch das Lob wird zweimal gegeben, 
ebenfalls von der Kundschaft und von der Füh-
rungskraft. Jede Führungsperson, die etwas auf 
die MitarbeiterInnen hält, wird auch das Lob ent-
sprechend gut und gerne anbringen wollen.

Ziel ist es, die Kunden- und Mitarbeiterzufrie-
denheit zu fördern und im Ergebnis mehr Quali-
tät in die Arbeit der Verwaltung zu bringen.

Dr. Herbert Hauser, Bezirkshauptmann im Bezirk Innsbruck-Land ist Jurist 
und begann seine berufliche Laufbahn bei der Gendarmerie bevor er nach 
abgeschlossenem Studium der Rechtswissenschaften in das Amt der Tiroler 
Landesregierung wechselte. Von 1995 bis 1999 war er Bezirkshauptmann 
im Bezirk Imst.
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Ethische Standards in der Bundesverwaltung
Ein Bericht zum Status Quo und geplante Vorhaben 

SC Mag. Emmerich Bachmayer und Johanna Kleinfercher
Bundeskanzleramt, Sektion Öffentlicher Dienst und Verwaltungsreform

Korruptionsprävention in Österreich
Korruption – der Missbrauch öffentlicher Macht 
zum privaten Vorteil – ist kein neues Phänomen. 
Es gibt sie wohl schon seit es öffentliche Ämter 
gibt. Österreich ist auch in dieser Hinsicht freilich 
keine Insel der Seligen, zeichnet sich aber im 
Vergleich zu vielen anderen Staaten durch eine 
gut funktionierende und der Rechtsstaatlichkeit 
verpflichtete Verwaltung aus. Die Mitarbeite-
rInnen im öffentlichen Dienst, die sich mit ihrer 
Tätigkeit in einem hohen Ausmaß identifizieren, 
sind sich der Verpflichtung dem Gemeinwohl zu 
dienen, stärker bewusst als in vielen anderen 
Staaten. Die berühmten schwarzen Schafe gab 
und gibt es natürlich auch hierzulande. 

Betrachtet man die jüngere Geschichte so ist 
uns allen wohl der AKH Skandal noch in lebhafter 
Erinnerung. In diesem Zusammenhang wurden 
zu Beginn der 80er Jahre unter dem damaligen 
Bundeskanzler Kreisky mit der Neuordnung der 
internen Kontrolle in der Bundesverwaltung und 
der damit verbundenen Einrichtung der internen 
Revisionen in den Ressorts entsprechende Initi-
ativen zur Stärkung der Gesetzmäßigkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Verwal-
tung gesetzt.

Im Rückblick muss auch die Wiederverlaut-
barung des Unvereinbarkeitsgesetzes 1983 
erwähnt werden, welches unter anderem ein 
Berufsausübungsverbot und detaillierte Offenle-
gungspflichten für Regierungsmitglieder gesetz-
lich verankert hat. Auch das Leitbild für Bedien-
stete des Bundes aus dem Jahr 1999 stellt einen 

weiteren wichtigen Meilenstein dar. Das Leitbild 
betont zwar Werte wie Kundenorientierung oder 
verantwortungsvolle Ressourcenverwaltung – 
also Werte des New Public Managements – sehr 
stark, spricht aber auch für den Bereich der Kor-
ruptionsprävention relevante Fragen wie etwa 
das Spannungsverhältnis zwischen Auskunfts- 
und Verschwiegenheitspflicht oder auch der 
Transparenz der öffentlichen Verwaltung an. 

Mit der Einrichtung des Büros für interne An-
gelegenheiten im Bundesministerium für Inne-
res 2001 und eines Antikorruptionsbeauftragen 
sowie eines Büros für interne Angelegenheiten 
im Bundesministerium für Finanzen im Jahr 
2003 wurden neue, auf Korruptionsprävention 
und –bekämpfung spezialisierte, Organisations-
einheiten geschaffen. 

Die übliche Antwort auf die Rundfragen etwa 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (OECD) waren lange 
Zeit Hinweise auf ausreichende Rechtsbestän-
de im Dienstrecht und im Strafrecht. Mit der ge-
lebten Wirklichkeit der Korruptionsfreiheit und 
des ethischen Handelns der Verwaltungsorgane 
setzt sich die Bundesverwaltung – ebenso wie 
manche Magistrats- und Landesverwaltung – 
erst etwa seit Beginn unseres Jahrtausends in 
strukturierter und organisierter Form auseinan-
der. So hat die Wiener Stadtverwaltung mit ih-
rem 2002 gestarteten Antikorruptions- Projekt 
den Startschuss für die Ausarbeitung einer um-
fassenden und vorbildlichen Präventionsstrate-
gie für die Gemeinde Wien gegeben.
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Der Wandel und seine Folgen
Das Paradigma des New Public Management 
hat zweifellos dazu beigetragen, die Verwaltung 
effizienter, wirtschaftlicher und effektiver zu ma-
chen. Die zunehmende Öffnung nach außen, 
die verstärkte Implementierung des Dienstlei-
stungsgedankens und Kundenservices, die um-
fassende Nutzung der modernen Kommunika-
tionstechnologien, die Frage nach Output und 
Outcome haben die öffentlichen Verwaltung in 
den letzten Jahren nachhaltig zum Positiven 
verändert. Die Verwaltung wird aber auch vor 
große Aufgaben gestellt. Sie muss heute einen 
ständig wachsenden Aufgabenumfang bewäl-
tigen und dem gestiegenen Anspruchsniveau 
der BürgerInnen entsprechen. Gleichzeitig wird 
aber auch erwartet, dass die Verwaltung einen 
namhaften Beitrag zu den geforderten Ausga-
benkürzungen leistet, etwa um die gewünschten 
Steuersenkungen endlich Wirklichkeit werden 
zu lassen. Qualität und Effizienz der Leistungen 
bei sinkenden Ressourcen nicht nur zu halten, 
sondern zu steigern, ist eine Herausforderung, 
an der schon mancher Unternehmensvorstand 
gescheitert ist. Dabei darf nicht vergessen wer-
den, dass die Verwaltung neben den neuen Er-
fordernissen der Effizienz und Wirtschaftlichkeit 
natürlich auch weiterhin uneingeschränkt den 
Erfordernissen des Legalitätsprinzips und der 
Rechtskontrolle entsprechen muss1.

Die Gefahren
Diese zunehmende Ökonomisierung des Staats-
handelns kann zu Spannungen zwischen den 
tradierten rechtsstaatlichen Grundstrukturen 
und den neuen Organisationsdesigns und Hand-
lungskonzepten führen.2 Bei der Anwendung der 
neuen Handlungskonzepte und Designs besteht 
die große Gefahr darin, „Kundenfreundlichkeit“ 
mit „Freunderlwirtschaft“ zu verwechseln und zu 
glauben, „Kontrolle“ könne durch „Controlling“ 
gänzlich ersetzt werden. Die Beschneidung 
oder Abschaffung von Kontrollmechanismen 
zugunsten beschleunigter Prozesse oder pri-

vatwirtschaftlicher Strukturen kann sich für den 
Staat als Bumerang erweisen.

Auch die Lehre vom „Public Management“ 
hat dies zu Recht erkannt und ihre Theorien da-
hingehend ergänzt, dass die Entscheidungspro-
zesse im öffentlichen Dienst nicht auf „die drei 
Es“ (economics, efficiency und effectivity) ver-
engt werden können, sondern um ethische Stan-
dards und normative Leitlinien für das Handeln 
öffentlich Bediensteter ergänzt werden müssen. 
Public Sector Ethics und sog. Codes of Con-
duct sind daher heute „State of the Art“ in vielen 
Staaten.

Ethische Standards und Verhaltensko-
dizes als neues Qualitätsmerkmal der 
Verwaltung
Das UN Global Forum on Reinventing Govern-
ment hat die Notwendigkeit von Ethischen Stan-
dards in der „Vienna Declaration on Building 
Trust in Government” 2007 folgendermaßen 
begründet:
„Regierungen und die öffentliche Verwaltung 
müssen vertrauensbildende Maßnahmen set-
zen, damit die Erwartungen der Bürgerinnen 
und Bürger in den Staat im Zeitalter der Globali-
sierung gerechtfertigt werden.“ 

Mehrere internationale Beispiele zeigen, wie 
von einem generellen Wertegerüst des öffent-
lichen Dienstes Handlungsanleitungen für die 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen abgeleitet wer-
den können, die nicht nur der Korruptionsprä-
vention, sondern auch der Stärkung der Identität 
des öffentlichen Dienstes und der Identifizierung 
mit diesem dienen können.

Großbritannien
Bereits 1995 legte in Großbritannien das Com-
mittee on Standards in Public Life für die Mit-
glieder des Parlaments, die MinisterInnen und 
alle öffentlich Bediensteten sieben Leitprinzipien 
für ihr Handeln fest: 

1 siehe dazu Klaus Hartmann, Wirtschaftlichkeit versus 
Rechtsstaat – ein Gegensatz in der staatlichen Verwal-
tung? in: Verwaltung im Umbruch – Gesammelte Vorträ-
ge, NWV (2007)

2 siehe Wolfgang Lorig, Good Governance und Public 
Service Ethics in: Politik und Zeitgeschichte (B18/2004), 
Bundeszentrale für politische Bildung



109

■ Uneigennützigkeit (selflessness)
■ persönliche Integrität (integrity)
■ Objektivität (objectivity)
■ Verantwortlichkeit (accountability)
■ Offenheit (openness)
■ Aufrichtigkeit (honesty)
■ Führung (leadership)

Kanada: „Values and Ethics – Code for the  
Public Service“

Australien: „Values in the Australian Public  
Service“

Neuseeland: „New Zealand Public Service – 
Code of Conduct“

USA: „Standards of Ethical Conduct for the  
Employees of the Executive Branch“

Deutschland: “Richtlinie der Bundesregierung 
zur Korruptionsprävention in der Bundesverwal-
tung“

Verhaltenskodizes sind natürlich kein Allheilmit-
tel, sie dienen als sog. „soft law“-Maßnahmen 
vielmehr der Sensibilisierung der Bediensteten. 
Sie sollen Richtlinien und Handlungsanleitungen 
zur Bewältigung von Interessenskonflikten in 
korruptionsgefährdenden Situationen geben.3

Österreich im internationalen Vergleich
Österreich nimmt in den einschlägigen, inter-
nationalen Rankings zur Messung der Kor-
ruptionsanfälligkeit zwar eine traditionell gute 
Position ein, dennoch besteht durchaus noch 
Verbesserungspotential. Das wohl bekannteste 
diesbezügliche Messbarometer ist der Cor-
ruption Perceptions Index (CPI) von Transpar-
ency International, einer nach Eigendefinition 
gemeinnützigen, parteipolitisch unabhängigen 
Bewegung von gleichgesinnten Menschen aus 
aller Welt, die sich dem globalen Kampf gegen 

die Korruption verschrieben haben. Bei diesem 
Index handelt es sich um einen Wahrnehmungs-
index.

Im Jahr 2007 nimmt Österreich unter den 
europäischen Mitgliedstaaten den 10. und im 
Ranking aller gelisteten 180 Staaten weltweit 
den 15. Rang ein. Die Bandbreite des Index 
(CPI Score) reicht von 0 („highly corrupt“) bis 10 
(„highly clean“).
Seit 2005 ist Transparency International auch in 
Österreich mit einem Austrian Chapter vertre-
ten.
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Neue Impulse durch internationale Ab-
kommen
Im Rahmen der UNO wurde ein Übereinkommen 
gegen Korruption abgeschlossen, welches Ver-
haltenskodizes für Amtsträger explizit umfasst. 
Dieses Übereinkommen hat der österreichische 
Nationalrat 2006 als Staatsvertrag genehmigt 

3 Mehr dazu in: Codes of Conduct – Ein internationaler 
Vergleich, KDZ, Zentrum für Verwaltungsforschung 
(2007)
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und es ist nun durch nationales Recht umzuset-
zen. Artikel 8 Abs. 2 des Übereinkommens legt 
fest, dass jeder Vertragsstaat bestrebt ist, inner-
halb seiner eigenen Institutionen und in seiner 
Rechtsordnung Verhaltenskodizes oder Verhal-
tensnormen für die korrekte, den Begriffen der 
guten Sitte entsprechende und ordnungsge-
mäße Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben an-
zuwenden. Dabei gilt es 
■ die Integrität, Ehrlichkeit und Verantwortlich-

keit in den Reihen der AmtsträgerInnen zu 
fördern.

■ Des Weiteren haben AmtsträgerInnen Erklä-
rungen abzugeben über Nebentätigkeiten, 
Beschäftigungsverhältnisse, Kapitalanlagen, 
Vermögenswerte und erhebliche Geschenke 
oder Vergünstigungen, die in Bezug auf ihre 
Aufgaben als AmtsträgerInnen zu einem In-
teressenkonflikt führen können. 

■ Außerdem sind Regelungen vorzusehen, die 
es AmtsträgerInnen erleichtern, den zustän-
digen Behörden Korruptionshandlungen zu 
melden.

Diese Verpflichtung aus dem UNO Abkommen 
hat die Bundesregierung in ihr Programm für die 
XXIII Gesetzgebungsperiode aufgenommen:
„Die neue österreichische Bundesregierung be-
absichtigt im Zuge der Bemühungen um eine 
Reform der staatlichen Verwaltung Maßnahmen 
zu ergreifen, die einem Entstehen von Korrupti-
on entgegenwirken. In diesem Zusammenhang 
wird ein Code of conduct ressortübergreifend 
und in Abstimmung mit den anderen Gebiets-
körperschaften erarbeitet.“

Der geplante Verhaltenskodex für den 
öffentlichen Dienst
Um dem gebietskörperschaftsübergreifenden 
Charakter des Regierungsauftrags gerecht zu 
werden, wurde von der Bundesministerin für 
Frauen, Medien und Öffentlichen Dienst, Doris 
Bures, eine Arbeitsgruppe eingerichtet. In ihr sind 

ExpertInnen der Bundesministerien, der Länder, 
der Städte und Gemeinden sowie der Gewerk-
schaft öffentlicher Dienst und der Gewerkschaft 
der Gemeindebediensteten vertreten. Durch die-
sen speziellen Erarbeitungsprozess sollen nicht 
nur die vielschichtigen Erfahrungen aus den 
angesprochenen österreichweiten Initiativen ge-
bündelt und effektiv genutzt, sondern auch die 
umfassende Akzeptanz des Verhaltenskodex 
auf allen Ebenen und in allen Bereichen der öf-
fentlichen Verwaltung sicher gestellt werden. 

Die Arbeitsgruppe hat sich am 19. Sep-
tember 2007 konstituiert und die Struktur des 
Verhaltenskodex sowie den weiteren Fahrplan 
festgelegt. Der Verhaltenskodex soll in erster Li-
nie – auf der Basis des derzeit geltenden etwa 
durch das Beamten-Dienstrechtsgesetz und das 
Strafgesetzbuch vorgegebenen gesetzlichen 
Rahmens –klar und leicht verständlich erläutern, 
was als erwünschtes und was als pflichtwidriges 
Verhalten zu betrachten ist. Er soll Mitarbeiter-
nInnen wie Vorgesetzten Handlungsanleitungen 
geben, wie sie in problematischen Situationen 
vorgehen sollten, alle Bediensteten ansprechen 
und auf die Spezifika der einzelnen Berufsgrup-
pen eingehen. In ihrer zweiten Sitzung Ende 
November 2007 hat sich die Arbeitsgruppe mit 
den zentralen Werten, die dem Kodex zugrun-
de liegen, und mit den wichtigsten Verhaltens-
regeln betreffend das Verbot der Geschenkan-
nahme (Stichwort Essenseinladungen, Events 
und Sponsoring), die Unzulässigkeit bestimmter 
Nebenbeschäftigungen, das Verhalten bei Be-
fangenheit und die Verschwiegenheitspflicht 
auseinander gesetzt. Außerdem werden Fragen 
der Verantwortung, welche die Führungskräf-
te aber auch die Organisation der öffentlichen 
Verwaltung als Ganzes im Bereich der Korrup-
tionsprävention treffen, eingehend behandelt. In 
weiterer Folge stehen auch die neuen Heraus-
forderungen im Bereich der Korruptionspräven-
tion, welchen sich die öffentliche Verwaltung in 
jüngster Zeit immer wieder zu stellen hat, auf 
der Tagesordnung. 
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Spezielle neue Problemstellungen
In der Arbeitsgruppe werden auf Grund der zahl-
reichen Ausgliederungen der vergangenen Jah-
re auch die entsprechenden Aufsichtspflichten 
der Organe des Bundes über ausgegliederte 
Rechtsträger behandelt. Der richtige Umgang 
mit Interventionen in der Verwaltung durch Lob-
byisten oder durch die politische Ebene soll 
ebenso bearbeitet werden wie der Umgang mit 
dem Phänomen des sogenannten Post-Public 
Employment, also den potentiellen, sich bei 
einem Wechsel eines Bediensteten in die Pri-
vatwirtschaft ergebenden Interessenskonflikten.

Der Verhaltenskodex wird in Form eines 
Handbuchs beziehungsweise eines Leitfadens 
im Juni 2008 fertig gestellt und nach Abnahme 
durch die Bundesregierung der breiten Öffent-
lichkeit vorgestellt. Die wirklich große Herausfor-
derung wartet freilich erst am Ende des Projekts: 
Durch eine entsprechende Umsetzungsstrategie 
muss der Verhaltenskodex dann, etwa im Rah-
men der dienstlichen Ausbildung oder auch durch 
gezielte Öffentlichkeitsarbeit, in die Arbeitswelt 
getragen und mit Leben erfüllt werden. 

Fazit
Korruption betrifft die Verwaltung, die private 
Wirtschaft und die ganze Gesellschaft gleicher-
maßen. Von Cicero stammt der Satz: „Keine 
Festung ist so stark, dass Geld sie nicht ein-
nehmen kann.“ Vielleicht ist das sogar eine re-
alistische Einschätzung menschlicher Schwä-
chen. Ich bin ganz bei Fritz Rudolf Körper, dem 
ehemaligen parlamentarischen Staatssekretär 
beim deutschen Bundesminister für Inneres, 
der meinte, dass wir die Aussage Ciceros nur 
dann widerlegen können, wenn wir nicht erst die 
Festung, sondern schon die kleinen Wachtürme 
öffentlicher Ämter davor schützen, mit Geld und 
Vorteilsgewährung erobert zu werden.

Mag. Emmerich Bachmayer leitet seit 1992 die Sektion „Öffentlicher Dienst 
und Verwaltungsreform“ im Bundeskanzleramt. Begonnen hat er seine Kar-
riere im Bundesdienst als Referent im Wissenschaftsministerium. Später war 
er Personalchef in der Österreichischen Postsparkasse. Sektionschef Bach-
mayer ist Vertreter des Bundes bzw. des Bundeskanzleramtes in verschie-
denen Ein richtungen, wie etwa der Salzburg.Management.GmbH – University 
of Salzburg Business School oder des European Institute of Public Administra-
tion (EIPA); weiters ist er Gründungsmitglied und Präsident des Vereins „Füh-
rungsforums Innovative Verwaltung – FIV“ und Verfasser vieler Beiträge zu den  
Themenbereichen Personalmanagement und Verwaltungsmodernisierung.

Johanna Kleinfercher ist Assistentin des Leiters der Sektion III im Bundes-
kanzleramt. Vor ihrem Eintritt in den Bundesdienst im Jahr 2000 war sie in 
den Bereichen Recht, Marketing und Personalentwicklung in der Privatwirt-
schaft tätig
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Ethische Standards als Qualitätsmerkmal im öffentlichen 
Bereich – Grundsätze und Projektberichte

Dr. Paul Jauernig
Stellvertretender Leiter des Geschäftsbereiches Personal und Revision 
und Leiter der Internen Revision, Stadt Wien

Eine Frage der Ethik – Korruptionsprä-
vention in der Wiener Stadtverwaltung
Sehr geehrte Damen und Herren! Vielen Dank 
für die Einladung. Ich freue mich, Ihnen im Rah-
men der Bezirkshautleutekonferenz in Graz das 
Wiener Antikorruptionsprojekt vorstellen zu kön-
nen. Als Leiter der Gruppe Interne Revision der 
Wiener Magistratsdirektion darf ich ihnen auch 
die Grüße des Wiener Magistratsdirektors Dr. 
Ernst Theimer überbringen, der Auftraggeber 
der Maßnahmen zur Korruptionsprävention war 
und ist. Das Thema, das von meinem Vorredner 
schon sehr treffend aufbereitet wurde, fügt sich 
sehr gut in das diesjährige Generalthema der 
„Qualitätsstandards für BürgerInnen und für die 
Wirtschaft“. Die Glaubwürdigkeit einer moder-
nen und kundenorientierten Verwaltung hängt 
nämlich ganz entscheidend davon ab, ob und 
in welcher Weise sie ihre KundInnen und Mit-
arbeiterInnen vor den Gefahren der Korruption 
schützt. Transparenz in den Verfahrensabläufen 
und rasche Abwicklung von Bewilligungsver-
fahren bieten Gewähr dafür, dass es zu keinen 
Versuchen kommt, Verfahren von außen, etwa 
durch das Anbieten von Geschenken, zu be-
schleunigen.

Interne Revision und Korruptionsprä-
vention
Was hat die Interne Revision mit Korruptions-
prävention zu tun? Die Revision des Dienstbe-
triebes in sachlicher, personeller und organisa-

torischer Hinsicht gehört zur Leitung des inneren 
Dienstes. Sie ist Aufgabe des Magistratsdirek-
tors und wird in seinem Auftrag vom Geschäfts-
bereich Personal und Revision wahrgenommen. 
Nach der Definition des Institut of Internal Au-
ditors (IIA) erbringt die Interne Revision „un-
abhängige und objektive Prüfungs- und Bera-
tungsdienstleistungen, die darauf ausgerichtet 
sind, Mehrwerte zu schaffen und die Geschäfts-
prozesse zu verbessern“. Schon bisher war die 
Interne Revision der Wiener Magistratsdirektion 
für die Prüfung interner Kontrollsysteme und Ri-
sikomanagementsysteme zuständig. Seit 2004 
ist sie es auch für die Bekämpfung der Korrup-
tion.

Korruption ist eines von vielen bei der Füh-
rung von Organisationen auftretendes Risiko, 
das durch fehlende Kontrollen ermöglicht und 
begünstigt wird. Prävention ist daher auch Füh-
rungsaufgabe jedes einzelnen Dienststellenlei-
ters und jeder Dienststellenleiterin. Führungs-
kräfte und MitarbeiterInnen werden dabei von 
der Magistratsdirektion unterstützt. 

Korruption als gesellschaftliches Phä-
nomen
Korruption findet statt, doch man spricht nicht 
gern darüber. In unterschiedlichen Ausprä-
gungen ist kein Staat, keine Verwaltung, kein 
Unternehmen vor ihr gefeit. Obwohl Österreich 
keineswegs zu den Problemzonen gehört, dür-
fen wir das Thema nicht verdrängen. In interna-
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tionalen Rankings schneidet Österreich beim 
Thema Korruption immer noch gut ab. Wie wir 
vorhin gesehen haben, liegt Österreich im Kor-
ruptionswahrnehmungsindex von Transparency 
International 2007 unter 180 Staaten an guter 
15. Stelle. Der Punktewert von 8,1 (10 wäre 
„korruptionsfrei“) bedeutet im übrigen Rang 10 
innerhalb der EU. Ziel der Korruptionspräven-
tion der Stadt Wien ist es, zum Erhalt dieses 
Qualitätsstandards beizutragen. Korruption ist 
kein Kavaliersdelikt, sie gefährdet das Ansehen 
von Verwaltung und Wirtschaft, führt zu Wett-
bewerbsverzerrung und Verteuerung, schadet 
dem Standort und untergräbt Fundamente und 
Wertmaßstäbe der Gesellschaft. 

Das Wiener Projekt
Eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe hat – wie 
erwähnt – im Auftrag des Wiener Magistrats-
direktors Dr. Ernst Theimer von 2002 bis 2003 
den Themenkomplex umfassend behandelt und 
Maßnahmen zur Korruptionsprävention erarbei-
tet. Auslöser für die damaligen Überlegungen 
bildeten die Ereignisse rund um das sogenannte 
Straßenbaukartell und die gewonnene Erkennt-
nis, dass nicht nur auftretende Fälle konsequent 
aufgeklärt werden müssen, sondern dass man 
sich auch mit systematischer Vorbeugung be-
fassen muss. Seit 2004 ist der Gesamtbericht 
(auch im Internet) verfügbar. Eine Reihe von 
Maßnahmen wurde bereits umgesetzt. Die in-
terne und externe Kommunikation während der 
Projektphase leistete einen wertvollen Beitrag 
zur Bewusstseinsbildung. 

Besonders stolz ist die Stadt Wien darauf, dass 
ihr Konzept 2005 mit dem Speyer-Preis der 
Deutschen Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften Speyer ausgezeichnet wurde. Die Jury 
überzeugte dabei der ganzheitlicher Ansatz des 
Konzepts, die breite Palette möglicher Instru-
mente und die Konsequenz der Umsetzung. Die 
von den JurorInnen erhaltenen Anregungen flie-
ßen in die weitere Arbeit ein.

Was man unter Korruption versteht
Es gibt ja bekanntlich keine allgemein gültige 
rechtliche Definition des Begriffs. Wir verstehen 
unter Korruption ein moralisch abzulehnendes, 
vielfach auf persönlichen Vorteil gerichtetes Ver-
halten zum Schaden von Personen oder der All-
gemeinheit. Kennzeichnend ist der Missbrauch 
einer öffentlichen oder wirtschaftlichen Funktion, 
der Gesetze oder andere Verhaltensnormen ver-
letzt. Korruption schädigt das Ansehen des öffent-
lichen Dienstes und der Wirtschaft. Je nach Ver-
breitung und Duldung bewirkt sie den Verfall der 
anerkannten Wertmaßstäbe der Gesellschaft. Es 
handelt sich also keineswegs um ein ausschließ-
liches Problem der öffentlichen Verwaltung. Die 
bewusst weite Definition der Wiener Arbeitsgrup-
pe macht die Dimension als gesamtgesellschaft-
liches Phänomen deutlich. Korruption liegt somit 
nicht erst dann vor, wenn Strafgesetze oder das 
Dienstrecht verletzt werden. Auch ethische Nor-
men wie beispielsweise eine Dienstethik oder die 
Regeln eines freiwilligen Verhaltenskodex müs-
sen Beachtung finden. 
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Im Rechtssinn versteht man unter „Korruption“ 
Tatbilder des Strafrechts, wie die Bestechung, 
Geschenkannahme durch BeamtInnen und 
Missbrauch der Amtsgewalt. Das Strafrechtsän-
derungsgesetz 2008 wird hier eine verschärfte 
Strafbarkeit der Bestechung und der bislang 
kaum geahndeten „Anfütterung“, d.h. der Ein-
stimmung auf die Korruption durch Gewähren 
zunächst geringerer Vorteile, bringen. Auch die 
geplante Einrichtung einer bundesweiten Kor-
ruptionsstaatsanwaltschaft (KStA) wird eine ef-
fektivere Verfolgung ermöglichen. 

© PID/Götzenbrucker-Stabenow

Auch die Dienstrechtsgesetze des Bundes und 
der Länder kennen Bestimmungen zum Schutz 
vor Korruption, z. B. das Verbot der Geschenk-
annahme, die Befangenheit, das Verbot be-
stimmter Nebenbeschäftigungen und die dienst-
liche Verschwiegenheit. An diese Regelungen 
wird auch der von meinem Vorredner vorgestell-
te künftige österreichische Verhaltenskodex für 
öffentliche Bedienstete anknüpfen. Der Kodex 
soll erwünschtes und pflichtwidriges Verhalten 
klar und verständlich erläutern, er soll Mitarbeite-
rInnen und Vorgesetzten Handlungsanleitungen 
geben, wie sie in problematischen Situationen 
vorgehen sollen. Er soll MitarbeiterInnen mehr 
Sicherheit in der täglichen Arbeit vermitteln und 
das Vertrauen der Allgemeinheit in die öffent-
liche Verwaltung weiter stärken. Ich bin davon 
überzeugt, dass der Kodex damit ethische Stan-
dards als Qualitätsmerkmal im gesamten öffent-
lichen Bereich setzen wird. 

Ethik in der Verwaltung 
In welchem Verhältnis stehen nun Ethik und Ma-
nagement? Ethisches Management (oder Wer-
temanagement) bedeutet für uns das Führen 
einer Organisation mit sozialer Verantwortung. 
Langfristig erfolgreiche Unternehmen sowohl im 
privaten als auch im öffentlichen Bereich sollten 
sich freiwillig Werten wie Rechtschaffenheit, 
Integrität, Fairness, Ehrlichkeit, Vertrauen und 
Transparenz verpflichten. Ziel der Wiener Stadt-
verwaltung mit ihren rund 65.000 Mitarbeite-
rInnen war und ist es, die Ablehnung von Beste-
chung und Bestechlichkeit zum Bestandteil der 
Unternehmenskultur werden zu lassen. Wir sind 
dabei auf einem guten Weg. Unternehmenskul-
tur entsteht in der gemeinsamen Erfahrung aller 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und verändert 
sich nur langsam. Führungskräften und Perso-
nalverantwortlichen kommt in diesem Prozess 
eine wichtige Rolle als Vorbild und Motor zu.

Um ethische Werte in der Unternehmens-
kultur zu verankern, musste zunächst bei den 
Führungskräften angesetzt werden. Führungs-
kräfteentwicklung erscheint als effektivste Me-
thode zur Veränderung unternehmenskultureller 
Werte. Korruptionsprävention wurde daher auch 
in die Managementausbildungen der Wiener 
Verwaltungsakademie integriert. Aufklärung und 
Bewusstseinsbildung bei MitarbeiterInnen und 
BürgerInnen erscheinen aber ebenso wesent-
lich.

Enttabuisierung – Sensibilisierung – Im-
munisierung
Nachdem sich das Wiener Kontrollamt 1998 
mit Hinweisen auf Preisabsprachen im Zusam-
menhang mit dem erwähnten Straßenbaukartell 
befasst hatte – die Gerichtsverfahren führten 
zu Verurteilungen von Managern der beteiligten 
Unternehmen – kam es ab 1999 zunächst zu 
Reorganisationsmaßnahmen, wie der Einfüh-
rung von Qualitätssicherung, von Vergabekom-
missionen, zwingenden begleitenden Kontrollen 
und der Schaffung einer Baurevision im Rahmen 
der Internen Revision. Neben diesen Reformen 
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erging der Auftrag an die Verwaltungsakademie, 
ab 2001 Workshops für DienststellenleiterInnen 
zur Bekämpfung der Korruption und für eine ent-
sprechende Unternehmenskultur anzubieten. 
Aus der Diskussion zwischen Fachleuten und 
Führungskräften des Magistrats entstanden ins-
gesamt 29 Vorschläge zur Korruptionspräven-
tion. Dieses positive Ergebnis veranlasste den 
Wiener Magistratsdirektor, noch im selben Jahr 
die Interne Revision zu beauftragen, das Thema 
umfassend zu behandeln und Maßnahmen zur 
Korruptionsprävention zu erarbeiten. Die inter-
disziplinäre Arbeitsgruppe bildete aus den 29 
Vorschlägen von „Analyse des Risikos“ bis „po-
litischer Wille“ fünf Schwerpunkte. Ihre Strategie 
lautete: „Enttabuisierung – Sensibilisierung – 
 Immunisierung“. Korruption kann nämlich nur 
wirksam bekämpft werden, wenn ein Tabu ge-
brochen und offen darüber gesprochen wird. 
Nur so konnte es in der Folge gelingen, Mitar-
beiterInnen und Führungskräfte zu sensibilisie-
ren. „Immunisierung“, der Begriff stammt aus 
der Medizin, bedeutet, wir wollen gegenüber 
Korruption im übertragenen Sinn „Abwehrkräf-
te“ entwickeln. 

Das Bewusstsein gegenüber Korruption
Um dies alles zu erreichen, befragte die Ar-
beitsgruppe Ende 2002 die LeiterInnen und 
Personalverantwortlichen von 172 Dienststel-
len des Magistrats einschließlich des Wiener 
Krankenanstaltenverbundes über das Bewusst-
sein gegenüber Korruption. An der empirischen 
Studie beteiligten sich über 80 % der Dienst-
stellen. Dabei erkannten 56,67 % der Befragten 
ein ausgeprägtes Problembewusstsein in der 
Verwaltung insgesamt und 45,7 % ein ausge-
prägtes Problembewusstsein in der eigenen 
Dienststelle. 66,7 % waren der Meinung, dass 
Maßnahmen zur Sensibilisierung bereits bei der 
Einschulung neuer MitarbeiterInnen erfolgen 
sollten. Erst 42,67 % der LeiterInnen gaben da-
mals an, selbst im Rahmen ihrer Tätigkeit über 
Erscheinungsformen und Folgen der Korruption 
informiert worden zu sein. 68 % der Befragten 

bezeichneten sowohl repressive Maßnahmen 
(z. B. Strafen) als auch Vorbeugung (z. B. Be-
wusstseinsbildung) als effektiv. 29,33 % der 
Führungskräfte waren bereits einmal mit prak-
tischen Fällen konfrontiert. Auf die Frage, wel-
che Auswirkungen das Annehmen kleiner Auf-
merksamkeiten durch MitarbeiterInnen hätte, 
wurde am häufigsten das schlechtes Image für 
die Verwaltung genannt. Als häufige Motive für 
Korruption wurden Bereicherungsabsicht, Gel-
tungsdrang, Machtstreben, Demotivation und 
persönliche Vorteile bezeichnet. Wir haben die 
DienststellenleiterInnen auch gefragt, was sie 
selbst zur Prävention unternehmen könnten. 
Das Ergebnis war bemerkenswert. Die meisten 
Antworten bezogen sich auf die Personalarbeit 
und stellten die Aufklärung der MitarbeiterInnen, 
Schulungsmaßnahmen, MitarbeiterInnenge-
spräche und Motivation in den Vordergrund. 
Viele Führungskräfte erkannten auch die Be-
deutung der eigenen Vorbildwirkung. Organi-
sation und Kontrolle wurden ebenfalls genannt. 
Die Befragung wurde anonymisiert im Intranet 
veröffentlicht.

Handbuch zur Korruptionsprävention
Anfang 2004 legte die Arbeitsgruppe ihren Ge-
samtbericht mit Vorschlägen für die weitere 
Vorgangsweise vor. Er wurde auch im Internet 
veröffentlicht und kann dort von jedermann 
downgeloadet werden. Der Gesamtbericht um-
fasst die Schwerpunkte Grundlagen, Verhal-
tensregeln, Ausbildung und Personal, Orga-
nisation und Prozesse sowie Information und 
Öffentlichkeitsarbeit. Schon während des Pro-
jektes wurde für MitarbeiterInnen eine Service- 
und Informationsseite im Intranet „Wien Intern“ 
eingerichtet. BürgerInnen finden Informationen 
im Internetangebot der Stadt Wien „wien.at“. 

Sie finden in Ihren Tagungsunterlagen auch 
die im Jänner 2005 in einer Auflage von 25.000 
Stück erschienene Publikation des Presse- und 
Informationsdienstes der Stadt Wien „Eine Fra-
ge der Ethik – Handbuch zur Korruptionsprä-
vention“. Das Werk beruht auf den Ergebnissen 
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des Wiener Antikorruptionsprojektes und soll 
vor allem MitarbeiterInnen und Vorgesetzten als 
praktische Handlungshilfe dienen. Der erste Teil 
behandelt Korruption als weltweites Phänomen 
aus europäischer, nationaler, kommunaler und 
persönlicher Sicht des Einzelnen. Der zweite 
Teil befasst sich anhand von Beispielen, Falllö-
sungen und Verhaltensregeln mit Geschenkan-
nahme, Befangenheit, Nebenbeschäftigungen, 
dienstlicher Verschwiegenheit. Außerdem findet 
man Hinweise zum Erkennen von Risiken und 
Warnsignalen. Der dritte Teil enthält Gedanken 
und Empfehlungen für gemeinsame Strategien 
zur Prävention im Sinne eines Leitfadens für 
ethisches Management. 

© PID/Götzenbrucker-Stabenow

Über 20.000 Exemplare befinden sich in den 
Dienststellen des Magistrats der Stadt Wien im 
Umlauf. Die ursprünglich als Lehr- und Lernbe-
helf konzipierte Broschüre wird auch im Rahmen 
des Ausbildungsprogramms der Wiener Ver-
waltungsakademie eingesetzt. 2006 erreichte 
dieses Schulungsprogramm insgesamt 1.732 
TeilnehmerInnen mit dem Thema „Antikorrupti-
on“. 2003 bis 2005 waren es 3.440 Personen. 
Im Wiener Krankenanstaltenverbund wurden 
2006 3.261 MitarbeiterInnen, SchülerInnen und 
Studierende in der Aus- und Fortbildung auf das 
Thema aufmerksam gemacht. 

Antikorruptionstelefon
2005 startete das Wiener Antikorruptionstelefon 
(4000 82 400) für Fragen von MitarbeiterInnen 
zum rechtlich und ethisch richtigen Verhalten 
und zur Vorbeugung gegen Korruption. Seit 
2006 können sich auch BürgerInnen und Kun-
dInnen der Wiener Stadtverwaltung unter dieser 
Telefonnummer über das Thema informieren.

Die Stadt Wien bekennt sich damit zu einer 
transparenten und unbestechlichen Verwaltung. 
Der Magistrat als Dienstleistungsunternehmen 
ist gleichermaßen für Bürgerinnen und Bürger 
sowie Wirtschaftspartner da. Die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien lehnen 
jede Form von Korruption ab. Was bedeutet 
das im täglichen Kunden- und Geschäftsver-
kehr? Welches Verhalten kann von den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern der Stadtverwal-
tung konkret erwarten werden? Interessierte 
Personen können mit dem Antikorruptionsteam 
der Gruppe Interne Revision über Korruptions-
prävention und ethische Verwaltung sprechen. 
2007 wurde das Antikorruptionstelefon in die 
offiziellen „Notrufe & Hotlines“ der Stadt Wien 
(www.wien.at) aufgenommen. Die internen und 
externen Anfragen werden von den Mitarbeite-
rInnen umgehend beantwortet. Allfälligen Hin-
weisen auf mögliche Missstände wird von der 
Internen Revision unverzüglich nachgegangen. 

Interne Kontrollsysteme
Wie im Rahmen des Projekts von der Arbeits-
gruppe dargestellt wurde, gehören fehlende 
Kontrollsysteme (z.B. Vier-Augen-Prinzip, 
Dienstaufsicht) zu den systembezogenen Risi-
kofaktoren. Sie machen eine Organisation unter 
anderem anfälliger für Korruption, die oftmals auf 
die Vermeidung bzw. Verhinderung von Kontrolle 
gerichtet ist. Auch für die Juroren des Speyerer 
Qualitätswettbewerbs erschienen effektive Kon-
trollsysteme essentiell. Im Verhältnis zwischen 
Kontrolle und Vertrauenskultur gilt es das rich-
tige Maß zu finden. Eine Vertrauensorganisation 
muss die aus Kontrollmaßnahmen erwachsen-
den Zielkonflikte ausbalancieren. Das Interne 
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Kontrollsystem (IKS) ist die Gesamtheit aller 
prozessbezogenen Überwachungsmaßnahmen 
einer Organisation. Seit 2006 sind interne Kon-
trollsysteme im Magistrat besonderer Prüfungs- 
und Beratungsschwerpunkt der Internen Revisi-
on. Die Geschäftsordnung für den Magistrat der 
Stadt Wien verpflichtet Dienststellenleiterinnen 
und Dienststellenleiter, Qualitätssicherung ein-
zusetzen sowie interne Kontroll- und Risikoma-
nagementsysteme einzurichten. 

Das Thema wird auf der Agenda bleiben
Auf Grund der 2001 begonnenen und seither 
konsequent gesetzten Maßnahmen ist es gelun-
gen, das Thema Korruption aus der Tabuzone 
herauszuholen und darüber offen zu diskutieren. 
Damit konnten MitarbeiterInnen und Führungs-
kräfte sensibilisiert werden. Es ist heute unbe-

stritten und in den Organisationsvorschriften der 
Stadtverwaltung fix verankert, dass Korruptions-
prävention als Teil des Risikomanagements zu 
den Führungsaufgaben jeder einzelnen Dienst-
stellenleiterin und jedes einzelnen Dienststel-
lenleiters zählt. Der Geschäftsbereich Personal 
und Revision der Wiener Magistratsdirektion 
unterstützt die Dienststellen in ihrer Antikorrup-
tionsarbeit durch Prüfung und Beratung, bei der 
Einrichtung interner Kontrollsysteme und der 
Bewusstseinsbildung durch ein entsprechendes 
Ausbildungsprogramm.

Ich bin überzeugt, dass auch ein künftiger 
bundesweiter Code of Conduct als Verhaltens-
kodex für die gesamte staatliche Verwaltung – 
eingebunden in entsprechende Maßnahmen zu 
seiner Umsetzung – zu einer neuen und von der 
Öffentlichkeit erlebbaren Qualität der österrei-
chischen Verwaltung beitragen wird.

Dr. Paul Jauernig, Jahrgang 1957, Studium der Rechtswissenschaften, seit 
1996 Leiter der Internen Revision der Magistratsdirektion, Aufbau der Kon-
zernrevision, seit 2004 stellvertretender Leiter des Geschäftsbereiches Per-
sonal und Revision. 2001 mit dem Wiener Antikorruptionsprojekt beauftragt. 
Das Projekt wurde 2005 beim 7. Internationalen Speyerer Qualitätswettbe-
werb ausgezeichnet.© Pressefoto Votava
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3. österreichweite BH-Konferenz – Zusammenschau und Ausblick

Dr. Elisabeth Dearing
Leiterin der Abteilung Verwaltungsreform, Bundeskanzleramt

Zusammenfassung der wesentlichen In-
halte
Die 3. Österreichweite Bezirkshauptleutekonfe-
renz am 20. und 21. November 2007 in Graz 
hatte sich „Qualitätsstandards für BürgerInnen 
und Wirtschaft“ zum Thema gesetzt. Ziel der 
Veranstaltung war es, bundesländerübergrei-
fendes Lernen der Bezirkshauptmannschaften 
und Magistrate zu fördern und damit zu einer 
hohen Leistungsqualität durch möglichst öster-
reichweit einheitliche Qualitätsstandards beizu-
tragen. Das Bundeskanzleramt steht dabei als 
Kooperationspartner zur Verfügung. Knapp 100 
TeilnehmerInnen sind der Einladung gefolgt, 
großteils waren die Chefinnen und Chefs der 
Behörden persönlich vertreten.

In seinem Eröffnungsreferat beschrieb 
der Landesamtsdirektor der Steiermark  
Dr. Gerhard Ofner die Vielfalt der behördlichen 
Aufgaben einer Bezirkshauptmannschaft (Voll-
zug von rund 1200 bundesrechtlichen Normen 
und ca. 200 Landesgesetzen) und bringt die 
Sache auf den Punkt, indem er darauf verweist, 
dass kein Mensch es versteht, wenn die Bezirks-
hauptmannschaft A für ein Verfahren Unterlagen 
einfordert, die von der Bezirkshauptmannschaft 
B nicht verlangt werden, wenn verschiedene Ver-
handlungsmuster praktiziert oder im Strafverfah-
ren unterschiedliche Strafsätze für gleichartiges 
deliktisches Verhalten angewendet werden. Er 
begrüßte die Initiative des Bundeskanzleramtes 
zu diesem Dialog und Erfahrungsaustausch im 
Rahmen der Bezirkshauptleutekonferenz und 

spricht sich für die sensible Annäherung an die 
gemeinsame Erarbeitung von Mindeststandards 
für die Tätigkeiten von Bezirksverwaltungsbe-
hörden aus. Dass diese Bestrebungen in der 
Steiermark auf fruchtbaren Boden fallen, wird 
durch die Bilanz des bereits Geleisteten deut-
lich. So hat sich etwa das Projekt „Verfahrens-
management“ zum Ziel gesetzt, im Anlagen-
verfahren 80% aller Verfahren innerhalb von 3 
Monaten abzuschließen. Ein Controlling wurde 
etabliert, Abweichungen vom Standard müssen 
begründet werden. Als jüngstes Beispiel einer 
Verwaltungsmodernisierung in Richtung Qua-
litätsverbesserung präsentierte der Referent 
das Projekt „Fördercontrolling“, mit dem nicht 
beabsichtigte Mehrfachförderungen vermieden 
und die Qualität der Förderabwicklung gestei-
gert werden sollen. Neben den Bürgerbüros 
und dem Kontraktmanagement im steirischen 
Straßenerhaltungsdienst hat sich das Thema 
„Qualitätsmanagement“ auch in einer Dienst-
anweisung des Landeshauptmannes niederge-
schlagen, wo es heißt: „Der Bezirkshauptmann 
trägt die Verantwortung für die Einführung und 
Einhaltung von Qualitätsmanagementprinzipien 
im Sinne rascher und effizienter Erledigungen. 
Dazu gehören das Prinzip „ein Ansprechpartner 
nach außen“ sowie ständige Verbesserungs-
prozesse unter Zuhilfenahme von Instrumenten 
wie z.B. Kosten- und Leistungsrechnung, Kenn-
zahlensysteme, Prozessmanagement und Con-
trolling.“ Damit wird deutlich, dass auch der 
Landeshauptmann die Einführung geeigneter 
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Instrumente zur Verbesserung der Qualität 
unserer Verwaltungsleistungen massiv unter-
stützt.

Frau Staatssekretärin Heidrun Silhavy nahm 
in Ihren Ausführungen Bezug auf das Regie-
rungsprogramm und betonte die Bedeutung von 
Qualitätsstandards im Sinne von gewünschten 
Ergebnissen für Verwaltungsleistungen, von 
Richtwerten dafür, was mit guter Qualität ge-
meint ist. Sie sieht die Themenstellung der 3. 
österreichweiten Bezirkshauptleutekonferenz in 
einem größeren Zusammenhang, in dem meh-
rere Vorhaben auch auf Bundesebene ihren Bei-
trag zu besserer Qualität der Verwaltung leisten. 
Die Verwaltungsqualitätsoffensive will mit einem 
Bündel an Projekten in den Bundesministerien 
die Qualität der öffentlichen Verwaltung steigern 
und gleichzeitig Einsparungen erzielen. E-Go-
vernment ist ein wichtiger Hebel für und Ermög-
licher von Qualitätsverbesserungen und somit 
ein wesentlicher Mitstreiter in Sachen Verwal-
tungsmodernisierung. Nicht zu unterschätzen 
ist auch die Wirkung von guter Leistungsqualität 
auf die Bediensteten in den Behörden. Anerken-
nung und positives Image fördern die Motivation 
der MitarbeiterInnen. 

Weiters verweist sie darauf, dass die Kun-
dInnen die Verwaltung insgesamt als Dienstlei-
ster wahrnehmen unabhängig davon, ob eine 
Bundes-, eine Landes- oder eine Bezirksverwal-
tungsbehörde tätig wird. Für Kompetenzstreitig-
keiten oder unterschiedliche Vollzugspraxen je 
nach Behörde oder Bundesland werden die Bür-
gerInnen wenig Verständnis zeigen. Ihre Rolle 
als Staatssekretärin sieht sie darin, Impulse zu 
setzen, Initiativen zu fördern und Entwicklungen 
zu ermöglichen. 

Im Folgenden werden die wesentlichen Bot-
schaften der Plenarvorträge dargestellt. Die 
Arbeiten in den Workshops werden durch die 
Impulsvorträge und jeweils eine Zusammen-
fassung der WorkshopleiterInnen dokumentiert. 
Am Ende dieses Beitrags werden Schlussfolge-
rungen und mögliche nächste Schritte ausge-
führt.

Dr. Helfried Bauer (KDZ – Zentrum für Verwal-
tungsforschung) führte in die Thematik ein und 
beschrieb „Qualität“ als vielschichtigen Begriff, 
der weit über die gängige Dimension der kurzen 
Verfahrensdauer hinausgeht und z.B. auch die 
politische Strategie, angestrebte Wirkungen und 
die Ressourcenlage berücksichtigen sollte. Der 
Referent konstatierte Handlungsbedarf bei der 
Befassung mit Strukturqualität (z.B. ausgereifte 
Kommunikationstechniken, entsprechende 
Wartezonen, gut qualifizierte MitarbeiterInnen), 
mit Ergebnis- und Wirkungsqualität (z.B. Recht-
mäßigkeit, Versorgungsquoten, zu leistende 
Entgelte/Gebühren durch die Leistungsemp-
fänger, Nachhaltigkeit) und mit Prozessqualität 
(z.B. One Stop Shop – Erledigungen, Qualität 
der vorgängigen Beratung). In diesen Bereichen 
ist das notwendige Bewusstsein in Teilen der 
Verwaltung noch nicht ausreichend entwickelt. 
Qualitätsstandards legen nun die gewünschten 
Ergebnisse für Produkte und Dienstleistungen 
fest, wobei die Mehrdimensionalität im oben 
angesprochenen Sinne besondere Berücksich-
tigung verdient. Daraus können Service Chartas 
entwickelt werden, die den Charakter eines öf-
fentlichen Versprechens und damit erhöhte Ver-
bindlichkeit aufweisen.

Inwieweit Rechtsfolgen privatrechtlicher oder 
öffentlichrechtlicher Natur aus solchen Service 
Chartas erwachsen, muss an dieser Stelle ei-
ner weiteren vertieften Untersuchung durch ju-
ristische ExpertInnen überlassen bleiben. Ab-
schließend wurde die Thematik mit einer Fülle 
an nationalen und internationalen Beispielen 
abgerundet und für PraktikerInnen griffig ge-
macht.

Hofrat Dr. Gerold Kaltenbrunner (Land Ober-
österreich) befasste sich in seinen Ausführungen 
mit dem Nutzen und den Erfolgsfaktoren von 
Netzwerken und Kooperationen. Zu den Grün-
den, die für eine Kooperation sprechen, zählen 
u.a. die Möglichkeit zur Qualitätssteigerung bei 
der Produkterstellung, der Anreiz zu einer kon-
tinuierlichen Weiterentwicklung von Organisa-
tionen oder die Nutzung von Größenvorteilen 
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durch Kooperationen. Kooperationsmöglich-
keiten sieht er sowohl zwischen den Bezirks-
hauptmannschaften eines Bundeslandes als 
auch zwischen verschiedenen Bundesländern 
ebenso wie zwischen Landesverwaltungen und 
NPOs. Als Erfolgsfaktoren wurden eine ausge-
prägte Vertrauenskultur zwischen den Partne-
rInnen, die Verankerung der Kooperationen auf 
strategischer Ebene, wie dies im oberösterrei-
chischen WOV-Konzept 2015 geschehen ist, 
und verbindliche Spielregeln genannt.

Prof. Salvador Parrado (Governance Internati-
onal und Fernuniversität für Public Management 
in Madrid) beschrieb die Service Charta als ein 
veröffentlichtes Dokument mit Informationen 
über den Leistungsstandard einer Organisation, 
was die BürgerInnen von der Organisation er-
warten und wie Beschwerden und Anregungen 
eingebracht werden können. Der Nutzen von 
Service Chartas liegt u.a. darin, dass die Er-
wartungen der BürgerInnen besser erfüllt wer-
den, dass die Organisation gehalten ist, sich 
mit Leistungsmessung zu befassen und dass 
das Leistungsangebot und die Qualitätsvorstel-
lungen der Organisation transparent gemacht 
werden. Service Chartas bringen oft einen kul-
turellen Wandel mit sich, der in der Organisation 
zu mehr Kundenorientierung führt. Damit eine 
Service Charter bessere Leistungsqualität bringt 
sollte ihre Entwicklung in ein Managementsy-
stem integriert und die Einbeziehung der Lei-
stungsempfängerInnen vorgesehen sein. Dazu 
bedarf es einer klaren Vision was Qualität für 
die Organisation bedeutet, ausformulierte stra-
tegische Ziele und ein Leistungsmesssystem. 

Bezirkshauptmann Dr. Herbert Hauser stellte 
das Bürgerservicekonzept und einige Highlights 
der Leistungspalette der Bezirkshauptmann-
schaft Innsbruck vor. Weiters brachte er Bei-
spiele für bereits gelebte Servicestandards wie 
etwa dass 70 % aller nachgefragten Leistungen 
an einer Stelle abschließend erledigt werden 
sollen. Das Telefonservice wird durch eine Wis-
sensdatenbank unterstützt, die mobile Bezirks-

hauptmannschaft bietet Behördenleistungen 
(insbes. die Ausstellung von Dokumenten) auf 
Messen, in Großbetrieben und auf dem Flugha-
fen Innsbruck an und im Internet können sich 
AntragstellerInnen über den Bearbeitungsstand 
„ihrer“ Sache informieren. Dies alles sind Bei-
spiele für gelebtes Qualitätsbewusstsein.

Sektionschef Mag. Emmerich Bachmayer 
(Bundeskanzleramt) betonte in seinen Ausfüh-
rungen die Rolle von ethischen Standards und 
Verhaltenskodizes als Qualitätsmerkmal der 
Verwaltung. Ebenso wie dienstliche Vorschriften 
oder Leitbilder tragen ethische Standards dazu 
bei, die Anforderungen an die Objektivität und 
Integrität der öffentlichen Verwaltung zu erfüllen. 
Basierend auf internationalen Verpflichtungen 
und den Erfahrungen anderer Länder wird der-
zeit in einer Arbeitsgruppe ein Verhaltenskodex 
für die öffentlich Bediensteten entwickelt. Dieser 
soll konkrete Handlungsanleitungen für Fach-
kräfte und MitarbeiterInnen enthalten und die 
Identifikation der öffentlich Bediensteten mit der 
Verwaltung und ihrer Aufgabe fördern.

Dr. Paul Jauernig (Stadt Wien) stellte die Ent-
stehung, den Prozess und die Ergebnisse des 
Wiener Projektes zur Korruptionsprävention dar. 
„Enttabuisierung – Sensibilisierung – Immunisie-
rung“ lautete die Strategie des Vorhabens, das 
in zahlreichen Workshops und Arbeitsgruppen 
das Thema „Korruptionsprävention“ bearbeitete. 
Konkrete Ergebnisse der Arbeiten waren etwa 
das Handbuch zur Korruptionsprävention „Eine 
Frage der Ethik“, spezielle Angebote im Ausbil-
dungsprogramm der Gemeinde Wien oder das 
Wiener Antikorruptionstelefon, bei dem sich Bür-
gerInnen und KundInnen zum Thema informie-
ren können. Das Projekt der Gemeinde Wien 
hat jedenfalls Vorbildcharakter und wurde 2005 
auch mit dem internationalen Speyerer Quali-
tätspreis ausgezeichnet. Es wird derzeit durch 
die Fokussierung auf generelle Werthaltungen 
im öffentlichen Dienst weiterentwickelt.



ZUSAMMENSCHAU UND AUSBLICK

124

Schlussfolgerungen
Die Diskussionen in den 4 Workshops zu ver-
schiedenen Aspekten von Qualitätsstandards 
waren teilweise durchaus kontroversiell. Den-
noch wurde in vielen grundsätzlichen Fragen 
Einigkeit erzielt. So wurden Bürgerbüros keines-
wegs als „veraltet“ sondern vielmehr als Qua-
litätsmerkmal und Visitkarte einer Verwaltung 
beurteilt. Sie sollten trotz vermehrter E-Govern-
mentangebote weiter entwickelt werden in Rich-
tung eines zielgruppenorientierten Services. 
Einheitliche Qualitätsstandards sollten jeden-
falls landesweit umgesetzt werden, bundesweit 
werden sie durchaus als Perspektive gesehen. 

Im Workshop zu E-Government wurde ein-
vernehmlich betont, dass E-Government immer 
mit der Optimierung von Geschäftsprozessen 
beginnt. E-Government ist auch Verwaltungs-
modernisierung. Die Rolle von E-Government 
bei der Einführung von Qualitätsstandards be-
schränkt sich daher nicht nur auf technische 
Standards sondern auch auf Qualitätsstandards, 
die sich aus der Betrachtung von Geschäftspro-
zessen ableiten lassen.

Dem Tenor der Diskussionen folgend werden 
nun weitere, aus Sicht der Verfasserin, wichtige 
Ergebnisse und Erkenntnisse dargestellt.

Wozu einheitliche Qualitätsstandards?
Künftige einheitliche Qualitätsstandards für ein-
zelne Verfahren für ganz Österreich bringen 
Transparenz und Klarheit für die BürgerInnen 
und erhöhen die Kundenzufriedenheit. So erfah-
ren die BürgerInnen durch veröffentlichte Quali-
tätsstandards, was sie von der Verwaltung er-
warten können und warum etwa Entscheidungen 
länger dauern können. Andererseits wird auch 
den MitarbeiterInnen in den Verwaltungen klar, 
was von ihnen erwartet wird, was vielleicht in ei-
ner anderen Behörde bereits Standard ist, und 
sie können ihre Leistungen in Richtung dieser 
Standards ausrichten und damit verbessern.

Weiters können einheitliche Qualitätsstan-
dards auch zu einer effizienteren Mittelverwen-
dung führen. Wird die effizienteste und effek-

tivste Verfahrensabwicklung in einer Behörde 
durch Vergleich ermittelt, so kann die Einigung 
auf diesen „besten“ Standard bei all jenen Ver-
waltungen zu Kosteneinsparungen führen, die 
diesen Standard noch nicht erreicht haben.

Nicht zuletzt spricht die Pflicht zur Umset-
zung der EU-Dienstleistungsrichtlinie für die 
Entwicklung einheitlicher Qualitätsstandards, 
wie dies auch in Workshop 2 zu „Qualitätsstan-
dards im E-Government“ konstatiert wurde. Die 
EU-Dienstleistungsrichtlinie sieht unter anderem 
vor, dass es eine einheitliche Ansprechstelle ge-
ben muss, die die notwendigen Informationen 
für den zukünftigen Dienstleister elektronisch 
zur Verfügung stellt und das Verfahren dann 
auch elektronisch abwickelt. Die Philosophie der 
Dienstleistungsrichtlinie ist geprägt vom Grund-
satz der Verwaltungszusammenarbeit auch 
über die Grenzen hinweg. Dieser Gesichtspunkt 
und der Umstand, dass es nur eine Ansprech-
stelle geben soll, macht deutlich, dass auch eine 
verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Ver-
waltungen der einzelnen Bundesländer für die 
einheitliche Ansprechstelle unerlässlich ist und 
letztlich auch zu besseren Leistungen führt. 

Wo sind einheitliche Qualitätsstandards 
sinnvoll?
Einheitliche Qualitätsstandards auf der Ebe-
ne der Bezirkshauptmannschaften sind primär 
im Vollzug von Bundesrecht sinnvoll, der etwa 
70% der Aufgaben einer Bezirkshauptmann-
schaft ausmacht. Beim Vollzug von Landesrecht 
könnten aber auch EU-Vorgaben (z.B. Dienst-
leistungsrichtlinie) oder e-Government Erforder-
nisse (z.B. österreichweit einheitliche Formu-
lare) einheitliche Qualitätsstandards erforderlich 
machen.

Gibt es Hindernisse für die Entwicklung 
einheitlicher Qualitätsstandards?
Probleme bei der Entwicklung einheitlicher Qua-
litätsstandards in Österreich ergeben sich insbe-
sonders aus dem immer wieder vorgebrachten 



125

Argument der regionalen Besonderheiten. In 
diesem Zusammenhang sei mit Landesamtsdi-
rektor Dr. Ofner darauf hingewiesen, dass eine 
BH rund 1200 Bundesnormen zu vollziehen hat, 
die für ganz Österreich gleichermaßen gelten 
und grundsätzlich keine länderspezifischen Dif-
ferenzierungen vorsehen. Zudem betonte FSTS 
Silhavy in ihren Ausführungen, dass die Kun-
dInnen der Verwaltung diese als Ganzes wahr-
nehmen, unabhängig davon ob eine Bundes-, 
eine Landes- oder eine Gemeindebehörde 
handelt. Für Kompetenzstreitigkeiten und un-
terschiedliche Vollzugspraxen je nach Behörde 
und Bundesland herrscht daher seitens der Bür-
gerInnen wenig Verständnis. 

Begegnet werden könnte der Frage von re-
gionalen Besonderheiten dadurch, dass man 
bundesländerübergreifende regionale Ver-
gleichspartnerschaften bildet. Einheitliche Qua-
litätsstandards für Verfahren in annähernd ähn-
lichen Regionen wären ein erster Schritt. Wenn 
etwa Niederösterreich und Oberösterreich glei-
chermaßen industrielle Regionen, Berggebiete, 
landwirtschaftliche Regionen im Alpenvorland 
etc. aufweisen, so könnte durch eine regionale 
Vergleichspartnerschaft ein erster Schritt in 
Richtung einer Vereinheitlichung von Qualitäts-
standards gesetzt werden. 

Der Auftrag zum Gesetzesvollzug bewirkt, 
dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Be-
zirkshauptmannschaften primär in rechtlichem 
Know-how geschult sind. Qualitätsknow-how 
und Qualitätsbewusstsein ist noch nicht ausrei-
chend vorhanden. Dies ist jedoch unerlässlich, 
will man Leistungsqualität durch einheitliche 
Qualitätsstandards sichern. 

Insbesondere die „Sicherheit“ im Vollzugs-
bereich von Bezirkshauptmannschaften zeich-
net sich durch diffuse Zuständigkeiten an den 
Schnittstellen zwischen Bezirkshauptmann-
schaften, dem Land und der Sicherheitsdirekti-
on aus. Für die Sicherheitsstrategie des Landes 
sind die Landessicherheitsdirektionen zustän-
dig. Sie wird von der Sicherheitsstrategie des 
Bundes beeinflusst. In Umsetzung der Strategie 
sind die Landespolizeidirektionen für den „inne-

ren“ Dienst der Sicherheitsverwaltung zuständig, 
die Bezirkshauptleute für die Sicherheit nach 
außen innerhalb ihres Bezirkes. Im § 9 Sicher-
heitspolizeigesetz ist die Weisungsgebundenheit 
der Bezirks- und Stadtpolizeikommandanten 
und deren Polizeiinspektionen gegenüber dem 
Bezirkshauptmann gesetzlich vorgesehen. Mit 
den Landespolizeidirektionen muss daher der 
Bezirkshauptmann inhaltlich auf Kooperations-
basis agieren. Nur in Angelegenheiten des inne-
ren Dienstes sind gem. § 10 Sicherheitspolizei-
gesetz die Bezirks- und Stadtpolizeikommanden 
dem Landespolizeidirektor weisungsmässig 
unterstellt. Wie BH Dr. Aigner in seinen Ausfüh-
rungen betont hat, könnten Absprachen und Ko-
operationen die Situation wesentlich entschärfen 
und so die Qualität der Verwaltungsleistungen 
erhöht werden. Qualitätsstandards für die Ent-
wicklung einer regionalen Sicherheitsstrategie 
sieht er, basierend auf den Ergebnissen des BH-
Plus-Projektes in der Erstellung einer jährlichen 
regionalen kriminalpolizeilichen Strategie mit 
nachgängiger Wirkungskontrolle, die mit einem 
einvernehmlich festgelegten Teilnehmerkreis 
entwickelt wird und in der auch Indikatoren und 
Verantwortlichkeiten festgelegt sind. 

Auf dem Weg zu gemeinsamen Quali-
tätsstandards
Die Modernisierungsbemühungen auf Ebene 
der Bezirkshauptmannschaften haben schon 
zu guten Ergebnissen geführt. Es ist daher 
sinnvoll, auf Vorhandenem aufzubauen. Auch 
das Lernen von internationalen und nationalen 
Good Practice Beispielen ermöglicht es, Fehler 
der anderen zu vermeiden. Wird der Prozess 
bei der Entwicklung von einheitlichen Qualitäts-
standards transparent gehalten, so kann die 
Akzeptanz für die Projektergebnisse wesentlich 
gefördert werden. Die Transparenz ermöglicht 
auch eine breite Einbindung aller Interessierten, 
die dann in weiterer Folge die Ergebnisse mit-
tragen können.

Generell sollte für mögliche nächste Schritte 
die Mehrdimensionalität von Standards im Auge 
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behalten werden. Wie Dr. Bauer ausführte, las-
sen sich Standards nicht bloß auf die Verfahrens-
dauer reduzieren. Vielmehr sollten Standards 
den vorgegebenen Zielsetzungen entsprechen, 
die neben Effizienzzielen auch noch z.B. Inno-
vationsaspekte oder hohe Kundenzufriedenheit 
umfassen können. Ähnlich der Logik der Balan-
ced Score Card wären die unterschiedlichen 
Zielsetzungen auch bei der Entwicklung der 
Standards auszubalancieren.

Mögliche weitere Vorgangsweise
■ Optimierungsworkshops nach dem Mu-

ster von Oberösterreich einführen: auf-
grund der Erörterung von Quartalsergebnis-
sen werden in Oberösterreich ausgewählte 
Bezirkshauptmannschaften beauftragt, einen 
Modellentwurf für ein optimales Verfahren zu 
entwickeln. Dieses Modell wird dann der Be-
zirkshauptleute-Konferenz vorgestellt. Diese 
prüft den Vorschlag und empfiehlt ihn im po-
sitiven Fall zur Umsetzung. Gleichzeitig wer-
den von der Bezirkshauptleute-Konferenz die 
verbindlichen Umsetzungsschritte festgelegt 
und ein Auftrag zur Klärung offener Fragen 
erteilt. Die Umsetzungsverfolgung wird durch 
die federführende Bezirkshauptmannschaft 
durchgeführt. Ein Ergebnis in Oberösterreich 
war etwa, dass Lenkererhebungen zuerst 
ohne RSb verschickt wurden, erst wenn kei-
ne Antwort einlangte, wurde die Lenkererhe-
bung nochmals, jetzt mit RSb, versendet. Die 
positiven Erfahrungen mit den Optimierungs-
workshops in Oberösterreich könnten in den 
anderen Bundesländern und in regionalen 
Kooperationen zwischen zwei oder mehre-
ren Bundesländern genutzt werden.

CAF gängige Begriffe aus dem Qualitäts-
management, im Selbstbewertungsprozess 
setzt man sich durch Diskussion innerhalb 
der Bewertungsgruppe, aber auch innerhalb 
der Organisation, mit diesen Begriffen ausei-
nander. Dies fördert das Qualitätsverständ-
nis und das Qualitätsbewusstsein der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Wenn nun der 
CAF etwa in den Tiroler Bezirkshauptmann-
schaften flächendeckend eingeführt wird, 
könnten sich andere Bezirkshauptmann-
schaften, die ebenfalls den CAF anwen-
den, als Vergleichspartner anbieten. Auch 
im BHplus – Projekt wurde die regelmäßige 
Anwendung des CAF als Qualitätsstandards 
vorgeschlagen.

■ Der Common Assessment Framework – 
CAF kann als Motor und Rahmen für wei-
tere Vernetzungsaktivitäten und für mehr 
Qualitätsbewusstsein eingesetzt werden. 
Der CAF ist ein auf europäischer Ebene 
entwickeltes Selbstbewertungsmodell, das 
aufgrund seiner allgemein anerkannten ein-
heitlichen Struktur eine gute Basis für Lei-
stungsvergleiche bietet. Zudem erklärt der 

■ Eine Ideenbörse für den bundeslände-
rübergreifenden Austausch, wie dies  
Dr. Andlinger vom Magistrat Linz anregte, 
macht Sinn, da die notwendigen Informati-
onen oft nicht bis zu allen MitarbeiterInnen 
in den Behörden gelangen. Immer wieder 
zeigt sich, dass Modernisierungsprojekte 
auch kräftige Impulse von unten, von den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bekom-
men. Diese Ideenbörse könnte die Kreativi-
tät aller MitarbeiterInnen anregen und auch 
engagierten Führungskräften Unterstützung 
bei ihren Bemühungen um hohe Leistungs-
qualität bieten.

■ Eine österreichweite Bezirkshauptleute-
Konferenz zu institutionalisieren würde 
dazu beitragen, sowohl durch die Pflege 
eines lebendigen Netzwerkes an möglichen 
Ansprechpartnern als auch durch die inhalt-
liche Auseinandersetzung mit aktuellen The-
menstellungen wertvolle Impulse in jeder Be-
zirkshauptmannschaft setzen zu können. An 
dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass ein 
maßgeblicher Impuls für die ersten beiden ös-
terreichweiten BH-Konferenzen in Eisenstadt 
und Linz vom KDZ-Zentrum für Verwaltungs-
forschung ausgegangen sind. Um dieses 
Netzwerk und den Erfahrungsaustausch aus 
sich heraus am Leben zu halten, müsste 
die österreichweite Bezirkshauptleute- 
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Konferenz, sozusagen als Selbstläufer, in 
angemessenen Zeitabständen (z.B. alle 
zwei Jahre) stattfinden. Dies hat auch Lan-
deshauptmann Mag. Voves in seinen Aus-
führungen unterstrichen und seine Unterstüt-
zung für die Institutionalisierung zugesagt. 
Das Feedback der letzten Bezirkshauptleute-
Konferenz in Graz hat deutlich gezeigt, dass 
hohes Interesse an diesem Austausch und 
auch an einer Weiterführung der Institution 
„Bezirkshauptleute-Konferenz“ besteht.

■ Da nicht nur die Bezirkshauptmann-
schaften, sondern auch die Magistrate in 
den Städten, bezirksverwaltungsbehördliche 
Aufgaben wahrnehmen, sollten die Städte 
verstärkt in dieses Netzwerk integriert
werden. Einheitliche Qualitätsstandards 
sollten auch für die Städte gelten.

■ Eine Evaluierung von Bürgerservicestan-
dards u.a. auch durch Kundenbefragungen 
könnte die derzeit geltenden unterschied-
lichen Standards transparent machen und 
so eine gute Basis für die Entwicklung ge-
meinsamer Bürgerservicestandards bilden. 
Jedenfalls wäre beim Prozess der Standard-
entwicklung auch eine Kundeneinbindung 
vorzusehen.

■ Die Weiterführung des „5 BH-Projektes“:
5 Bezirkshauptmannschaften aus 4 Bundes-
ländern befassen sich in diesem Projekt mit 
der Entwicklung von Qualitätsstandards in 
einzelnen Bereichen. So werden etwa in der 
Arbeitsgruppe „Baustellenmanagement“ ein-
heitliche Antragsformulare entwickelt oder 

Check-Listen für die Polizei (für Kontrollen) 
erarbeitet. In der Arbeitsgruppe „Großscha-
densereignisse“ werden Schulungsstandards 
für EinsatzleiterInnen und Stabhilfspersonal 
entwickelt, ebenso wie Ausrüstungs- und 
Ausstattungserfordernisse. In insgesamt sie-
ben Themenfeldern werden hier also gemein-
sam Standards entwickelt. (siehe dazu auch 
www.bhplus.at.tf) Bei der Ausweitung des 5 
BH-Projektes könnten drei bis fünf weitere 
Bezirkshauptmannschaften zu einem „Ge-
gencheck“ für die bereits erarbeiteten Stan-
dards gewonnen werden. Die solcher Art 
geprüften Standards könnten dann in einem 
Bericht der Landesamtsdirektorenkonferenz 
vorgelegt und dort diskutiert werden. Ziel 
dieser Diskussion in der LAD-Konferenz ist 
es, die Möglichkeit einer Empfehlung zur An-
wendung des Standards in ganz Österreich 
zu prüfen.

Die Träger der Entwicklung einheitlicher Qua-
litätsstandards sind daher innovative Bezirks-
hauptmannschaften aus möglichst allen 
Bundesländern und die Konferenz der Landes-
amtsdirektoren, die Kraft ihrer Koordinations-
kompetenz sicherstellen könnte, dass bei der 
Strategieentwicklung der einzelnen Bundes-
länder die Entwicklung österreichweiter einheit-
licher Qualitätsstandards Thema wird. Das Bun-
deskanzleramt kann bei Bedarf unterstützen 
und dem Prozess nützliche Impulse geben. Die 
Wirtschaft und die BürgerInnen werden es ihnen 
danken.

Dr. Elisabeth Dearing ist Juristin und seit April 1996 Leiterin der Abteilung Ver-
waltungsentwicklung, derzeit im Bundeskanzleramt. Aktuelle Arbeitsschwer-
punkte: Geschäftsführende Leiterin der Verwaltungsqualitätsoffensive für 
die Bundesverwaltung, Qualitätsmanagement und CAF, Organisationsent-
wicklung, Leistungs- und Wirkungsindikatoren; Leistungsvergleiche und Ver-
waltungswettbewerbe, Mitglied des Bureaus des OECD-Public Governance 
Committee und des Leitungsstabes des European Public Sector Awards.
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Programm
3. Österreichweite Bezirkshauptleutekonferenz
„Qualitätsstandards für BürgerInnen und für die Wirtschaft“

20. November 2007, 10.00 – 13.00 Uhr, Moderation: Mag. C. Albertani, Kleine Zeitung Graz
10.00 Uhr Begrüßung durch den steiermärkischen Landesamts-

direktor 
LAD HR Dr. G Ofner

10.10 Uhr Qualitätsstandards für BürgerInnen und Wirtschaft FStS H. Silhavy, BKA

10.40 Uhr Verwaltungsentwicklung in der Steiermark, 
ausgewählte Beispiele

LAD HR Dr. G. Ofner

11.10 Uhr Pause

11.30 Uhr Qualitätsstandards als zentraler Modernisierungs-
ansatz – Stand und Perspektiven

Dr. H. Bauer, KDZ-Zentrum 
für Verwaltungsforschung

12.00 Uhr Dialog mit Politik und ExpertInnen – Podiums-
diskussion unter Einbeziehung des Publikums

FStS H. Silhavy, LAD 
Dr. G. Ofner, 
Dr. E. Dearing (BKA), 
MD Mag. M. Haidvogl 
(Stadt Graz), 
BH Dr. W. Mitterlehner 
(BH Rohrbach)

13.00 Uhr Mittagsbuffet 

14.00 Uhr In Netzwerken zu Qualitätsstandards Dr. G. Kaltenbrunner (Amt 
der OÖ Landesregierung)

14.30 Uhr Einführung in die Workshops – Auf dem Weg zu 
gemeinsamen Qualitätsstandards

Dr. E. Dearing, BKA

14.45 Uhr Pause



20. November 2007, Nachmittag, Workshops
15.00 Uhr WS I (Moderation: H. Bauer, KDZ)

Standards im Bereich „Sicherheit“ und Sicherheits-
strategien der BH

Impulsreferate: 
BH Dr. K. Aigner 
(BH Hallein), 
Dr. F. Ruf (LPK Salzburg)

WS II (Moderation: T. Prorok, KDZ)

Beiträge von E-Government zu gemeinsamen 
Qualitätsstandards

Impulsreferate: 
Ing. R. Ledinger (BKA), 
MD Mag. M. Haidvogl 
(Stadt Graz)

WS III (Moderation: P. Biwald, KDZ)

Das Ende der Bürgerbüros? – Bürgerbüro als Quali-
tätsmerkmal der Bezirkshauptmannschaften

Impulsreferate:
BH Dr. W. Plauder 
(BH Feldbach) 
SR Dr. D. Klose 
(MBA Wien 15)

WS IV (Moderation: E. Dearing, BKA)

Von der Idee zum Netzwerk – Vom Nutzen von 
Kooperationen

Impulsreferate: 
BH Dr. J. Gruber 
(BH Wels-Land), 
BH Dr. H. Pansi 
(BH Hermagor)

17.00 Uhr Ende des 1. Tages

17.30 Uhr Abendempfang in den Repräsentationsräumen 
der Grazer Burg

21. November 2007, 09.00 – 12.30 Uhr, Moderation: Mag. C. Albertani, Kleine Zeitung Graz
09.00 Uhr Qualitätsstandards für BürgerInnen – internationale 

Perspektiven (Vortrag auf Deutsch)

Qualitätsstandards im Bürgerservice in der BH 
Innsbruck

S. Parrado (Governance 
International, London/
Madrid)
BH Dr. H. Hauser

09.50 Uhr Ethische Standards als Qualitätsmerkmal im öffent-
lichen Bereich – Grundsätze und Projektberichte 

SC Mag. E. Bachmayer 
(BKA), 
OSR Dr. P. Jauernig 
(Stadt Wien)

10.45 Uhr Pause 

11.15 Uhr Berichte aus den Workshops WS-LeiterInnen

11.45 Uhr Ausblick auf die nächsten Schritte Dr. E. Dearing (BKA)

12.00 Uhr Abschluss-Statement durch Landeshauptmann 
Mag. Franz Voves

LH Mag. Franz Voves

12.30 Uhr Ende der Veranstaltung
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